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EDITORIAL 

Liebe Interessierte,

pünktlich zur Winterzeit halten Sie das zweite Schwer-
punktheft mit dem neuen Titel Raumentwicklung – 
ARL-Journal für Wissenschaft und Praxis in den Hän-
den. Machen Sie es sich gemütlich, denn die Lektüre lohnt!

In der Rubrik „Aktuell“ erwartet Sie ein erstes Inter-
view mit der neuen Generalsekretärin der ARL. Im Fokus 
steht das Thema „Fläche“.

Bevor ich nun inhaltlich den Bogen dieses Heftes für 
Sie aufspanne, möchte ich Ihnen noch das Positionspapier 
aus der ARL 149 „Perspektive netto-null Flächenverbrauch. 
Innenentwicklung, flächensparendes Bauen, Flächenrück-
gabe und städtebauliche Qualifizierung als Elemente einer 
Flächenkreislaufwirtschaft“ empfehlen. Es ist auf unserer 
Website Open Access verfügbar und bietet in einer kom-
pakten Form konkrete Ansatzpunkte, wie der Flächenver-
brauch reduziert werden kann und wie sich eine Flächen-
kreislaufwirtschaft umsetzen ließe.

Fläche und Boden sind endlich, sie sind Lebensgrund-
lage, Ressource und Wirtschaftsgut. Mit jeder Entschei-
dung für oder gegen die (künftige) Nutzung einer Fläche 
drehen wir an Stellschrauben, die sich auf unsere Lebens-
bereiche auswirken und vielfältige Wechselwirkungen ent-
falten. Daher ist eine nachhaltige und damit auch voraus-
schauende Flächenpolitik und -planung so wichtig. Dies ist 
eine originäre Aufgabe der Raumplanung. 

Den Einstieg ins Thema übernimmt Stefan Siedentop. 
Er unterstreicht in seinem Beitrag „Raumnutzungskonflikte 
im Zeitalter der Transformation. Ausmaß und raumord-
nungspolitischer Handlungsbedarf“, dass der Umgang mit 
Nutzungskonflikten eine Kernaufgabe der Raumordnung 
ist und prognostiziert, dass das Ausmaß der Konflikte auf-
grund der politischen Transformationsagenden weiter 
spürbar zunehmen wird. Systemische Veränderungen von 
Ökonomie, Infrastruktur, gebauter Umwelt und Land-
schaftssystemen sind zwar notwendig, verschärfen aber 
regionale Raumnutzungskonflikte. Der sich dadurch erhö-
hende regionale Steuerungs- und Koordinierungsbedarf 
macht aus Sicht des Autors eine weitreichende program-
matisch-instrumentelle Neuorientierung der Raumord-
nung erforderlich.

Der nachfolgende Beitrag „Bodenpolitik und Net-
to-Null. Erfahrungen aus dem europäischen Ausland“ von 
Thomas Hartmann, Andreas Hengstermann und Peter 
Lacoere präsentiert zentrale Erkenntnisse aus dem Inter-
nationalen Arbeitskreis der ARL „German Land Policy Re-
visited – Reflections and Lessons from Abroad“. Boden-
politik wird zwar auf nationaler Ebene umgesetzt, aber 
überall in Europa gibt es derzeit gesellschaftliche Debatten 
um eine gemeinwohlorientierte Bodenwende. Auch wenn 
erfolgreiche bodenpolitische Instrumente nicht einfach 
übertragbar sind, lohnt ein international vergleichender 
Blick, um die Flächenneuinanspruchnahme zu reduzieren.

Der Beitrag von Angelika Münter „(Neue) Flächen-
ansprüche und der Stillstand beim Flächensparen. Ursa-
chen und Lösungsansätze aus dem Blickwinkel der räum-
lichen Transformation“ schließt an den Befund der Not- 
wendigkeit politischer Transformation an. Die Autorin 
führt Erkenntnisse aus drei Forschungsprojekten zusam-
men und erläutert, wie gesellschaftliche Megatrends und 
Reaktionen auf Krisen zu neuen Flächenansprüchen und 
verschärften Raum- und Landnutzungskonflikten führen. 
Eine Wende hin zu einer Reduzierung des Flächenver-
brauchs muss in einen langfristigen räumlichen Transfor-
mationsprozess eingebettet werden und erfordert eine 
gesamtgesellschaftliche und sektorübergreifende An-
strengung.

Stephan Reiß-Schmidt hebt in seinem Beitrag 
„Bodenkrise? Bodenwende! Flächenpolitik und Bodenpo-
litik gehören zusammen“ hervor, dass Boden als Flächen-
ressource, als Wirtschaftsgut und Eigentumstitel und nicht 
zuletzt als ökologisches System gleich dreifach unter Druck 
steht. Eine sozial- und klimagerechte Raumentwicklung er-
fordert neben wirksameren Entscheidungsprozessen und 
Planungsinstrumenten vor allem eine neue Bodenordnung, 
die Eigentumsfreiheit und Sozialbindung besser ausbalan-
ciert. Zugleich steht zukünftig das Management von 
Knappheiten auf der Agenda. Um eine transformative Flä-
chen- mit einer gemeinwohlorientierten Bodenwende zu 
verbinden, sind daher neue Bündnisse in Zivilgesellschaft 
und Politik notwendig.

Hans-Jörg Domhardt, Christian Jacoby und Walter 
Kufeld betrachten das Thema „Fläche“ in ihrem Beitrag 
„Multiple Freiraumbeanspruchung erfordert neue Strate-
gien der Freiraumsicherung und -entwicklung“ konsequent 
aus Sicht des Freiraumschutzes. Für eine nachhaltige 
Raumentwicklung ist es notwendig, Freiraumschutz als 
wichtiges Zukunftsthema mit ökologischem und sozialem, 
aber auch ökonomischem Potenzial zu erkennen. Aufgrund 
der großen Bedeutung des Themas wurde 2020 der 
ARL-Arbeitskreis „Freiraumsicherung und -entwicklung in 
der räumlichen Planung – Innovative Ansätze im Kontext 
einer nachhaltigen Entwicklung von Siedlungs- und Ver-
kehrsflächen“ eingerichtet, um aus inter- und transdiszi-
plinärer Perspektive Beiträge zur Entwicklung integrierter 
Flächenpolitiken zu leisten.

Hier schließt der Beitrag „Flächen- und Freiraum-
schutz im Licht der Großen Transformation. Denkanstöße 
und konkrete Ansätze aus Baden-Württemberg, Bayern 
und der Schweiz“ von Anne Ritzinger, Damian Jerjen, 
Nadine Kießling, Petra Neubauer und Hans-Martin Zade-
mach an. Sie präsentieren Ergebnisse aus der Arbeitsgrup-
pe „Praxis Transformation“ der ARL-Foren Baden-Würt-
temberg und Bayern. Anhand von Beispielen zeigen sie, 
dass ökologische Anliegen durchaus Mehrheiten in der 
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Bevölkerung finden und zu realpolitischen Veränderungen 
führen können. Der Beitrag verdeutlicht auch, dass eine 
schnelle und effektive Anpassung bestehender Planungen 
und Gesetze möglich ist. Es gilt entsprechende Prozesse 
und Praktiken weiter zu fördern, um eine zukunftsfähige 
Raumnutzung zu gewährleisten.

Wir bleiben in der Praxis: Anne Weiß zieht in ihrem 
Beitrag „Die Flächensparoffensive in Bayern. Ein Zwischen-
stand aus unterfränkischer Sicht“ ein erstes Resümee zur 
Arbeit der seit Anfang 2021 tätigen Flächensparmanager/
innen in Bayern. Ich war sehr beeindruckt, was für eine tol-
le und engagierte kommunikative Arbeit von ihnen geleis-
tet wird! Die Flächensparoffensive arbeitet vor allem mit 
weichen Instrumenten, ihr Schwerpunkt liegt auf der Be-
ratungs-, Sensibilisierungs- und Öffentlichkeitsarbeit. Ob-
wohl quantitativ bisher keine Trendumkehr erzielt werden 
konnte, lässt sich eine gesteigerte Bewusstseinsbildung 
und vermehrte Akzeptanz in den Kommunen und der Be-
völkerung nachzeichnen. Dankenswerterweise sind die 
Stellen der Flächensparmanager/innen jetzt fest auf der 
Ebene der Bezirksregierungen Bayerns verankert. 

Stefan Fina skizziert in seinem Beitrag „Digitale Pla-
nungsunterstützung. Wissensinfrastrukturen für die klima-
sensible Innenentwicklung“, wie digitale Anwendungen ei-
nen klimagerechten Umbau des Bestands und damit eine 
Reduzierung der Flächenneuinanspruchnahme unterstüt-
zen können, z.  B. wenn Planungsprozesse einer klima-
sensiblen Nachverdichtung sektorübergreifend für Ge-
bäude, Umfeld und Quartier zusammengeführt werden. 
Neben den Potenzialen der Digitalisierung werden auch 
kommunale Handlungszwänge und Herausforderungen – 
etwa bei den Themen Partizipation und Akzeptanz – be-
leuchtet. Zwei Beispiele zeigen, wie eine digitale Planunter-
stützung einen wichtigen Beitrag für eine klimasensible 
Stadtentwicklung leisten kann.

Axel Priebs nimmt abschließend in seinem Ausblick 
„Alte und neue Flächenbedarfe nach der Zeitenwende. Eine 
starke Raumordnung ist wichtiger denn je!“ explizit Bezug 
auf die gestaltende Kraft und die daraus resultierende Ver-
antwortung der Planung für einen nachhaltigen Umgang 
mit dem knappen Gut Fläche. Fläche ist die Kernkompetenz 
der Raumordnung. Das zeigt sich deutlich bei der Siche-
rung von Rohstoffabbaugebieten, landwirtschaftlichen Flä-
chen, Trassen für Linien-Infrastrukturen oder Freiräumen. 
Dies ist nur über die Raumordnung und das Raumord-
nungsrecht in verbindlichen Raumordnungsplänen mög-
lich. Die Kompetenz und Leistungsfähigkeit der Raumord-
nung im Kontext wachsender Flächenansprüche und 
daraus resultierender Konflikte sollte daher selbstbewusst 
nach außen vermittelt werden.

Wie ein roter Faden zieht sich durch alle neun Beiträ-
ge, dass Umfang und Tiefe der notwendigen Transforma-
tionen immens, sehr komplex und gesellschaftspolitisch 
konfliktträchtig sind. Raumplanung bringt hier entschei-
dende Kompetenzen für integrative Lösungen mit und hat 
Gestaltungsmöglichkeiten, die sie aktiv nutzen sollte, um 
wichtige Impulse zu setzen und eine nachhaltige Raument-
wicklung aktiv mitzugestalten. Aber gelingen werden die 
zahlreichen und miteinander verwobenen Transformati-
onsanforderungen nur, wenn sektorübergreifend Mehr-

heiten in Politik, Verwaltung und Gesellschaft mobilisiert 
werden und komplexe Probleme in ihrer Vielschichtigkeit 
und ihren Wechselwirkungen entsprechen adressiert und 
adäquat bearbeitet werden. Das erfordert vielfach neue 
rechtliche Rahmenbedingungen und finanzielle Anreize, 
aber auch eine intensive inter- und transdisziplinäre Zu-
sammenarbeit und gesellschaftspolitische Überzeugungs-
arbeit. Diese braucht – auch das spiegelt sich in vielen Bei-
trägen wider – vor allem Kommunikation, Transparenz, 
Sensibilisierung und Konfliktmanagement bzw. eine profes-
sionelle Moderation und Begleitung tiefgreifender Verän-
derungsprozesse.

Auch die Rubrik „Aus der ARL“ ist wie immer gut 
gefüllt. Das Präsidium und die Geschäftsstelle möchten 
Andreas Klee noch einmal herzlich für die kommissarische 
Leitung der Geschäftsstelle danken! Es gibt spannende Ver-
anstaltungsrückblicke und Sie erfahren viel Neues aus der 
Arbeit der Gremien der ARL. Außerdem stellen wir Ihnen 
das neu gestartete Urban Climate Future Lab kurz vor und 
informieren über Aktuelles aus dem Forum Nachwuchs der 
ARL. Mit Dietrich Fürst und Klaus Töpfer sind in diesem 
Jahr zudem zwei besonders prägende Persönlichkeiten und 
langjährige Akademiemitglieder verstorben, ihr Wirken 
und fachliches Engagement hat weiterhin Bestand.

In der Rubrik „Aus Raumforschung und -planung“ 
finden Sie aktuelle Ausschreibungen des Förderkreises für 
Raum- und Umweltforschung (FRU). Rainer Danielzyk hat 
zudem ein lesenswertes Interview mit Christel Wolf geführt 
und stellt die „Christel und Klaus Wolf-Stiftung“ kurz vor – 
der FRU und die ARL sind der „Christel und Klaus Wolf- 
Stiftung“ aufgrund der großzügigen finanziellen Unterstüt-
zung im Bereich der Nachwuchsförderung zu großem Dank 
verpflichtet.

An den ARL-Kongress 2025 „Zukunft jetzt! Die so zial-
ökologische Transformation gestalten“, der am 27./28. 
März 2025 in der Leopoldina in Halle/Saale stattfindet, 
möchte ich kurz erinnern, aber auch das Raumwissen-
schaftliche Kolloquium 2025 des Leibniz-Forschungsnetz-
werks „Räumliches Wissen für Gesellschaft und Umwelt – 
Leibniz R“ wird sich dem Thema „Zu viel des Wandels? 
– Widersprüche und Aufbrüche in der sozial-ökologischen 
Transformation“ widmen. Es findet am 26. und 27. Juni 
2025 in Berlin statt. Antje Bruns wird hier eine Session zur 
Rolle und Bedeutung der öffentlichen Verwaltung als 
„Change Agent“ anbieten, die sich mit den Gelingensbedin-
gungen für Transformation befassen wird. 

Wir wünschen Ihnen eine anregende Lektüre!

D R .  TA N JA E R N S T
Stabsstelle „Wissenschaftskommunikation“ 
der ARL
Tel. +49 511 34842 56
tanja.ernst@arl-net.de
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Antje Bruns ist seit August 2024 neue Generalsekretärin 
der ARL und hat gleichzeitig im Rahmen einer gemein­
samen Berufung die Professur für Räumliche Transforma­
tion an der Leibniz Universität Hannover übernommen. 
Zuvor hatte sie fast 10 Jahre die Professur „Nachhaltige 
Entwicklung und Governance“ an der Universität Trier inne 
und baute dort das national und international renommierte 
Governance and Sustainability Lab auf und aus.

In der ARL war sie bereits Mitglied des Jungen Fo­
rums, jetzt Forum Nachwuchs, und Mentee. Sie hat sich 
immer wieder in der Akademie engagiert, weil sie die inter­ 
und transdisziplinäre Arbeitsweise der ARL zu raumbezo­
genen Fragen schätzt. Seit 2014 ist sie gewähltes Akade­
miemitglied und viele Mitglieder sowie Mitwirkende aus 
dem Netzwerk der ARL kennen sie bereits. Wir möchten 
trotzdem die Gelegenheit nutzen, um Antje Bruns im Rah­
men eines kurzen Interviews näher vorzustellen.

Tanja Ernst: Liebe Antje Bruns, herzlich willkommen! Sie 
haben bei Ihrer Begrüßungsrede am 1. August in der Ge­
schäftsstelle der ARL verraten, dass Sie in Hannover gebo­
ren wurden und noch immer Bezüge zur Stadt haben, so­
dass sich der Neustart hier auch ein wenig nach Rückkehr 
anfühlt. Was waren denn Stationen in Ihrem Leben, die Sie 
vor allem mit Blick auf Ihren akademischen Werdegang und 
Ihre Forschungsschwerpunkte und ­themen besonders 
geprägt haben?

Antje Bruns: Ich bin auf der niedersächsischen Seite der 
Elbmündung aufgewachsen, das prägt. Die Themen Was­
ser und Küste sind mir wichtig und begleiten mich seit 
langem. Studiert habe ich Geographie an der Humboldt­ 
Universität zu Berlin, um dann an der Universität Kiel zur 
Governance im Küstenraum zu promovieren. Es ging dabei 
um den Wandel der europäischen Umweltpolitik und die 
Umsetzung eines in tegrierten Küstenzonenmanagements 
und der Wasser rahmenrichtlinie an der Westküste Schles­
wig­Holsteins. Diese Themen bearbeitete ich auch als 
wissenschaftliche Mitarbeiterin am Helmholtz­Zentrum 
Geesthacht in der Abteilung „Sozioökonomie des Küsten­

raumes“, bevor ich eine Stelle als Akademische Rätin im 
Fach Geographie an der Universität Flensburg antrat. Es 
folgte die Berufung auf eine Juniorprofessur für Klimawan­
del und nachhaltige Entwicklung am Geographischen Insti­
tut der Humboldt­Universität zu Berlin. Die Position er­
möglichte mir in einer frühen Karrierephase den Aufbau 
einer eigenen Arbeitsgruppe am Lehrstuhl. Zudem war ich 
an der HU u.  a. Mitglied im Integrativen Forschungsinsti­ 
tut zur Transformation von Mensch­Umwelt­Systemen 
(IRI THESys). 2015 wurde ich auf die Professur in Trier 
berufen und habe dort das Governance and Sustainability 
Lab etabliert. Inspiriert von Ansätzen der Politischen Öko­
logie, der Nachhaltigkeits­ und Transformationsforschung 
und den Wissenschafts­ und Technologiestudien haben wir 
im Lab erforscht, wie Macht und Wissen zusammenwirken 
und die raum­ und umweltbezogene Governance durch­
dringen. Dies erfolgte im Rahmen verschiedener Projekte 
am Beispiel der urbanen Wasserkrise sowie der Stadtent­
wicklung und Stadtplanung in Accra, der Hauptstadt 
Ghanas, oder zu Energietransitionen im Kontext des inter­
nationalen Konsortiums Justice First!. Neben internationa­
len Fallstudien standen regionale Themen im Mittelpunkt: 
So befasste sich das Lab in und um Trier bspw. mit der An­
passung an den Klimawandel in der Moselregion oder mit 
Fragen der grenzüberschreitenden Raumentwicklung.

Tanja Ernst: In Ihren Forschungsbeiträgen betonen Sie 
regelmäßig, dass Theorie von hoher Wichtigkeit für das 
Verständnis räumlicher Prozesse und für die (Planungs­)
Praxis ist. Können Sie das erläutern?

Antje Bruns: Ich arbeite mit unterschiedlichen Theorien 
der Raum­ und Gesellschaftswissenschaften, denn Theorie 
ermuntert uns, Vorannahmen und Orthodoxien zu hinter­
fragen und das ist wichtig! Zum Beispiel interessiert mich, 
wie sich Nachhaltigkeitsexpertise konstituiert, welche Ex­
pertisen und Expertinnen/Experten Diskurse bestimmen 
und welche Leerstellen dadurch geschaffen werden. So 
habe ich in den letzten Jahren Transformationsprozesse 
zur Nachhaltigkeit in den Blick genommen und festgestellt, 

TRANSFORMATION GESTALTEN, 
POTENZIALE DER ARL 
ENTWICKELN
Ein Interview mit Antje Bruns
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dass technikorientierte Rahmungen auch die Lösungs­
suche dominieren. Hingegen sind soziale Fragen – wie sie 
etwa rund um Fragen der Wasser­, Energie­ und Umwelt­
gerechtigkeit aufscheinen – weniger sichtbar. Dies ist auch 
insofern relevant, als dass es in unserem Debattenfeld – 
Wissen für räumliche Entwicklung – ja immer auch um die 
Frage geht, wie die Schnittstelle zwischen Wissenschaft 
und Gesellschaft bzw. Wissenschaft und Politik gestaltet 
wird. 

Tanja Ernst: Die Schnittstellen zwischen Wissenschaft und 
Gesellschaft und Wissenschaft und Politik und die Praxis­
bezüge Ihrer Forschung, aber auch der Anspruch nachhal­
tige Entwicklungen und räumliche Transformationen wis­
sensbasiert, aber eben auch aktiv mitzugestalten, schlagen 
die Brücke zu meiner nächsten Frage: Was hat Sie moti­
viert, die Möglichkeit zu eigener Forschung zurückzustel ­ 
len und sich in einer herausfordernden Zeit für die ARL 
und damit für eine sehr fordernde Aufgabe zu bewerben?

Antje Bruns (lacht): Transformation gestalten, ja, das ist 
das zentrale Stichwort. Ich sehe große Relevanz für die in 
der ARL bearbeiteten Themen. Akademie und Netzwerk 
haben eine sehr wichtige Rolle für die Wissensproduktion, 
zugleich gibt es aber auch einen großen Veränderungs­
bedarf. Gemeinsam mit der Geschäftsstelle, dem Präsidium 
und allen Aktiven möchte ich die ARL (um­)gestalten, so­
dass sie als außeruniversitäre Einrichtung der Leibniz­ 
Gemeinschaft wettbewerbsfähig, internationaler und dau­
erhaft gesichert ist. Die ARL übt an der Schnittstelle zwi­
schen Wissenschaft und Praxis wichtige Scharnierfunk­
tionen in Politik, Verwaltung und Gesellschaft aus und 
schafft so einen institutionalisierten Ort für die Vernetzung 
von raumbezogener Expertise sowie zur Entwicklung lang­
fristiger Beziehungen und personeller Netzwerke. Damit 
übernimmt die Akademie aus meiner Sicht die Rolle eine 
Grenzorganisation (boundary organisation), die wechsel­
seitige Kommunikation und Vertrauen fördert und zugleich 
eine zentrale Grundlage für den voraussetzungsvollen in­
ter­ und transdisziplinären Austausch und damit die ange­
strebte Co­Produktion von Wissen zwischen Wissenschaft 
und Praxis schafft. Die Anerkennung unterschiedlicher 
Wissensformen erlaubt uns neue Sichtweisen auf den Ge­
genstand der Forschung und kann Grenzen neu ausloten 
und verschieben. 

Das ist für mich zentral, um aktive Beiträge und die 
Gestaltung räumlicher Transformationen zur Nachhaltig­
keit ein­ und voranbringen zu können. Persönlich würde 
ich mir wünschen, dass die ARL als Akademie, Netzwerk, 
Plattform und fachliche Stimme raumbezogener For­
schung und Praxis nach außen künftig stärker debatten­
bildend wirkt, sich mehr einmischt und aktiv in die derzeit 
nicht­nachhaltige Raumentwicklung interveniert. Dafür 
braucht es aber auch mehr Raum für Kontroversen im Inne­
ren. Das ist ein Prozess, den wir nur gemeinsam beschrei­
ten und weiterentwickeln können. Aber ich freue mich 
darauf! 

PRO F.  D R .  A NTJ E B RU N S
Generalsekretärin der ARL / Professur für 
Räumliche Transformation an der Leibniz 
Universität Hannover

Tel. +49 511 34842 37
antje.bruns@arl­net.de

D R .  TA N JA E R N S T
Stabsstelle „Wissenschaftskommunikation“ der ARL
Tel. +49 511 34842 56
tanja.ernst@arl­net.de
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Stefan Siedentop

RAUMNUTZUNGSKONFLIKTE 
IM ZEITALTER DER 
TRANSFORMATION
Ausmaß und raumordnungspolitischer Handlungsbedarf

Der Umgang mit Raumnutzungskonflikten ist eine Kern­
aufgabe der Raumordnung. Schon immer haben Siedlung, 
Verkehr und Infrastruktur, Freizeit­ und Erholungsnutzun­
gen, Land­ und Forstwirtschaft, Energie­, Rohstoff­ und 
Wasserwirtschaft sowie Naturschutz um das knappe Gut 
„Freiraum“ konkurriert. In den kommenden Jahren wird 
das Ausmaß dieser Konflikte aber spürbar zunehmen. Eine 
Ursache dafür liegt in politischen Transformationsagen­
den, die nicht nur bestehende Raumnutzungsansprüche 
erhöhen, sondern auch gänzlich neue Flächenbedarfe er­
zeugen. Infolgedessen wird die Raumordnung mit einem 
bis dato nicht bekannten Handlungsdruck konfrontiert. 
Gleichzeitig unterliegt der institutionelle Rahmen der 
raumplanungsrechtlichen Bearbeitung und Lösung von 
Nutzungskonflikten starken Veränderungen. 

Als „Transformation“ werden in diesem Beitrag syste­
mische Veränderungen von Ökonomie, Infrastruktur, ge­
bauter Umwelt und Landschaftssystemen verstanden. Dies 
lässt sich gleichermaßen als staatlich moderierte Gestal­
tungsaufgabe (so etwa angelegt in der Politik des Klima­
schutzes und der Klimafolgenanpassung) und als selbst­
organisierter, emergenter Prozess, resultierend aus den 
Handlungen von Marktteilnehmenden und raumnutzenden 
Akteuren, verstehen. Transformation erfolgt eingebettet in 
einem komplexen Kontext von (De­)Globalisierung, Digi­
talisierung, gesellschaftlichem (vor allem demographi­
schem) Wandel, schwindendem Vertrauen in die repräsen­
tative Demokratie und klimatischen Veränderungen. 

Ein Spezifikum politischer Transformationsagenden 
ist ihr „begrenzter Zeitplan“ (Beckert 2024: 13), da die 
Einhaltung des 1,5­Grad­Ziels – zu dem Deutschland sich 
international bekannt hat – eine Art Vollbremsung beim 
Ausstoß an Treibhausgasemissionen erforderlich macht. In 
vergleichsweise wenigen Jahren gilt es, komplexe sozio­
technische Systeme weitreichend umzugestalten, was die 
handelnden Akteure in Politik und Verwaltung unter enor­
men Zeitdruck setzt. Das Zeitlimit erklärt auch, warum es 
derzeit zu Veränderungen des deutschen Klimaschutz­, 
Energie­ und Planungsrechts kommt, die vor einigen Jah­
ren kaum vorstellbar gewesen wären. Auf Art, Umfang und 
Umgang mit Raumnutzungskonflikten hat dies gravierende 
Auswirkungen.

In diesem Beitrag werden zunächst die erwarteten 
Veränderungen der Raumnutzungsansprüche erläutert 
und Schlussfolgerungen zum Ausmaß daraus resultieren­
der Nutzungskonflikte gezogen. Anschließend wird erläu­
tert, in welcher Weise Transformation die Art und Weise 
der Verarbeitung dieser Konflikte verändert, bevor im letz­
ten Teil einige Handlungsperspektiven für die Raumord­
nung skizziert werden.

Hintergrund zunehmender 
Raumnutzungskonflikte
Raumnutzungskonflikte sind in einem Land wie Deutsch­
land zunächst schlicht Anzeichen für die Endlichkeit von 
Grund und Boden und die Verknappung der insbesondere 
im Freiraum bereitgestellten Ökosystemleistungen. Das 
Bevölkerungs­ und Wirtschaftswachstum der vergangenen 
Jahrzehnte korrespondierte mit einer ungebrochen stei­
genden Nachfrage nach Wohnraum, Gewerbeflächen, Er­
holungsflächen und kommunaler Infrastruktur, welche an­
teilig auch auf Kosten des Freiraums befriedigt wurde. So 
wuchs die Siedlungs­ und Verkehrsfläche allein in den ver­
gangenen 20 Jahren bundesweit um gut 7.000 km² (UBA 
2024), ein Großteil davon zulasten von landwirtschaftlich 
genutzten Flächen. Schon heute gehört Deutschland zu 
den Ländern der Erde mit dem höchsten Pro­Kopf­Konsum 
an Siedlungsfläche (van Vliet/Yang/Bakker et al. 2024).

Aktuell rückt der enorme Flächenbedarf für den Aus­
bau der Erzeugung erneuerbarer Energie in das Blickfeld, 
allen voran in Form von Freiflächen­PV­Anlagen, aber auch 
durch Anlagen zur Nutzung von Windenergie, die erforder­
lichen Stromleitungswege und Speicherinfrastrukturen so­
wie Flächen für naturschutzbezogene Ausgleichsmaß­
nahmen. Bis 2030 könnte dies nach Schätzungen von 
Osterburg/Ackermann/Böhm et al. (2023) über 50 Hektar 
pro Tag ausmachen, was die Erreichbarkeit des „30­Hek tar­
minus­x“­Ziels der deutschen Nachhaltigkeitsstrategie un­
realistisch erscheinen lässt. 

Aus der Wirtschaftsförderung wird überdies eine 
steigende Nachfrage nach größeren Gewerbe­ und Indus­
trieflächen konstatiert, was den Druck auf den Freiraum 
ebenfalls erhöhen könnte. Die wirtschaftlich dynamischen 
2010er Jahre haben zu einer starken Auslastung bestehen­
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der Gewerbestandorte geführt. Auch die – im Sinne des 
„De­Risking“ politisch motivierte – Ansiedlung kritischer In­
dustrien im nationalen Kontext, wie die Halbleiter­ oder 
Batteriefertigung, verstärkt die Flächennachfrage. Kiwitt 
(2022) weist am Beispiel der Automobilindustrie darauf 
hin, dass der Umstieg auf alternative Antriebe neue Ferti­
gungsanlagen erfordert, die in den bestehenden Betrieben 
nicht vollständig untergebracht werden können. In diesem 
Zusammenhang wird häufig erwähnt, dass sich die Vorteile 
der Digitalisierung und Automatisierung in neu gebauten 
Fabrikanlagen besser realisieren lassen als im Bestand. 

Schließlich ist zu erwarten, dass sich die enormen Be­
darfsüberhänge auf den Wohnungsmärkten nicht allein 
über Innenentwicklung decken lassen werden. Dafür 
spricht sowohl der schiere Flächenumfang der erforder­
lichen Wohnungsbauleistungen als auch das rückläufige 
Potenzial an einfacher mobilisierbaren Innenentwicklungs­
reserven (Siedentop 2023). Hinzu kommen die Anforde­
rungen der „dreifachen Innenentwicklung“ (UBA 2023), 
die zumindest in klimatisch belasteten, stark versiegelten 
Innenstädten die heute im Neubau realisierten baulichen 
Dichten infrage stellen, was sich indirekt auf den Flächen­
bedarf des Wohnungsbaus insgesamt auswirkt. 

Osterburg/Ackermann/Böhm et al. (2023) schätzen 
vor diesem Hintergrund, dass die Landwirtschaft bis 2030 
mehr als 3.000 km² Acker­ und Grünlandfläche durch ver­
schiedenartige bauliche und nicht­bauliche Nutzungs­
ansprüche verlieren könnte. Ein unbestechlicher Indikator 
für eine sich zuspitzende Verknappung des Freiraums ist 
der Preis für landwirtschaftliche Grundflächen. Seit dem 
Jahr 2000 hat dieser in Westdeutschland um gut 180 %, in 
Ostdeutschland sogar um etwa 350 % zugenommen (Abb. 
1). Zweifelsohne hat auch der Bedeutungsgewinn von 
Agrarflächen als spekulative Wertanlage mit vergleichs­
weise geringem Risiko seit der Finanzkrise ab 2008 zu die­
ser Entwicklung beigetragen (Tietz 2022). 

An dieser Stelle ist zugleich darauf hinzuweisen, dass 
die Nachfrage bestimmter Flächennutzungen auch nega­
tive Vorzeichen annehmen und damit sinken kann. Dies 
trifft gleichermaßen auf den stationären Einzelhandel wie 
den Büroimmobiliensektor zu. Derzeit ist aber noch nicht 
abschätzbar, in welchem Maße hier zukünftig Flächenpo­
tenziale freigesetzt werden, die für andere Nutzungsarten 
zur Verfügung stünden. Eine Studie des ifo Instituts hat 
kürzlich einen homeofficebedingten längerfristigen Min­
derbedarf an Büroflächen in Höhe von 12 % prognostiziert 
(Krause/Trumpp/Dichtl et al. 2024). Aufgrund der sehr 
spezifischen funktionalen und standortbezogenen Eigen­
schaften von Einzelhandels­ und Büroimmobilien ist eine 
spürbare Entspannung des Flächenmarktes durch solche 
Entwicklungen jedoch eher nicht zu erwarten. 

Die Bedeutung der Transformation
Die von Bund, Ländern und Kommunen betriebenen Politi­
ken der Transformation haben direkten Einfluss auf das 
Ausmaß von Raumnutzungsansprüchen. Am augenschein­
lichsten ist dies in der Energiepolitik der Fall, wo das Erneu­
erbare­Energien­Gesetz (EEG) seit 2023 konkrete, zeitlich 
gestaffelte Ausbauziele (§  4 EEG, „Ausbaupfad“) für die 
Solar­ und Windstromerzeugung vorgibt. Gemessen am 
Zubau der letzten Jahre muss die jährliche Installation bei 
der Solarenergie bis 2030 im Mittel um den Faktor 5 und 
bei der Windkraft um den Faktor 7 gesteigert werden. Das 
Windenergieflächenbedarfsgesetz (WindBG) setzt gleich­
zeitig Flächenbeitragswerte für Windenergie an Land fest, 
welche die Länder bis 2032 über die Raumordnung und/
oder Bauleitplanung umsetzen müssen (siehe § 3 sowie die 
Anlage zu § 3 Abs. 1 WindBG). Nicht zu unterschätzen sind 
ferner die Flächenbedarfe für den Ausbau der Energielei­
tungs­ und Speicherungssysteme.

 

 Abb. 1: Entwicklung der Preise für landwirtschaftliche Grundstücke in Deutschland (€/ha)
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In der Klima­, Ressourcen­ und Naturschutzpolitik 
stehen darüber hinaus völlig neue Nutzungsansprüche im 
Raum, so etwa Flächenbedarfe für die technische Speiche­
rung von CO2 im Untergrund oder Flächenbedarfe für die 
Förderung von wichtigen Rohstoffen für die Energiewende 
(„seltene Erden“), was bei höheren Weltmarktpreisen zu­
künftig auch im Inland vorstellbar erscheint. In der Klima­
folgenanpassung müssen Retentionsräume von Fließge­
wässern zurückgewonnen werden und die Verknappung 
von Trinkwasserressourcen erzwingt einen wirkungsvolle­
ren Schutz der Grundwasservorkommen. Schließlich gilt 
es, natürliche CO2­Senken zu sichern und auszuweiten, 
etwa mit der Wiedervernässung von Mooren oder der 
Waldmehrung. Das genaue Ausmaß dieser Nutzungs­
ansprüche lässt sich derzeit aber noch nicht seriös ab­
schätzen.

Schon anders sieht dies in der Naturschutzpolitik aus, 
welche mit der Anfang 2024 verabschiedeten EU­Verord­
nung zur Wiederherstellung der Natur weitreichende 
Pflichten zur Renaturierung geschädigter Ökosysteme und 
Landschaftsräume vorgibt. Bis 2030 sollen auf mindestens 
20 % der Landfläche der EU, die in „schlechtem Zustand“ 
ist, Wiederherstellungsmaßnahmen ergriffen werden. Bis 
2050 ist dann eine Wiederherstellung auf 90 % der Fläche 
zu erreichen (BMUV 2024). Ohne die konkreten Auswir­
kungen auf die Freiraumnutzung bereits abschätzen zu 
können, dürfte unstrittig sein, dass die Land­ und Forst­
wirtschaft mit weitreichenden Anforderungen zur Flächen­
stilllegung, Extensivierung und Renaturierung konfrontiert 
werden wird. Dies wiederum konkurriert mit dem politi­
schen Bestreben nach mehr Ernährungssicherheit. 

In diesem Kontext verändert sich die Governance der 
transformativen Raumentwicklung in erheblicher Weise, 
wobei hier auf zwei Sachverhalte fokussiert werden soll: 
Erstens kommt es zu einer teilweisen Zentralisierung von 
Entscheidungen über die Raumnutzung, weil der Gesetzge­
ber nicht mehr nur deklaratorische, grundsatz­ oder leit­
bildartige Aussagen darüber trifft, welchen Belangen in der 
Befassung mit Raumnutzungskonflikten Beachtung zu 
schenken ist (so etwa in § 2 ROG), sondern mit quantitati­
ven Zielwerten verbindliche Vorgaben für die Zielerrei­
chung macht. Zweitens erfährt die Wertzuweisung der Be­
lange innerhalb des raumplanungsrechtlichen Instituti ­ 
onengefüges gravierende Veränderungen, was in den neu 
gefassten Privilegierungstatbeständen der zulässigen Nut­
zungen im Außenbereich am deutlichsten wird. Auf beides 
wird hier kurz eingegangen. 

Ein Spezifikum staatlicher Transformationspolitiken 
der vergangenen Jahre sind parametrisch gefasste Vorga­
ben, welche die Akteure der Raumentwicklung mit quanti­
tativen Zielwerten konfrontieren, die es innerhalb eines 
bestimmten Zeitraumes verbindlich zu erreichen gilt. Bei­
spiele hierfür sind die o. g. Ausbaupfade der erneuerbaren 
Energien im EEG und die Flächenbeitragswerte im WindBG. 
Darüber hinaus finden sich in der Flächen­ und Wohnungs­
politik Elemente parametrischer Steuerung, auch wenn die 
diesbezüglichen Zielwerte regelmäßig nicht verbindlich 
sind. Während Bund und Länder in Gesetzen und Program­
men früher lediglich qualitative Ziele für die Raumentwick­
lung vorgegeben und den lokalen und regionalen Akteuren 
die Aushandlung von Konflikten überlassen haben – bei 
offenem Ausgang hinsichtlich der Durchsetzungsfähigkeit 
bestimmter Nutzungsansprüche –, wird nun ein präzises 
Endergebnis der Raumnutzung für bestimmte Belange 
gesetzlich vorgegeben.

Tab. 1: Übersicht über Raumnutzungsansprüche im Freiraum und ihre geschätzten Umfänge bis 2030 
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Neben den vom Gesetzgeber vorgegebenen und ver­
bindlich umzusetzenden Zielwerten verändern sich die in­
stitutionellen und instrumentellen Modi der Konfliktbear­
beitung und ­lösung zudem durch das veränderte Gewicht 
bestimmter Normen in planerischen Abwägungsverfahren. 
Mit den jüngsten Novellen im Klimaschutz­, Energie­ und 
Planungsrecht verbinden sich Wertzuweisungen bestimm­
ter Belange in der Abwägung bei auszugleichenden Raum­
nutzungskonflikten: § 2 EEG stellt nun klar, dass die Errich­
tung und der Betrieb von EE­Anlagen im „überragenden 
öffentlichen Interesse“ liegen und der „öffentlichen Sicher­
heit“ dienen. Zu erwähnen ist hier ebenso die umfangrei­
che Neuregelung der Privilegierungstatbestände des § 35 
Abs. 1 BauGB. Bei Nichterreichung der Flächenbeitrags­
werte zu den Stichtagen sind Windenergieanlagen im ge­
samten von der Zielverfehlung betroffenen Planungsraum 
privilegiert zulässig (§ 249 Abs. 7 BauGB). Darüber hinaus 
sind Freiflächen­PV­Anlagen entlang von belasteten Flä­
chen (§ 35 Abs. 1, Nr. 8b BauGB) und Agri­PV­Anlagen so­
wie Anlagen zur Herstellung von Wasserstoff unter be­
stimmten Voraussetzungen im bauplanungsrechtlichen 
Außenbereich privilegiert zulässig (§ 35 Abs. 1 Nr. 9 BauGB 
und § 249a BauGB), was ihre Durchsetzungsfähigkeit ge­
genüber anderen Belangen erheblich erhöht. Mitschang 
(2024: 13) sieht dadurch die kommunale Planungshoheit 
einschränkt, da dieser durch die Privilegierung zunehmend 
Flächen „entzogen“ würden. 

Das deutsche Planungsrecht war bis in die 2000er 
Jahre hinein von einer grundsätzlichen Wertneutralität im 
Sinne von abstrakt gleichrangigen Zielen geprägt, auch 
wenn beispielsweise Optimierungsgebote die Bedeutung 
einzelner Belange schon früher hervorgehoben haben. Nun 
kann aber von einem normativen Vorrang der Belange der 
Klima­ und Energiepolitik gesprochen werden, was ange­
sichts der eingangs erwähnten Dringlichkeit des Klima­
schutzes politisch nachvollziehbar ist. 

Dies hat aber nicht nur Auswirkungen auf die Pla­
nungspraxis vor Ort, sondern wirkt auch über die Mecha­
nismen des Bodenmarktes. Die hohe Produktivität nicht­ 
landwirtschaftlicher Freiraumnutzungen wie Freiflächen­ 
PV führt in Verbindung mit der (teilweisen) Privilegierung 
von Photovoltaik, Wind und Wasserstoffproduktion dazu, 
dass sich die Marktmacht der freiraumnutzenden Akteure 
zulasten der Landwirtschaft verschiebt. Deutlich wird dies 
anhand der Grundrente verschiedener Nutzungsarten. Sie 
liegt bei landwirtschaftlicher Bodennutzung regelmäßig 
unter 300 EUR je Hektar, während große Freiflächen­ PV­
Anlagen demgegenüber Grundrenten von bis zu 19.000 
EUR je Hektar erzielen können (Osterburg/Ackermann/
Böhm et al. 2023). Die oben angesprochenen Bodenpreis­
anstiege und Landbanking­Phänomene sind eine sichtbare 
Ausprägung dieser Zusammenhänge. So ist es für die Land­
wirtschaft schon heute vielerorts kaum mehr möglich, Flä­
chen für Ackerbau oder Grünlandnutzung zu kaufen oder 
zu pachten.

Herausforderungen für die 
Raumordnungspolitik
Die Raumordnungspolitik ist vor diesem Hintergrund mit 
einem umfassenden Ordnungs­ und Koordinationsbedarf 
konfrontiert (BBSR 2023). So könnte es ohne wirkungs­
volle raumordnerische Steuerung zu einem übermäßigen 
Verlust an landwirtschaftlichen Nutzflächen zugunsten von 
Siedlungsvorhaben und solchen der Energieproduktion 
kommen. Dies stünde nicht nur konträr zum erklärten Ziel 
der Bundesregierung, die Ernährungssicherheit zu gewähr­
leisten, sondern könnte auch negative Auswirkungen auf 
den Schutz von Natur­ und Erholungsflächen haben. Denn 
Flächenverluste der Landwirtschaft führen regelmäßig 
nicht nur zu intensiverer Nutzung verbleibender Flächen, 
sondern auch zu einer Ausweitung der landwirtschaftlichen 
Produktion auf Grün­ und Naturflächen (van Vliet 2019), 
denen wichtige Aufgaben des natürlichen Klimaschutzes 
wie auch des Artenschutzes zukommen.

Raumordnungspolitik steht zunächst in der Verant­
wortung, die flächenbezogenen Vorgaben der Klima­ und 
Energiepolitik umzusetzen. Sie leistet damit einen zentra­
len Beitrag zum Erfolg der Energiewende. Die Aufgabe ei­
ner rechtssicheren Ausweisung von Standorten für die 
Windenergieerzeugung in der im WindBG geforderten 
Größenordnung und Zeitlichkeit kann in ihrer Komplexität 
kaum überschätzt werden. Zugleich ist die Raumordnung 
mit verschärften Nutzungskonflikten konfrontiert, welche 
mit den etablierten Instrumenten und Verfahren kaum zu 
bewältigen sein werden. Raumordnung muss strategischer, 
kommunikativer und schneller werden; ihre formellen 
Steuerungsmöglichkeiten müssen effektiver mit informel­
len Instrumenten der Raumentwicklung und einer Fehl­
allokation eindämmenden Steuer­ und Subventionsgesetz­
gebung verknüpft werden.

Drei zentrale Empfehlungen seien diesbezüglich for­
muliert: Sinnvoll erscheint – erstens – die Erarbeitung in­
formeller regionaler Raumkonzepte, in denen der Umfang 
potenzieller Raumnutzungsansprüche – basierend auf ei­
ner leistungsfähigen Raumbeobachtung – abzuschätzen ist. 
Zweitens kann eine ordnende Raumordnungspolitik zu­
künftig nicht mehr allein mit negativplanerischen Instru­
menten (wie regionalen Grünzügen oder Vorranggebieten 
für Naturschutz) agieren. Es bedarf einer rahmensetzen­
den Mengensteuerung und einer vorausschauenden posi­
tivplanerischen Standortsicherung. Nur so können Ziele 
des „Flächensparens“ (wie das „30­Hektar­minus­x“­Ziels) 
erreicht werden (zur rechtlichen Zulässigkeit der Mengen­
steuerung zuletzt Kment/Weininger 2024). Ziel muss es 
zum einen sein, die Effizienz einzelner Flächennutzungen 
im Sinne einer sparsamen Ressourcennutzung zu erhöhen. 
So muss beispielsweise dem Trend einer Verringerung der 
Siedlungsdichte politisch und planerisch entschiedener 
entgegengetreten werden. Zum anderen sollten die in ei­
nem regionalen Kontext am besten geeigneten Flächen 
bzw. Standorte für Nutzungen gesichert werden. Dies 
müsste mit nutzungsspezifischen Eignungskriterien in 
transparenter Weise begründet werden. Zu prüfen ist da­
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bei auch die Möglichkeit, ob und wie sich das bislang über­
wiegend monofunktionale System der Raumordnungsge­
biete (vor allem Vorrang­ und Vorbehaltsgebiete) um 
multifunktionale Gebietstypen ergänzen lässt. Auf diese 
Weise könnte es gelingen, Mehrfachnutzungen wie Agri­PV 
oder Agri­Forst flexibler zu steuern. Drittens sollten die In­
halte informeller Raumkonzepte mit geeigneten Schnitt­
stellen effektiv in die formale Regionalplanung wie auch die 
regionale Strukturpolitik integriert werden. Ausgewählte 
Inhalte informeller regionaler Raumprogrammatiken könn­
ten über die formellen Instrumente der Regionalplanung 
Verbindlichkeit erlangen und Rechtssicherheit ausüben. 
Möglichkeiten der Umsetzung bieten aber auch projekt­
bezogene Maßnahmen und Förderprogramme im Rahmen 
der Regionalpolitik.

Als Fazit sei folgendes festgehalten: Transformative 
Politiken sind notwendig, sie verschärfen aber regionale 
Raumnutzungskonflikte, sie sind als zeitkritisch zu betrach­
ten und sie werden auf etablierte Verfahrens­ und Hand­
lungsroutinen der Raumordnungspolitik in hohem Maße 
disruptiv einwirken. Transformation verändert ferner die 
normative Struktur der Konfliktbewältigung und die Markt­
macht der im Freiraum agierenden Akteure. Es besteht ein 
zunehmender Bedarf nach regionaler Steuerung und Koor­
dination, was mit einer weitreichenden programmatisch­ 
instrumentellen Neuorientierung der Raumordnung ver­
bunden sein wird. Im Mittelpunkt steht dabei die Prio ­ 
risierung klima­ und energiepolitischer Aufgaben und eine 
ausgleichsorientierte Flächenvorsorge.
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Thomas Hartmann, Andreas Hengstermann, Peter Lacoere

BODENPOLITIK UND NETTO­NULL
Erfahrungen aus dem europäischen Ausland

Während die Bundesregierung in Deutschland den Bau­
Turbo ausruft und eine Siedlungsentwicklung wie in den 
1970er Jahren fordert, strebt Belgien eine Bau­Wende 
(Bouwshift) mit dem rechtlichen Ziel einer Netto­Null­ 
Flächeninanspruchnahme an (Lacoere/Leinfelder 2023). 
Zugleich experimentiert Tschechien mit ökonomischen 
Maßnahmen zur Reduzierung der Flächennutzung 
(Vejchodská/Pelucha 2019) und die EU ruft zu einem 
ökologisch motivierten No Net Land Take auf (European 
Commission 2011, 2021). Bodenpolitik ist nach vielen 
Jahrzehnten in vielen Ländern Europas zurück auf den ge­
sellschaftlichen, politischen und gesetzgeberischen Agen­
den.

Zentrale Erkenntnis dieser Wiederentdeckung ist da­
bei, dass Boden eine besondere Ressource ist und die Ord­
nung des Bodens staatlicher Intervention bedarf. Ein Ge­
danke, den auch das Bundesverfassungsgericht schon vor 
über 50 Jahren formulierte: „Die Tatsache, daß der Grund 
und Boden unvermehrbar und unentbehrlich ist, verbietet 
es, seine Nutzung dem unübersehbaren Spiel der freien 
Kräfte und dem Belieben des Einzelnen vollständig zu über­
lassen“ (BVerfGE 21, 73: 82 f.). 

Wie mit Boden und Bodeneigentum umgegangen 
wird, wird dabei in den verschiedenen Ländern in Europa 
durchaus unterschiedlich beantwortet. Umso erstaunli­
cher ist es, dass es kaum Verflechtungen zwischen der 
deutschen Debatte und den Erfahrungen im europäischen 
Ausland gibt. Dabei kann eine internationale Perspektive 
nicht nur dazu beitragen, innovative Ansätze zu identifi­
zieren, sondern sie hilft auch, die eigene Bodenpolitik bes­
ser zu reflektieren. 

Drei Beispiele bodenpolitischer Zielsetzungen 
im Ausland 
In der bundesdeutschen Diskussion um das vielzitierte 
Wohnungsbauziel der Bundesregierung von 400.000 neu­
en Wohnungen pro Jahr empfiehlt sich ein interessierter 
Blick in die Niederlande. Dort wurde mit dem nationalen 
Wohnungsbauprogramm (Programma Woningbouw) des 
Innenministeriums das ambitionierte Ziel von knapp einer 

Million neuer Wohnungen bis 2030 ausgegeben. Ein kriti­
scher Vergleich könnte zeigen, mit welcher Konsequenz 
und mit welchem Pragmatismus die niederländische Pla­
nung an der Erreichung dieses Ziels arbeitet und dabei mas­
siv von den großen Baulandreserven der öffentlichen Hand 
profitiert. 

Zudem wird in der aktuellen deutschen Debatte um 
den Bau­Turbo und den lautstarken Forderungen nach ei­
ner Absenkung der Bauvorschriften kaum auf das Vereinig­
te Königreich verwiesen, wo genau diese Politikrichtung 
bereits umgesetzt wird. Ein Vergleich könnte aufzeigen, zu 
welch niedrigen Baustandards eine solche Politik führen 
kann und zu welchen finanziellen und sozialen Verwer­
fungen dies in der Energiepreiskrise des letzten Jahres ge­
führt hat.

Das in Deutschland in der politischen Debatte schein­
bar in Vergessenheit geratene 30­Hektar­Ziel könnte durch 
die Erfahrungen des Bouwshift in Flandern (Belgien) revi­
talisiert werden. Bis 2025 soll dort der Flächenverbrauch 
auf 3 ha pro Tag reduziert werden und ab 2040 soll keine 
Neuinanspruchnahme mehr möglich sein (Ruimteneutrali-
teit) (Lacoere/Leinfelder 2023). Flandern kämpft noch 
immer mit den Folgen massiver Baulandausweisungen, die 
mehr als 50 Jahre zurückliegen (Lacoere/Hengstermann/
Jehling et al. 2023). Diese Erfahrungen könnten wichtige 
Erkenntnisse für den politischen Diskurs über den Bau­
Turbo und die Planungsbeschleunigung liefern. 

Auch wenn all diese Beispiele natürlich in den jewei­
ligen nationalen politischen und institutionellen Kontext 
eingebunden sind, so lässt sich doch festhalten, dass bo­
denpolitische Themen sowie deren Instrumente und Stra­
tegien auf dem gesamten Kontinent diskutiert werden. 
Auch zeigt sich, dass Entscheidungen für oder gegen be­
stimmte bodenpolitische Strategien erstaunlich losgelöst 
von den institutionellen und nationalen Kontexten sind und 
oft von individuellem Mut und Handeln oder auch dem 
Zaudern von Akteuren abhängen (Shahab/Hartmann/Jonk­
man 2021). Das Potenzial für ein gegenseitiges Lernen aus 
den Erfahrungen der Bodenpolitik in Europa ist daher groß.
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Internationale Erfahrungen mit 
bodenpolitischen Instrumenten 
Besonders deutlich wird dieses Potenzial, wenn man sich 
einzelne bodenpolitische Instrumente anschaut (Gerber/
Hartmann/Hengstermann 2018). Um eine Verdichtung der 
Baustruktur zu erreichen und so der Zersiedelung des Lan­
des Einhalt zu gebieten, haben die Schweizer Stimmbe­
rechtigten mit 63 % einer massiven Reform des Planungs­
gesetzes zugestimmt. Darin ist sowohl die verpflichtende 
Kopplung von zukünftigen Zonenplanentscheidungen an 
die rechtliche Verfügbarkeit des Bodens (Art. 15) als auch 
eine dem deutschen Baugebot ähnelnde Bauverpflichtung 
für altrechtliche Baulücken (Art. 15a) enthalten (Hengs­
termann/Gerber 2017). Die gesellschaftliche Notwendig­
keit einer verdichteten Bauweise übersteigt die individu ­ 
elle Freiheit der Baulandhortung – mit entsprechenden 
ei gentumsrechtlichen Konsequenzen (Hengstermann/Ska­
la 2023). 

In eine ähnliche Richtung geht auch die Diskussion 
über die Abschöpfung von planungsbedingten Mehrwer­
ten. Bodenwertsteigerungen, die nicht auf Investitionen 
oder Arbeitsleistungen von Grundeigentümerinnen und 
­eigentümern, sondern auf Handlungen der öffentlichen 
Hand, bspw. in Form von Bodennutzungsplänen oder Infra­
strukturmaßnahmen, zurückzuführen sind, werden in im­
mer mehr Ländern (zumindest teilweise) abgeschöpft 
(Halleux/Hendricks/Nordahl et al. 2023). Raumplanung 
soll hierdurch nicht nur gerechter werden und den finanzi­
ellen Anreiz mindern, den Boden als Renditeobjekt zu nut­
zen, sondern auch mit einem eigenen Budget ausgestattet 
werden, welches beispielsweise für eine langfristige Boden­
bevorratung verwendet wird, welche derzeit in der Schweiz 
eine Renaissance erlebt.

Schließlich ist festzustellen, dass der Bodenmarkt 
nicht irgendein Markt ist. In vielen Ländern ist der Erwerb 
landwirtschaftlicher Flächen rechtlich und in der Praxis 
konsequent auf Landwirtinnen und Landwirte beschränkt.

Auch der Erwerb von Ferienwohnsitzen wird in eini­
gen Ländern reglementiert. Wer in Dänemark kaufen will, 
muss dort bereits 5 Jahre gewohnt haben. In der Schweiz 
ist es Privatpersonen aus dem Ausland grundsätzlich nicht 
erlaubt, Boden oder Immobilien zu erwerben. Ganz im Sin­
ne des eingangs zitierten Bundesverfassungsgerichts zielen 
die angeführten Beispiele darauf, dass Boden nicht zum Ge­
genstand (internationaler) Spekulationsstrategien werden 
soll. In Deutschland hingegen werden Informationen zu Ei­
gentümerinnen und Eigentümern nicht einmal zentral er­
fasst. Wem der Boden in Deutschland gehört, ist weitge­
hend intransparent. In den meisten Nachbarländern wird 
dies grundsätzlich anders gehandhabt.

Vorsicht vor Legal Transplants
So inspirierend der internationale Vergleich auch sein mag, 
so darf der Blick auf diese Instrumente keinesfalls dazu ver­
leiten, sich von einer schlichten Übernahme dieser Instru­
mente (Legal Transplant) eine einfache Lösung zu erhof­
fen (Zimmermann/Diller/Othengrafen 2023). Dazu ist die 

Einbindung in das jeweilige Rechts­ und Planungssystem zu 
komplex, wie bspw. die niederländische Planung feststellen 
musste.

Anders als in Deutschland war der niederländische 
Bodenmarkt in den Jahren 2009 und 2010 einer massiven 
Eruption ausgesetzt, die durch die amerikanische Banken­
krise ausgelöst wurde (Korthals­Altes 2010). Davon war 
auch die öffentliche Hand massiv betroffen, die bis dahin 
proaktiv und profitabel am Bodenmarkt agierte, was inter­
national unter dem Stichwort der aktiven Bodenpolitik be­
kannt ist. Als Reaktion auf die Krise suchte der niederlän­
dische Gesetzgeber nach einer innovativen Möglichkeit, 
Stadtentwicklung zu betreiben, ohne finanzielle Verpflich­
tungen eingehen zu müssen. In der Folge wurde der innova­
tive Ansatz organic development oder auch facilitative 
planning entwickelt (Dembski 2018), der die Entwicklung 
des Bodens den jeweiligen Grundeigentümerinnen und 
­eigentümern überlässt und lediglich verbindliche Vorga­
ben zu Art und Maß der baulichen Nutzung macht. Mit 
anderen Worten: Die niederländische Planung sollte sich 
stark an das deutsche Modell der Bauleitplanung anlehnen 
– und dabei auch ein bodenpolitisches Instrument einfüh­
ren, welches in der niederländischen Stadtplanung bislang 
unbekannt war: die Baulandumlegung.

Zwar wurde das Instrument mittlerweile im nieder­
ländischen Planungsrecht verankert, allerdings wird es in 
der Praxis kaum angewendet. Fehlende und intransparente 
Bodenrichtwerte, eine lediglich freiwillige Variante des Ins­
truments sowie die Anwendung auf den bebauten Bereich 
führten zu einer weitgehenden Ablehnung des Instruments 
durch die Kommunen in der Praxis, sodass die Niederlande 
wieder zur proaktiven Rolle der Planung zurückgekehrt 
sind.

Solche Vergleiche zeigen, dass es in anderen Ländern 
Europas Beziehungen zwischen Planung und Eigentum 
gibt, die vom deutschen Verständnis abweichen. Die iso­
lierte Betrachtung von einzelnen Instrumenten kann inspi­
rieren. Ein umfassendes Verständnis der Wirkungsweise 
kann jedoch nur erreicht werden, wenn die Instrumente im 
Kontext ihrer jeweiligen zugrundliegenden Strategien und 
Politiken betrachtet werden. Dies zeigt sich besonders 
deutlich in der bodenpolitischen Diskussion um die Redu­
zierung der Flächenneuinanspruchnahme.

Bodenpolitik aktuell: Der europäische Weg zu 
Netto-Null
Während die Bevölkerungszahl in Europa zwischen 1975 
und 2015 um 10 % gewachsen ist, hat sich die Siedlungs­
fläche im selben Zeitraum verdoppelt (Pesaresi/Ehrlich/
Kemper et al. 2017). Die Flächenneuinanspruchnahme ver­
teilt sich allerdings ungleichmäßig auf die EU­Mitglied­
staaten und reicht von +1 % (Finnland) bis +30 % (Malta) 
(Marquard/Bartke/Gifreu i Font et al. 2020). Derzeit wer­
den etwa 440 km2/Jahr überbaut, was etwa 0,8 m2/Jahr pro 
Kopf entspricht (Marquard/Bartke/Gifreu i Font et al. 
2020). Circa die Hälfte dieser Neuinanspruchnahmen führt 
zu einer Bodenversiegelung (Decoville/Feltgen 2023) mit 
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den entsprechenden Auswirkungen auf ökologische und 
klimapolitische Aspekte, wie Bodenqualität, Biodiversität 
oder auch Versickerungsfähigkeit (Prokop/Salata 2017). 

Vor diesem Hintergrund rief die Europäische Kom­
mission das Ziel der Netto­Null (No Net Land Take) aus 
und verankerte dieses in der Roadmap to a Resource Effi-
cient Europe (European Commission 2011), der Soil Stra-
tegy (European Commission 2021), und der Soil Directive 
(European Commission 2023).

Deutschland ist dabei durchaus unter den Vorreitern 
in dieser Diskussion. Die umweltpolitische Debatte der 
1990er Jahre (Gawron/Bovet/Hofmann et al. 2007) und 
das 1998 bzw. 2002 ausgerufene Ziel, die tägliche Flächen­
neuinanspruchnahme in Deutschland von 120 ha auf 30 ha 
zu reduzieren, wurde von den europäischen Nachbarstaa­
ten seinerzeit als wegweisend wahrgenommen. Eine Reihe 
von Nachbarländern hat in der Zwischenzeit ähnliche Poli­
tikziele formuliert. In Luxemburg wurde im Jahr 2010 die 
Halbierung der Flächenneuinanspruchnahme bis 2020, 
eine weitere Halbierung bis 2035 und schließlich Netto­ 
Null bis 2050 beschlossen und im neuen Programme Direc-
teur d’Aménagement du Territoire festgeschrieben (Deco­
ville/Schneider 2015). Schon aufgrund der Topografie ist 
es in Österreich gesellschaftlicher Konsens, dass der be­
baubare Raum begrenzt ist. Im Jahr 2002 wurde daher das 
Ziel ausgegeben, den Flächenfraß (WWF Austria 2023) um 
90 % zu reduzieren. Mittlerweile wurde dieses Ziel auf eine 
Netto­Null­Flächeninanspruchnahme im Jahr 2050 ausge­
weitet. Die negativen Konsequenzen einer nahezu unge­
bremsten Siedlungsentwicklung sind in kaum einem ande­
ren Land so deutlich sichtbar wie in Belgien. Knapp ein 
Drittel des Territoriums ist überbaut und die Neuinan­
spruchnahme pro Kopf ist die zweithöchste in Europa 
(Lacoere/Leinfelder 2023). Entsprechend wurde ein Be-
tonstop bis 2040 im Sinne des Netto­Null­Ziels und ein 
Netto­Minus bis 2050 ausgerufen (Lacoere/Leinfelder 
2023), was einer bodenpolitischen Zeitenwende (Bouw-
shift) gleichkommt (Hengstermann/Lacoere 2023). Frank­
reich hat ein ähnliches Netto­Null­Ziel bis 2050 ausgerufen. 
Interessanterweise waren es dabei jedoch nicht die Regie­
rung oder ein parlamentarisch­technisches Gremium, die 
solche Vorgaben entwickelt haben. Stattdessen wurde ein 
Bürgerrat (Convention citoyenne pour le climat) einberu­
fen, welcher dieses Ziel im Landwirtschaftsgesetz mit weit­
reichenden Konsequenzen für die französische Boden­
politik ausgearbeitet hat, das letztlich vom Parlament 
übernommen und als verbindliches Gesetz verabschiedet 
wurde. In Norwegen hingegen ist die Arealneutralität, die 
dem Netto­Null­Ziel entspricht, keine Top­down­Entschei­
dung der Hauptstadtpolitik, sondern eine selbstverpflich­
tende Bottom­up­Initiative der Gemeinden.

Insgesamt bestätigen die jüngsten Entwicklungen den 
Eindruck, dass Flächensparen ein zunehmend relevantes 
Thema in der Raumplanungspolitik der europäischen Län­
der ist. Es wird interessant sein zu beobachten, wie die ein­
zelnen Länder diese ambitionierten Ziele umsetzen, da für 
das Ziel einer Netto­Null­Flächeninanspruchnahme zum 

Teil weitreichende Eingriffe in die allgemeine Bodenord­
nung und die individuellen Eigentumsrechte erforderlich 
sind. Am stärksten trifft dies auf Belgien zu, da hier nicht 
nur die Reduzierung zukünftiger Entwicklungsrechte, son­
dern auch die Rücknahme bestehender Baurechte in gro­
ßer Zahl ansteht. Allein für die Region Flandern wird von 
einer Auszonung im Umfang von mindestens 60.000 ha ge­
rechnet (Lacoere/Leinfelder 2023). Entsprechende kom­
pensationsrechtliche Fragen und gesellschaftspolitische 
Konflikte sind vorprogrammiert (Lacoere/Leinfelder 2023; 
Lacoere/Hengstermann/Jehling et al. 2023). 

Fazit und Plädoyer
Bodenpolitik wird auf nationaler Ebene umgesetzt. Sie ist 
aber bei weitem kein rein nationales Thema! Planerische 
Fragestellungen sind in der politischen Landschaft Europas 
derzeit ebenso omnipräsent, wie die gesellschaftlichen De­
batten um eine gemeinwohlorientierte Bodenwende und 
die Sozialpflichtigkeit des Eigentums bzw. den maßvollen 
Eingriff in bestehendes Eigentum zeigen. Diese Diskussio­
nen spiegeln sich in einer Vielzahl von politischen Zielen 
und bodenpolitischen Instrumenten wider. Als Planer/in­
nen können wir von den zugrundeliegenden Strategien im 
Umgang mit Bodeneigentum in anderen europäischen Län­
dern lernen, denn Eigentumsblindheit steht der Umsetzung 
von Raumplanung, einer Reduzierung der Flächenneuinan­
spruchnahme und einem verantwortungsvollen Umgang 
mit der endlichen Ressource Boden entgegen. 

Nicht nur die wissenschaftliche Debatte, sondern 
auch Politik und Praxis können unmittelbar von einer inter­
national vergleichenden Perspektive profitieren. Eine sol­
che internationale Perspektive ist nicht trivial, da nicht nur 
sprachliche, sondern auch kulturelle, institutionelle und 
rechtliche Aspekte zu berücksichtigen sind. Dennoch zei­
gen die Beispiele und insbesondere die neue europäische 
Dimension der Bodenfrage, dass sich der Blick über die 
Landesgrenzen nicht nur lohnt, sondern für eine zukunfts­
orientierte und erfolgreiche Bodenpolitik unerlässlich ist.

Die Autoren danken den weiteren Mitgliedern des 
Internationalen Arbeitskreises (IAK) der ARL „Ger­
man Land Policy Revisited – Reflections and Lessons 
from Abroad“, welcher international renommierten 
Fachleuten der Bodenpolitik und Raumplanung die 
Möglichkeit bietet, diese drängenden Fragen der Bo­
denpolitik im europäischen Kontext und im Dialog 
zwischen Wissenschaft und Praxis zu diskutieren, um 
voneinander zu lernen. Der Beitrag basiert auf zentra­
len Erkenntnissen dieses inter­ und transdisziplinären 
sowie europaweiten Austausches. 
Mehr zum IAK der ARL und seinen Aktivitäten:
https://www.arl-international.com/activities/
land-policies-europe
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Die Inanspruchnahme der begrenzten Ressource Fläche für 
Siedlungs­ und Verkehrszwecke – kurz: der Flächenver­
brauch – ist eine schleichende Entwicklung und eine wach­
sende gesellschaftliche Herausforderung mit kumulativen 
Folgen wie Freiraumverlust, Landschaftszerschneidung, 
steigendem Verkehrsaufkommen usw. mit negativen Aus­
wirkungen auf Umwelt und Gesellschaft. Eine Reduzierung 
des Flächenverbrauchs trägt demgegenüber zum Schutz 
und Erhalt intakter Böden und der biologischen Vielfalt, 
aber auch zu Möglichkeiten der Klimaanpassung bei, insbe­

sondere zur Hochwasser­ und Extremwettervorsorge so­
wie zum Erhalt landwirtschaftlicher Nutzflächen. Indirekt 
leistet eine geringe Flächenneuinanspruchnahme einen 
wichtigen Beitrag zum Klimaschutz sowie zur Lebensqua­
lität in der Stadt und auf dem Land. Es besteht daher ein 
Konsens darüber, dass der Flächenverbrauch begrenzt und 
räumlich gesteuert werden muss. Im bundesdeutschen 
Kontext ist das nicht nur eine der zentralen Aufgaben der 
Raumplanung, sondern auch ein Kernanliegen der Nachhal­
tigkeitspolitik. Seit gut zwei Jahrzenten verfolgt diese das 

Angelika Münter

(NEUE) FLÄCHENANSPRÜCHE 
UND DER STILLSTAND BEIM 
FLÄCHENSPAREN
Ursachen und Lösungsansätze aus dem Blickwinkel der räumlichen 
Transformation

Abb. 1: Entwicklung des Nachhaltigkeitsindikators „Anstieg der Siedlungs- und Verkehrsfläche“ 2000–2022
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Ziel, die tägliche Flächeninanspruchnahme für Siedlungs­ 
und Verkehrszwecke auf 30 ha pro Tag zu begrenzen. Die­
ses Ziel sollte ursprünglich bis 2020 erreicht werden, zwi­
schenzeitlich wurde es auf 2030 verschoben und auf 
„weniger als 30 ha pro Tag“ verschärft. Darüber hinaus 
wurde 2021 das weitergehende Ziel einer Flächenkreislauf­
wirtschaft bis 2050 – das „Netto­Null­Ziel“ – in der Deut­
schen Nachhaltigkeitsstrategie verankert (Die Bundes­
regierung 2021). Zwar ist der Flächenverbrauch seit der 
Jahrtausendwende um mehr als die Hälfte gesunken, zu­
letzt lag er aber immer noch bei 52 ha pro Tag und damit 
deutlich über dem angestrebten Zielwert (Abb. 1). Hinzu 
kommt, dass sich der Abwärtstrend, der lange Zeit zu be­
obachten war, seit 2020 nicht fortsetzt und einer Stagna­
tion gewichen ist. Dieser Stillstand sowie die wachsenden 
Nutzungskonkurrenzen um die endliche Ressource Fläche 
lassen erwarten, dass eine Trendwende beim Flächenver­
brauch mit dem bisherigen planerischen Instrumentarium 
nicht gewährleistet werden kann, sondern es neuer Lö­
sungsansätze bedarf (Beirat für Raumentwicklung 2023).

Neue und alte Flächenansprüche
Worauf ist der anhaltend hohe Flächenverbrauch zurück­
zuführen? Abbildung 2 verdeutlicht, dass die Raumentwick­
lung gleichzeitig mit verschiedenen langfristig wirkenden 
gesellschaftlichen Megatrends konfrontiert ist, wie z.  B. 
dem Klimawandel, der Digitalisierung oder dem demogra­
phischen Wandel sowie mit kurzfristig auftretenden Krisen 
wie der Corona­Pandemie oder der kriegsbedingten Ener­

giekrise. Aus all diesen Treibern erwachsen neue Flächen­
ansprüche auf regionaler und lokaler Ebene. Beispiele hier­
für sind der Trend zum Homeoffice, der eine verstärkte 
Flächennachfrage im Stadtumland erzeugt, sowie Flächen­
ansprüche, die im Kontext der Erreichung der Klimaschutz­
ziele für den Ausbau von erneuerbaren Energien entstehen. 
In Wachstumsregionen kommen bereits unbefriedigte Flä­
chenansprüche insbesondere für das Wohnen, aber z.  B. 
auch für logistische Nutzungen hinzu (siehe Abb. 2). 

Der anhaltend hohe Flächenverbrauch ist zugleich ein 
Wohlstandsphänomen, das sich u.  a. in einer steigenden 
Wohnfläche pro Person manifestiert. Der Stadtsoziologe 
Walter Siebel veranschaulicht dies mit folgendem Bild: 
„Derselbe Wohnungsbestand, der in den 50er Jahren für 
eine Millionenstadt gereicht hätte, kann heute nur noch 
400.000 Menschen beherbergen“ (Siebel 2024). Weiter 
verstärkt wird dieser Wohlstandseffekt durch den Rema­
nenzeffekt, der sich daraus ergibt, dass viele Menschen im 
Alter in der Wohnung oder dem Haus wohnen bleiben, in 
das sie eingezogen sind, als sie eine Familie gegründet ha­
ben. Dadurch nimmt innerhalb dieser Wohnung die 
Pro­Kopf­Wohnfläche im Laufe der Zeit zu, sobald die Kin­
der ausziehen und später möglicherweise ein Partner ver­
stirbt. Nicht zuletzt aufgrund dieses Remanenzeffekts, ver­
bunden mit der erheblichen Zunahme der Zahl älterer 
Haushalte, wird die Pro­Kopf­Wohnfläche in Deutschland 
auch zukünftig weiter steigen. Dies ist einer der Haupt­
treiber des Flächenverbrauchs für das Wohnen in ganz 
Deutschland.

Abb. 2: (Neue) Flächenansprüche
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Regionale Trends und Herausforderungen
Andere Treiber wirken hingegen regional sehr unterschied­
lich. Wiederum am Beispiel des Flächenverbrauchs für das 
Wohnen lassen sich zwei regionale Muster ausmachen, die 
sich verallgemeinern lassen. Erstens zeigt sich in den meis­
ten wachsenden Großstadtregionen eine Gleichzeitigkeit 
von hohem Flächenverbrauch und hohem Preisniveau auf 
den Wohnungs­ und Immobilienmärkten. Was den Flä­
chenverbrauch anbelangt, so liegt das Problem in diesen 
Regionen in einem sehr hohen absoluten Niveau der Flä­
cheninanspruchnahme, vor allem im Umland der Städte. 
Das Bevölkerungswachstum der Großstädte ging in den 
letzten Jahren mit teils explosionsartig steigenden Immo­
bilienpreisen sowie einer Wohnungsknappheit im Segment 
bezahlbarer Wohnungen einher. Die daraus resultierende 
Wohnungskrise hat sich zu einem der drängendsten sozia­
len Probleme in den Großstädten entwickelt. Die Bundes­
regierung hat sich daher nicht nur das Flächensparen zum 
Ziel gesetzt, sondern strebt zur Lösung der Wohnungsnot 
den Bau von jährlich 400.000 neuen Wohnungen an. In den 
urbanen Wachstumsräumen stehen das Flächensparen 
und die Schaffung neuen Wohnraums somit in einem Ziel­
konflikt, da die Neuausweisung von Bauland dem Flä­
chensparen direkt entgegensteht. Hier hilft ein differen­
zierter Blick, denn die Schaffung von bezahlbarem und 
bedarfsgerechtem Wohnraum und die weiteren Ziele der 
Flächenpolitik – die Innenentwicklung und die Steigerung 
der Flächeneffizienz – lassen sich zumindest teilweise mit­
einander vereinbaren (Abb. 3).

Allerdings werden nach Jahren erfolgreicher Innen­ 
entwicklungspolitik, vor allem durch die Konversion von 
Brachflächen, größere Innenentwicklungspotenziale in  
vielen Großstädten knapp. Eine kleinteilige Nachverdich­
tung ist jedoch für die Kommunen und Projektentwickler 
wesentlich komplexer in der Realisation und stößt sehr 

häufig auf Widerstände in der Bevölkerung vor Ort. Neuer 
Wohnraum wird daher wieder vermehrt über neue Quar­
tiere am Stadtrand und im Umland realisiert. Gleichzeitig 
wird der Wohnungsneubau im Umland nach wie vor haupt­
sächlich durch neue Wohngebiete mit geringer Dichte, 
insbesondere Einfamilienhausgebiete, realisiert. Die neue, 
preisgetriebene Suburbanisierungswelle wirkt sich damit 
besonders negativ auf die Flächensparziele aus (Ehrhardt/
Eichhorn/Behnisch et al. 2022).

Das zweite regionale Muster eines hohen Flächen­
verbrauchs zeigt sich in vielen demographisch weniger dy­
namischen und überwiegend ländlichen Regionen. Diese 
Räume haben ebenfalls einen sehr hohen Flächenver­
brauch, weisen aber ein deutlich niedrigeres Preisniveau 
auf und sind durch entspannte Wohnungsmärkte sowie 
geringe Bebauungsdichten geprägt. Die größte Heraus­
forderung beim Flächensparen ist der hohe Pro­Kopf­ 
Flächenverbrauch.

In einem gemeinsamen Forschungsprojekt des Leib­
niz­Instituts für ökologische Raumentwicklung und des 
Instituts für Landes­ und Stadtentwicklungsforschung im 
Auftrag des Umweltbundesamtes (UBA) konnte durch 
kleinräumige GIS­Analysen für vier Regionen dieses Raum­
typs gezeigt werden, dass das Kernproblem der Flächen­
inanspruchnahme für den Wohnungsbau in diesen Regio­
nen die Ausweisung neuer Einfamilienhausgebiete ist. 80 
bis 100 % der Flächenneuinanspruchnahme für den Woh­
nungsbau zwischen 2009 und 2019 entfielen in den unter­
suchten Regionen auf Einfamilienhausgebiete, während 
Gebiete mit gemischter Wohnbebauung und Mehrfamilien­
häusern hier so gut wie keine Rolle spielten. Und je nach 
Region sind 75 bis 90  % der Gebäude in diesen Neubau­
gebieten freistehende Einfamilienhäuser. Die Ursachen für 
die anhaltende Ausweisung von Einfamilienhausgebieten in 
den Untersuchungsregionen wurden auf Basis von quali­

Abb. 3: Zielkonflikte in der Siedlungsentwicklung in wachsenden Stadtregionen
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tativen Interviews mit Kommunen, Bauträgern und priva­
ten Haushalten herausgearbeitet. Die Haupttreiber für 
neue Einfamilienhausgebiete sind eine Kombination aus 
ländlichen Wohn­ und Eigentumsidealen, kommunalpoli­
tischen Zielen (z. B. Erhalt ländlicher Wohnqualitäten und 
Schaffung von Wohnraum für Familien), der Übertragung 
der Baugebietsentwicklung auf Bauträger aufgrund fehlen­
der eigener personeller und finanzieller Ressourcen der 
Kommunen sowie den privatwirtschaftlichen Interessen 
der Bauträger (standardisiertes Bauen am Siedlungsrand) 
(Eichhorn/Ehrhardt/Münter et al. 2024).

Lösungsansätze aus dem Blickwinkel der 
räumlichen Transformation
Festzuhalten ist, dass die Stadt­ und Regionalplanung ihr 
Instrumentarium zur Begrenzung des Flächenverbrauchs in 
den letzten Jahrzehnten beständig erweitert hat. So wur­
den in mehreren Novellen neue Instrumente zur Stärkung 
der Innenentwicklung sowohl in das Raumordnungsgesetz 
als auch das Baugesetzbuch aufgenommen. Auch wurden 
Entscheidungshilfen für die Planungspraxis wie Monito­
ringsysteme oder Kostenrechner für die Siedlungsentwick­
lung implementiert und immer weiter verfeinert (Sieden­
top 2023).

Warum erleben wir dennoch einen Stillstand bei der 
Reduzierung des Flächenverbrauchs? Ein Grund dafür ist, 
dass das planungsrechtliche Instrumentarium trotz dieser 
Novellen im Kern weiterhin wachstumsorientiert ist – es 
dient planungsrechtlich der nachhaltigen Ausweitung des 
Siedlungsraums. Zudem werden die vorhandenen Instru­
mente zum Flächensparen nicht überall konsequent an­
gewendet. Es besteht demnach ein „Umsetzungsdefizit“ 
(Svanda/Zech 2023: 532). Diese vielbemühte Erklärung 
greift allerdings nur bedingt, denn viele Treiber und Wirk­
mechanismen, die zu Flächenverbrauch führen, liegen au­
ßerhalb des Einflussbereichs der Raumordnung­ und 
Stadtentwicklungspolitik (Siedentop 2023). 

Dies lässt sich anhand der bereits skizzierten Treiber 
des Flächenverbrauchs noch einmal wie folgt zusammen­
fassen: 

 > Das Flächensparen steht in einem Zielkonflikt mit ande­
ren Politikfeldern, wie das Spannungsfeld „Wohnraum 
schaffen vs. Flächen sparen“ exemplarisch zeigt. Dies 
gilt aber auch für andere Nutzungen, wie den Ausbau 
regenerativer Energien im Zuge der Energiewende, 
neuer Verkehrsinfrastruktur, für Industrie und Gewerbe, 
aber auch den Flächenbedarf für Hochwasserschutz, 
Rohstoffsicherung, Landwirtschaft. Dabei ist zu konsta­
tieren, dass die fachpolitischen Flächenansprüche zu­
letzt deutlich zugenommen haben und den Flächen­
sparzielen entgegenstehen (Thünen Institut 2023). 

 > Individuell rationale Einzelentscheidungen führen in der 
Summe zu einer flächenaufwendigen Siedlungsentwick­
lung. Die individuellen Rationalitäten der Akteure am 
Wohnungsmarkt widersprechen der gesamtgesell­
schaftlichen Rationalität einer nachhaltigen Raument­

wicklung. Solange es für einzelne Akteure profitabel und 
erstrebenswert ist, Einfamilienhäuser am Dorfrand oder 
Luxuswohnungen in den Metropolen zu bauen, wird dies 
geschehen.

Der Stillstand beim Flächensparen ist also systemisch 
bedingt. Auch Lösungsansätze müssen daher systemisch 
ansetzen. Sie müssen über das engere Planungsinstrumen­
tarium hinausgedacht werden und das Flächensparen muss 
als ein räumlicher Transformationsprozess hin zu einer 
Trendwende beim Flächenverbrauch – also einer „Flächen­
wende“ (Siedentop 2023) – verstanden werden. Diese ist 
von der räumlichen Planung nur mit Partnern umzusetzen, 
wie Abbildung 3 anhand von Strategien zur Begrenzung des 
Flächenverbrauchs in entspannten, ländlichen Wohnungs­
märkten visualisiert. 

Zentrale Hebel zur Gestaltung der Flächenwende 
sind:

 > Suffizienzstrategien, die die Wohlstandsentwicklung 
von der Flächenentwicklung abkoppeln und dem Rema­
nenzeffekt im Wohnungsbestand entgegenwirken, bei­
spielsweise indem sie einen Bewusstseinswandel hin­
sichtlich des Wohnflächenkonsums anregen oder frei­ 
willige Unterstützungsangebote für ältere Haushalte be­
reitstellen, die umziehen möchten. Zugleich bedarf es 
aber auch der Schaffung neuen, bezahlbaren Wohn­
raums für diese und andere Zielgruppen sowohl in den 
Zentren und Ortskernen als auch in den älteren Ein­
familienhausquartieren. 

 > Eine aktive, gemeinwohlorientierte Bodenpolitik, um 
mehr Gerechtigkeit an den Boden­ und Immobilien­
märkten zu erreichen und dem mismatch zwischen An­
gebot und Nachfrage zu begegnen. Dies dient dem Ziel, 
spekulativen Elementen einer investorengetriebenen 
Stadtentwicklung etwas entgegenzusetzen und die 
Schaffung bezahlbaren Wohnraums durch eine strate­
gische Bodenvorrats­ und Liegenschaftspolitik aktiv zu 
unterstützen.

 > Und schließlich wird die Flächenwende nicht gelingen, 
wenn fiskalische Fehlanreize im Steuersystem und 
mit Blick auf staatliche Subventionen dieser entgegen­
wirken. Um die individuellen Rationalitäten und eine 
gemeinwohlorientierte nachhaltige Flächenentwicklung 
einander anzunähern, müssen umweltschädliche Sub­
ventionen wie bspw. die Entfernungspauschale abge­
schafft werden. Auch bislang „raumblinde, aber raum­
wirksame“ fiskalische Instrumente (Svanda/Zech 2023: 
542) wie z. B. die derzeitige Gleichbehandlung oder so­
gar Bevorzugung des Neubaus vor der Bestandsentwick­
lung in der Wohnraum­ und Wohneigentumsförderung 
müssen reformiert und Anreize für eine flächensparen­
de Siedlungsentwicklung über fiskalische Instrumente 
gesetzt werden, wie z. B. die Einführung einer Neuer­
schließungsabgabe, deren Erträge zur Unterstützung 
von Maßnahmen der Innenentwicklung eingesetzt wer­
den. 
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Und was ist die die Rolle der Stadt- und 
Regionalplanung in diesem Prozess? 
Sie wird durch ein Verständnis von Flächensparen als Trans­
formationsprozess keineswegs obsolet, sondern kann und 
soll ihre spezifischen Stärken in diesen Prozess einbringen. 
Sie hat mit ihren formalrechtlichen Instrumenten stets ei­
nen wesentlichen Beitrag geleistet, um eine noch disper­
sere Siedlungsentwicklung zu verhindern. Diese Rolle gilt es 
durch innovative planerische Instrumente zu stärken, wie 
bspw. die regionale Festlegung von lageabhängigen Min­
destdichten, die auf eine Erhöhung der Flächeneffizienz in 
Relation zu den durchschnittlichen Bestandsdichten abzie­
len (Münter/Stroms 2023). Zudem ist es notwendig, eine 
Transformative Literacy (Schneidewind 2018) aufzubauen 
und zu etablieren, die die Interdependenzen zwischen ver­
schiedenen Flächenansprüchen versteht, flächenbezogene 
Belange in gesellschaftliche und politische Debatten ein­
bringt und integrierte Lösungsoptionen entwickelt. Als 
Querschnittsplanung kann die Raumplanung genau diese 
Kompetenzen in die Flächenwende einbringen.

Fazit
Gesellschaftliche Megatrends und die Reaktionen auf Kri­
sen führen zu neuen Flächenansprüchen sowie Raum­ und 
Landnutzungskonflikten. In der Folge beobachten wir eine 
Stagnation der Bemühungen um eine Reduzierung des Flä­
chenverbrauchs. Bis 2030 wird das „weniger als 30­ha­Ziel“ 
nicht zu erreichen sein. Angesichts systemischer Ursachen 
wird eine nachhaltige Flächenpolitik und das anvisierte Ziel 
einer Flächenkreislaufwirtschaft bis 2050 nur durch die 
Einbettung in einen langfristigen räumlichen Transforma­

tionsprozess gelingen. Die Gestaltung dieser Flächenwen­
de ist damit keine alleinige Aufgabe der Raumplanung, son­
dern eine gesamtgesellschaftliche und sektorübergreifen­
de Aufgabe (Siedentop 2023). „Die Raumplanung“ ist ein 
zentraler Akteur in diesem Prozess, der die Transforma­
tionsfähigkeit des Gesellschaftssystems für eine Flächen­
wende erhöht und umsetzen kann.
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Abb. 4: Die Rolle der Raumplanung in Instrumenten zum Flächensparen in entspannten Wohnungsmärkten
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Boden steht dreifach unter Druck: als Flächenressource, 
als Wirtschaftsgut und Eigentumstitel und nicht zuletzt als 
ökologisches System. Die Bodenkrise genießt weit weniger 
öffentliche Aufmerksamkeit und politische Priorität als die 
Klima­ oder Biodiversitätskrise – aber sie ist nicht weniger 
brisant (WBGU 2020; Bachmann 2024). Boden ist unver­
mehrbar und für Infrastruktur, Wohnraumversorgung, 
Produktion und Handel ebenso unverzichtbar wie für das 
natürliche Gleichgewicht. Für eine sozial­ und klimagerech­
te Raumentwicklung bedarf es neben wirksameren Ent­
scheidungsprozessen und Planungsinstrumenten vor allem 
einer neuen Bodenordnung, die Eigentumsfreiheit und 
Sozialbindung besser ausbalanciert. 

Bodenkrise im 360-Grad-Panorama
Die Flächenansprüche für Bauen, Verkehr, Rohstoffge­
winnung und aktuell vor allem für die Erzeugung, Weiter­
leitung und Speicherung erneuerbarer Energie wachsen 
weiter, zumeist auf Kosten landwirtschaftlicher und natur­
naher Flächen (Osterburg/Ackermann/Böhm et al. 2023). 
Die tägliche Flächenneuinanspruchnahme für Siedlung und 
Verkehr liegt mit 52 ha immer noch weit über den für 2030 
in der Deutschen Nachhaltigkeitsstrategie angestrebten 
30  ha. Der in der EU­Bodenstrategie verankerte Netto­ 
Null­Flächenverbrauch bis 2050 (EU 2021: 4) scheint an­
gesichts der aktuellen Trends kaum erreichbar. Allein für 
den geplanten Ausbau von Freiflächen­PV­Anlagen bis 
2030 werden, verteilt auf 8 Jahre, gut 40 ha pro Tag veran­
schlagt (Osterburg/Ackermann/Böhm et al. 2023: 36). 
Ackerbau­ und Veredelungsbetriebe erzielten im Durch­
schnitt der Jahre 2004–2019 einen Ertrag von ca. 270 Euro 
pro ha und Jahr, größere Photovoltaik­Freiflächenanlagen 
dagegen im Jahr 2022 zwischen 10.000 und 20.000 Euro, 
also bis zu 74­mal so viel (ebd.: 55). Eine klima­ und ener­
giepolitisch sinnvolle Regulierung ohne komplementäre 
Regulierung des Bodenmarktes verdrängt die landwirt­
schaftliche Nutzung. Landbanking, Konzentration des Bo­
deneigentums und explodierende Boden­ und Pachtpreise 
sind die Folgen, wenn Boden zum Asset (im Sinne einer 
Kapitalanlage) für außerlandwirtschaftliche Investments 

wird: Die Preise für Agrarland stiegen von 2010 bis 2021 im 
Bundesdurchschnitt von knapp 12.000 auf fast 30.000 
Euro pro ha (agrarheute 2024). 

Das Bauland in den Städten erlebte in der langen 
Niedrigzinsphase nach der Weltfinanzkrise einen ähnlichen 
Goldrausch, der den Mangel an bezahlbaren Wohnungen 
verschärfte. Bauland für Mehrfamilienhäuser kostete 2022 
in Regionen mit hohem Bodenpreisniveau 1.140 Euro pro 
m² und damit mehr als dreimal so viel wie 2009, in attrak­
tiven Großstädten wie München sogar fast fünfmal so viel 
(AK OGA 2023: 185). Bei Bodenanteilen, die bis zu 80 % 
der Herstellungskosten einer Wohnung ausmachen, sind 
für gering­ oder durchschnittlich verdienende Haushalte 
bezahlbare Mietwohnungen ohne öffentliche Förderung 
nicht mehr realisierbar. Auch im Wohnungsbestand locken 
enorme Gewinne durch aufwendige Modernisierung und 
Umwandlung in Eigentumswohnungen. Dadurch wirkt der 
Boden mehr denn je als Umverteilungsmaschine, denn „der 
Löwenanteil des Immobilienvermögens (ist) bei den zehn 
Prozent reichsten Haushalten konzentriert“ (Löhr 2023: 
113). 

Schließlich steht der Boden auch biophysikalisch 
unter Druck. Die Planetaren Grenzen, die einen „sicheren 
Handlungsraum für die Menschheit“ definieren, sind bei 
sechs von neun Systemen bereits überschritten, darunter 
auch die Veränderung der Landnutzung. Klimawandel, Bio­
diversität und biogeochemische Kreisläufe befinden sich 
bereits im Hochrisikobereich (PIK 2024). Natürlicher Kli­
maschutz und Maßnahmen zur Klimaanpassung stellen zu­
sätzliche quantitative und qualitative Anforderungen an 
den Boden, z. B. für die Wiedervernässung von Mooren, die 
Erhöhung der CO2­Speicherkapazität, die Renaturierung 
von Auen oder für die Wasserrückhaltung. Mehrfach­
nutzungen wie Agri-Photovoltaik, Agroforstwirtschaft und 
Paludikultur (land­ und forstwirtschaftliche Nutzung 
nasser Moorstandorte) gelten bei zunehmender Nut­
zungskonkurrenz als unerlässliche Mehrgewinnstrategien 
(WBGU 2020: 2). Durch die monetäre Bewertung von 
Ökosystemleistungen und deren Kommodifizierung, z.  B. 
durch Zertifikate oder Ausgleichsabgaben, steigern auch 
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BODENKRISE? BODENWENDE!
Flächenpolitik und Bodenpolitik gehören zusammen
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natürliche Bodenfunktionen jenseits der landwirtschaft­
lichen Produktion den Bodenwert und stärken die Position 
des Eigentums. Knappheit, Synergien und Konflikte zwi­
schen den Dimensionen Flächenressource, Eigentum und 
Bodenökologie erfordern eine gemeinwohlorientierte Bo­
denpolitik mit 360-Grad-Perspektive, die alle Funktionen 
und Akteure einbezieht. 

Die Bodenfrage neu stellen
„Land ist ein globales Gemeingut: Die Menschheit muss 
Gestaltungsverantwortung für das Land übernehmen, um 
Klimaschutz, Biodiversitätserhaltung und Ernährungs­
sicherung zu ermöglichen, und diese national umsetzen 
sowie international durchsetzen“ (WBGU 2020: 2). So 
lautet die Antwort der Umweltwissenschaften auf die Bo­
denfrage. Für den britischen Philosophen und Ökonomen 
John Stuart Mill war schon vor fast 180 Jahren klar: „No 
man made the land. It is the original inheritance of the 
whole species“ (Mill 1848: 233).

Vor allem die Raumordnung leidet unter der syste­
mischen Schwäche einer nur behördenverbindlichen Pla­
nung, die zwar die nachgeordneten Ebenen bis zur kom­
munale Bauleitplanung bindet, aber nicht die für die 
Bodennutzung entscheidenden Verfügungsberechtigten. 
Selbst der Bebauungsplan (soweit er nicht von einem städ­
tebaulichen Vertrag oder einem Baugebot flankiert wird) 
bietet nur Baurecht an, ohne eine Baupflicht aufzuerlegen. 
Abwarten kann sich bei steigenden Bodenpreisen mehr 
lohnen als Bauen. Planung stößt mithin auf allen Ebenen an 
die Grenzen eines „passiven“ bodenpolitischen Systems 
mit „privatisierten Planungswertgewinnen und einer gerin­
gen Effektivität in der Baulandentwicklung“ (Siedentop 
2024: 73). 

Nicht zufällig ist Eigentum im Fachdiskurs und in der 
Politik häufig der Elefant im Raum: Eigentumsgarantie wird 
mit Freiheit konnotiert und so zum Tabu. Mit Boden wie mit 
einer beliebigen Ware umzugehen wird als selbstverständ­
liches, marktwirtschaftliches Handeln betrachtet. Das 
Grundgesetz (GG) bietet zwei Optionen: Erstens die 
Sozialpflichtigkeit des Eigentums, dessen Inhalt und Gren­
zen gesetzlich reguliert werden und damit zugleich dem 
Wohl der Allgemeinheit dienen sollen (Art. 14 Abs. 2). Es 
fehlt allerdings eine bodenspezifische Regelung, wie sie in 
der Verfassung des Freistaates Bayern von 1946 (Art. 161 
Abs. 2) zu finden ist und ähnlich bereits in der Weimarer 
Verfassung von 1919 (Art. 155) enthalten war: „Steige­
rungen des Bodenwertes, die ohne besonderen Arbeits­ 
oder Kapitalaufwand des Eigentümers entstehen, sind für 
die Allgemeinheit nutzbar zu machen.“ Zweitens eröffnet 
Artikel 15 GG die Option einer Vergesellschaftung von 
Grund und Boden, Naturschätzen und Produktionsmitteln, 
für die freilich eine politische Mehrheit nicht in Sicht ist. 
Umso bedeutsamer ist eine gesetzliche Inhaltsbestimmung 
des Eigentums, die dem Gemeinwohl ein größeres Gewicht 
verleiht, insbesondere durch: 

 > Regulierung des Bodenmarktes zur Erschwerung von 
Spekulation, Geldwäsche und zur Limitierung von Bo­
denpreisen, z. B. durch ein öffentliches Grundbuch, ein 
wirksames Transparenzregister oder durch eine Kopp­
lung der Bodenpreise an die allgemeinen Lebens­
haltungskosten. 

 > Dämpfung von Spekulation und Geldwäsche durch eine 
gerechtere Besteuerung von Immobiliengewinnen 
(Bach/Eichfelde 2021), Reaktivierung der Vermögen­
steuer sowie eine weitgehende Abschöpfung planungs­ 
und infrastrukturbedingter Bodenwertsteigerungen 
(Planungswertausgleich).

 > Öffentliches bzw. gemeinwohlverpflichtetes Boden­
eigentum in kommunalen oder regionalen (revolvieren­
den) Bodenfonds, bei gemeinnützigen Unternehmen 
oder Stiftungen. In revolvierende Fonds zahlen Kommu­
nen alle Erlöse und Gewinne aus Grundstücksverkäufen 
und/oder Erbbaurechten ein. Er wird als Sonderver­
mögen ausschließlich dafür genutzt, neuen Boden zu 
erwerben und durch Auflassungsvormerkung (Boden­
bevorratung) oder Heimfall (Erbbaurechte) entstehen­
de Kosten zu decken. Neben dem freihändigen Ankauf 
(Erwerb der öffentlichen Hand mit den Mitteln der 
Privatrechtsordnung unter Verzicht auf hoheitliche 
Maßnahmen) sind vor allem die Instrumente des Bau­
gesetzbuchs (BauGB) zu nutzen – vom Vorkaufsrecht 
über die Umlegung und die Städtebauliche Entwick­
lungsmaßnahme (SEM) bis zur Enteignung. Nachhaltig 
ist diese Strategie nur, wenn der Boden dauerhaft dem 
Markt entzogen bleibt und nicht an Private verkauft, 
sondern ihnen befristet im Erbbaurecht zur Nutzung 
überlassen wird. 

Der langjährige Münchner Oberbürgermeister und 
spätere Bundesbau­ und Bundesjustizminister Hans-Jo-
chen Vogel hat 1972 eine Neudefinition des Bodeneigen­
tums durch Aufteilung in ein öffentliches Verfügungs- und 
ein privates Nutzungseigentum als zweiten Schritt einer 
Bodenrechtsreform vorgeschlagen (Vogel 1972: 1546). 
Ähnliche Wirkungen hätte auch eine konfiskatorische Bo­
denwertsteuer, die die privaten Eigentumsrechte formell 
belässt, aber den Boden entkapitalisiert (Löhr 2023: 128).

Bodenwende in Sicht?
Das 2020 im Vorfeld der Bundestagswahl 2021 gegrün ­ 
dete bundesweite Bündnis Bodenwende (https://dasl.de/
ausschuss-bodenpolitik/) hatte angesichts der gesell­
schaftspolitischen Brisanz und Komplexität des Themas als 
ersten Schritt „die Einrichtung einer Enquete­Kommission 
zur gemeinwohlorientierten Bodenpolitik in der nächsten 
Legislaturperiode unter Einbeziehung von Expert*innen 
aus Wissenschaft, kommunaler Praxis und Zivilgesellschaft, 
begleitet von einer breit zugänglichen, öffentlichen Debat­
te“ gefordert (Bündnis Bodenwende 2021: 1). Leider fand 
diese Forderung keinen Eingang in den Koalitionsvertrag 
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und kurz vor dem Ende der Legislaturperiode sind nicht 
einmal Spurenelemente einer Bodenwende auszumachen. 
Zumindest die beiden größeren Koalitionsparteien, SPD 
und Bündnis 90/Die Grünen hatten sich noch 2021 in ihren 
Wahlprogrammen direkt oder indirekt zu einer gemein­
wohlorientierten Bodenpolitik bekannt und angekündigt, 
die Bodenspekulation einzudämmen, das Vorkaufsrecht zu 
erweitern sowie den schon seit langem diskutierten Pla­
nungswertausgleich einzuführen oder mindestens zu prü­
fen. 

Viele Städte und Gemeinden haben dagegen in den 
letzten Jahren unter dem Druck von steigenden Boden­
preisen und dem Mangel an bezahlbaren Wohnungen im­
merhin eine kommunale Bodenwende eingeleitet. Eine re­
präsentative Kommunalumfrage des Deutschen Instituts 
für Urbanistik (Difu) hat ergeben, dass über zwei Drittel 
der Städte und Gemeinden aktive Bodenpolitik als Instru­
ment der Stadtentwicklung nutzen und eine aktive An­
kaufspolitik betreiben, überwiegend als Zwischenerwerb. 
Eine bodenpolitische Strategie (Baulandbeschluss) haben 
43,5 %, ein Drittel nutzt ein kooperatives Baulandmodell 
(Verknüpfung der Baurechtschaffung mit der Kostenüber­
nahme bzw. Grundstücksbereitstellung für Infrastruktur 
und geförderten Wohnungsbau durch die Begünstigten). 
Die Vergabe städtischer Grundstücke erfolgt bei fast 80 % 
zumindest gelegentlich nach dem besten Nutzungskonzept 
und nicht nach dem höchsten Preis. Und immerhin 41 % 
nutzen (überwiegend im Einzelfall) das Erbbaurecht, um 
langfristig über den kommunalen Grundbesitz verfügen zu 
können (Pätzold/Frölich von Bodelschwingh/Bunzel 2023: 
31 ff.).

Das laufende Gesetzgebungsverfahren zu einer gro­
ßen BauGB­Novelle sollte dazu genutzt werden, Städten 
und Gemeinden mehr bodenpolitischen Handlungsspiel­
raum zu geben. Von besonderer Bedeutung ist eine Aus­
weitung des Vorkaufsrechts auf die Bodenvorratspolitik 
sowie auf Verkaufsfälle, die den Verkehrswert deutlich 
überschreiten (Löhr 2023: 126). Für Gemeinwohlnut­
zungen müsste dabei eine Preislimitierung auf einen „sozial 
tragfähigen Bodenwert“ (ebd.: 126) anstelle des Verkehrs­
wertes ermöglicht werden. Da in vielen Städten über die 
Hälfte des Wohnungsneubaus im unbeplanten Innenbe-
reich (§ 34 BauGB) und damit ohne die Möglichkeit von 
Gemeinwohlbindungen erfolgt, ist außerdem die Ergän­
zung der Genehmigungsvoraussetzungen um Anforderun­
gen an eine soziale Wohnraumversorgung angezeigt, z. B. 
durch eine Quote geförderter Wohnungen und abgesi­
chert durch einen städtebaulichen Vertrag. Nicht zuletzt 
sollte durch die Verdichtung des Baurechts zu einer Bau­
pflicht das große Potenzial der Innenentwicklung besser 
genutzt und damit ein Netto­Null­Flächenverbrauch er­
reicht werden. Die grundsätzliche Befristung neu geschaf­
fenen Baurechts und seine entschädigungslose Rücknahme 
bei Nichtnutzung könnten dazu ebenso beitragen wie ein 
verbessertes Baugebot und das neue Instrument der 
Innenentwicklungsmaßnahme (IEM) mit Baupflicht und 
kommunalem Ankaufsrecht.

Wie weiter?
Um die in völkerrechtlich verbindlichen Verträgen verein­
barten Ziele für Klimaschutz und Biodiversität einzuhalten, 
muss die Raumplanung auf einen Transformationspfad ein­
schwenken. Statt Naturbeherrschung und Wachstum steht 
das Management von Knappheiten nach den Prinzipien der 
Suffizienz und der räumlichen, intergenerationellen und 
sozialen Gerechtigkeit auf der Agenda (DASL 2022: 5). Die 
für eine konsequente Flächenkreislaufwirtschaft seit mehr 
als einem Vierteljahrhundert diskutierten Instrumente wie 
verbindliche Flächenbudgets oder Rote Linien in Regional­
plänen, Flächenausweisungszertifikate oder eine Zubau- 
Rückbau-Regel (ARL 2024: 10 ff.) können ohne eine an­
dere Bodenordnung keine nachhaltige Wirkung entfalten. 
Für die Verknüpfung einer transformativen Flächenwende 
mit einer gemeinwohlorientierten Bodenwende bedarf es 
neuer Bündnisse in Zivilgesellschaft und Politik (Bachmann 
2024: 8). Nur gemeinsam mit Akteuren städtischer und 
ländlicher Entwicklung und in der Auseinandersetzung mit 
ihren sozialen, ökologischen und wirtschaftlichen Interes­
sen kann die Raumplanung mit klugen Strategien, leben­
digen Szenarien und anschaulichen Raumbildern Antwor­
ten auf die entscheidende Frage finden: Wie wenig ist 
genug? 
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Das anhaltende Wachstum der Siedlungs­ und Verkehrs­
flächen gehört zu den noch nicht bewältigten Herausforde­
rungen einer nachhaltigen Stadt­ und Raumentwicklung 
(Die Bundesregierung 2021: 272; Destatis 2023: 92). Zu 
den negativen Effekten der Flächenneuinanspruchnahme 
zählen der Verlust von offener Landschaft, Landwirt­
schaftsflächen und ökologischen Habitaten, die Beein­
trächtigung von Ökosystemdienstleistungen sowie stei­
gende Folgekosten für Infrastrukturen und Leistungen der 
Daseinsvorsorge (ARL 2024: 1). Zudem nehmen die mul­
tiplen, sich räumlich überlagernden Freirauminanspruch­
nahmen z. B. durch landwirtschaftliche Produktion, Flächen 
für erneuerbare Energien, Rohstoffabbau und Erholungs­
nutzung in den verbleibenden Freiräumen erheblich zu. 
Freiraumschutz und Freiraumplanung avancieren zu zen­
tralen Herausforderungen einer am Paradigma der Nach­
haltigkeit und Resilienz ausgerichteten räumlichen Planung 
(Hartz 2018: 718; BBSR/BMWSB 2023).

Die raum­ und umweltplanerische Maxime, dass Bo­
den respektive Fläche als nicht­vermehrbare Lebensgrund­
lage grundsätzlich zu schützen ist, hat Eingang in die ver­
schiedenen gesetzlichen Grundlagen gefunden. So fordert 
das Baugesetzbuch mit der Bodenschutzklausel den spar­
samen Umgang mit Grund und Boden (§ 1a Abs. 2 BauGB) 
und mit der Nachhaltigkeitsstrategie der Bundesregierung 
kommt die Maßgabe hinzu, die zusätzliche Inanspruchnah­
me von Flächen für Siedlungs­ und Verkehrszwecke auf 
30  ha pro Tag bis 2030 und auf einen „Netto­Null­Ver­
brauch“ bis 2050 zu verringern (Die Bundesregierung 
2021: 269). Auch das Raumordnungsgesetz bezieht sich in 
§  2 Abs.  2 Nr.  6 auf weitere konkrete Maßnahmen zum 
Schutz von Boden und unbesiedelter Fläche (Freiraum). 

Die Freiraumsicherung und ­entwicklung ist somit ein 
grundlegendes Thema und wichtiges Ziel, welches große 
Resonanz in Wissenschaft, Planung und Politik erfährt (u. a. 
BBSR 2018; ARL 2018; Behnisch/Kretschmer/Meinel 2018; 
Siedentop/Egermann 2009). 

Eine wirksame Umsetzung von Flächenspar­ und 
Freiraumschutzzielen erscheint unter den gegebenen poli­
tischen, rechtlichen und planerischen Bedingungen jedoch 
nach wie vor nur schwer möglich, u. a. werden bundespoli­
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tische Flächensparziele seit Jahrzehnten verfehlt. Auch 
wenn Boden­, Flächen­ und Freiraumschutz als Nachhaltig­
keitsziele in der überarbeiteten Nationalen Nachhaltigkeits­
strategie der Bundesregierung explizit genannt sowie mit 
entsprechenden Indikatoren hinterlegt sind (Die Bundes­
regierung 2021: 265 ff.) und diese durchaus zukunftswei­
send diskutiert werden, bleibt die tatsächliche Sicherung 
und nachhaltige Entwicklung von Freiraum − auch in An­
betracht von realen bzw. vermeintlich konfligierenden Zie­
len einer verstärkten Schaffung von Wohnraum − weiterhin 
eine Herausforderung. 

Darüber hinaus ist es im Sinne einer nachhaltigen 
Raumentwicklung notwendig, die Thematik „Freiraum­
schutz“ − nicht nur in den Verdichtungsräumen − als wich­
tiges Zukunftsthema aufzuwerten, indem die ökologischen 
und sozialen, aber auch die ökonomischen Vorteile als 
komplementäre Ziele einer nachhaltigen Raumentwicklung 
für die Gesellschaft betont werden. Im Sinne einer „ge­
meinwohlorientierten räumlichen Planung“ gilt es hierbei, 
die einzelnen Funktionen des Freiraums, gestützt auf 
einer fundierten Datengrundlage, zu identifizieren und den 
Schutz des Freiraums als gesellschaftliche Aufgabe zu stär­
ken (Harteisen/Kaether/Kufeld/Malburg­Graf 2021: 92).

Es ist daher ein zentrales Anliegen der Raumwissen­
schaften und der Planungspraxis, Freiraumsicherung und 
­entwicklung in der räumlichen Planung viel stärker als bis­
her hervorzuheben. 

Aufgrund der großen Bedeutung von Freiraumsiche­
rung und zukünftiger Freiraumentwicklung wurde von der 
ARL im Jahre 2019 beschlossen, einen entsprechenden Ar­
beitskreis zu dieser Thematik einzurichten. Der 2020 ge­
gründete Arbeitskreis „Freiraumsicherung und ­entwick­
lung in der räumlichen Planung – Innovative Ansätze im 
Kontext einer nachhaltigen Entwicklung von Siedlungs­ und 
Verkehrsflächen“ betrachtet das Thema aus verschiedenen 
Blickwinkeln und liefert Beiträge zur Entwicklung inte­
grierter Flächenpolitiken aus einer inter­ und transdiszipli­
nären Perspektive. Die Betrachtungen im Arbeitskreis be­
grenzten sich nicht auf die quantitative Dimension einer 
Reduzierung von Freiraumverlusten durch Begrenzung der 
Flächenneuinanspruchnahme für Siedlungs­ und Ver­
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kehrszwecke, sondern legten den Fokus verstärkt auf die 
quantitative und qualitative Dimension der Sicherung und 
Entwicklung des Freiraums einschließlich seiner unter­
schiedlichen Funktionen und Nutzungen. 

Die Bedeutung von Freiraum in der räumlichen Pla­
nung wird durch die nachfolgende, für die Diskussionen im 
Arbeitskreis zentrale Abbildung veranschaulicht:

Eine wesentliche Zielsetzung des Arbeitskreises war 
es, Vorschläge zu entwickeln, wie die grundsätzlichen Her­
ausforderungen einer effektiven Freiraumsicherung und 
einer integrierten Freiraumentwicklung besser zu bewäl­
tigen und für die Planung handhabbarer zu machen sind. 
Aktuelle Strategien und Instrumente wurden im Hinblick 
auf Forschungslücken und Praxisdefizite für die Anwen­
dung evaluiert und für die Politikberatung und Planungs­
praxis weiterentwickelt.

Einer der ersten wichtigen Schritte in der gemeinsa­
men Arbeit war es, nach einer intensiven Diskussion beste­
hender Definitionen des Begriffes „Freiraum“ eine ebenen­ 
und fachübergreifende Definition von Freiraum für die 
Arbeit im Arbeitskreis zu entwickeln. In Abgrenzung zu an­
deren Definitionen des „Freiraums“ (Job/Mayer/Haßlacher 
et al. 2017) entstand hieraus ein eigener Definitionsansatz, 
der als Grundlage für die weitere Bearbeitung der Thematik 
Verwendung fand:

„Freiraum“ wird aus der überörtlichen, raumordne­
rischen Perspektive im Sinne der planungsrechtlichen 
Vorgaben als weitgehend unversiegelter, nicht explizit 
für Siedlungs­ und Verkehrszwecke vorgesehener 
Raum, sondern für spezifische Freiraumfunktionen 
bzw. ­nutzungen zu sichernder und zu entwickelnder 
Raum definiert. 

Aus örtlicher Perspektive werden Grün­ und 
Freiflächen innerhalb des Siedlungsraums auch als 
urbane Freiräume bezeichnet. 

Freiräume können durch ihre Funktionen und 
Nutzungen unterschiedlich geprägt sein. Sie erfüllen 
stets vielfältige, sich häufig räumlich überlagernde 
ökologische, ökonomische und soziale Funktionen, 
die es mit den Instrumenten der räumlichen Planung 
örtlich und überörtlich zu schützen und zu entwickeln 
gilt. 

Hierbei muss auch auf eine enge Abstimmung 
und Koordination zwischen den verschiedenen Pla­
nungsebenen und ­instrumenten geachtet werden, da 
diese vielfältig ineinandergreifen.

Einordnung und Bedeutung von Freiraum in der räumlichen Planung
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Neben dem Forschungsbericht der ARL, dessen Ver­
öffentlichung für 2025 vorgesehen ist, wurden auch andere 
Möglichkeiten der Dissemination angestrebt. So war ein 
wichtiges Transferformat des Arbeitskreises das Diskussi­
onsforum „Land(wirt)schaft unter Druck“ im Rahmen der 
„Internationalen Bauausstellung (IBA) Stadtregion Stutt­
gart 2027“ am 19. Juli 2023 in Fellbach. Hierbei stand die 
regional ausgeprägte Flächenkonkurrenz zwischen Sied­
lungsentwicklung, Freiraumschutz und Landwirtschaft im 
Fokus. Als ein Lösungsansatz wurden mit den regionalen 
Akteuren insbesondere Möglichkeiten der verdichteten 
Gewerbeflächenentwicklung im Bestand diskutiert.

Mit einer weiteren Veranstaltung, dem „Fachdialog 
Landschaft – Freiraum“ am 31. August 2023 im Rahmen der 
Bundesgartenschau (BUGA) in Mannheim, konnten auf 
Einladung des Verbands Region Rhein­Neckar (VRRN) Er­
gebnisse des Arbeitskreises als Impulse für die Freiraum­
sicherung und ­entwicklung im Dialog mit ausgewählten 
Akteuren der Region vorgestellt sowie Freiraumstrategien 
und ­projekte innerhalb der Region mit den Vorstellungen 
des Arbeitskreises gespiegelt werden.

Stärken und Schwächen bisheriger 
Freiraumsicherung und -entwicklung
In insgesamt elf Beiträgen (neun von Mitgliedern des Ar­
beitskreises und zwei Gastbeiträge) für den noch zu veröf­
fentlichenden Forschungsbericht der ARL werden sehr un­
terschiedliche Aspekte im Kontext einer Freiraumsicherung 
bzw. ­entwicklung dargestellt und diskutiert. Bei allen Un­
terschieden in den behandelten Themenfeldern lassen sich 
sowohl spezifische Stärken als auch bestehende Schwä­
chen in den Strategien zur Freiraumsicherung und ­ent­
wicklung und deren Umsetzung feststellen. 

So kann z. B. einerseits eine umfassende Berücksich­
tigung der Erfordernisse der Freiraumsicherung und ­ent­
wicklung bei den gesetzlichen Grundlagen konstatiert 
werden, andererseits fehlt es aber an einer eindeutigen 
Herausstellung der Freiraumfunktionen in § 13 Abs. 5 ROG. 
Zudem ist in der Praxis der Bauleitplanung von den vielfäl­
tigen Darstellungs­ und Festsetzungsmöglichkeiten der 
§§ 5 und 9 BauGB im Sinne von Freiraumschutz und ­ent­
wicklung offensiver Gebrauch zu machen.

Es gibt sowohl auf Bundesebene als auch auf kommu­
naler Ebene bereits gute Ansätze für ein zeitgemäßes Moni­
toring bezüglich der Veränderungen bei der Umwidmung 
von Freiräumen in Siedlungs­ und Verkehrsflächen, wobei 
dafür bessere Datengrundlagen etwa über Ziele und Indika­
toren zur Grünausstattung, zur Klimaanpassung und ande­
res mehr erforderlich sind (Blum/Böhme/Kühnau et al. 
2023; Meinel/Krüger/Behnisch et al. 2022). Ebenso ist, um 
die Belange des urbanen Freiraums besser berücksichtigen 
zu können, eine evidenzbasierte Freiraumplanung erfor­
derlich. Dies erfordert, die Funktionalitäten der urbanen 
Freiräume wie auch die Freiraumversorgung der Stadtbe­
völkerung datenbasiert besser abzubilden.

Zudem wird in einzelnen Beiträgen die Erforderlich­
keit eines Perspektivenwechsels in der räumlichen Planung 

betont, also „vom Freiraum her zu denken, zu planen und 
zu handeln“. Zur Umsetzung einer substanziell verbesser­
ten Freiraumsicherung und ­entwicklung in der räumlichen 
Planung bedarf es eines strategischen Aktionsprogramms, 
in dem die Belange des Freiraums zu stärken, fachliche und 
rechtliche Grundlagen zu erarbeiten sowie der Stellenwert 
für die Gesellschaft und deren Resilienz hervorzuheben 
sind („Freiraumoffensive“).

Als eine Erkenntnis lässt sich festhalten, dass gut 
strukturierte und gemanagte Planungsprozesse erforder­
lich sind, um zu besseren Planungsergebnissen zu kom­
men. Hierbei ist eine sachgerechte Beteiligung der Adres­
saten eine wichtige Grundvoraussetzung (auf Augenhöhe 
kommunizieren).

Ebenfalls kann durch eine Bewusstseinsschärfung bei 
allen Akteuren in der Region mit der Botschaft „Freiräume 
sichern hilft, Herausforderungen des Klimawandels besser 
zu meistern“ die Zielsetzung einer verbesserten Freiraum­
sicherung und ­entwicklung erfolgreich transportiert und 
umgesetzt werden.

Des Weiteren muss eine verbesserte Verknüpfung 
der regionalplanerischen Festlegungen mit Förderpro­
grammen und Finanzierungsinstrumenten angestrebt wer­
den. Dabei ist es zielführend, freiraumbezogene Vorrang­/
Vorbehaltsausweisungen und darüber hinaus auch multi­
funktionale Freiraumsicherungsinstrumente wie z. B „Regi­
onale Grünzüge“ in Regionalplänen zur Grundlage finanziel­
ler Zuwendungen über den kommunalen Finanzausgleich 
(FA) heranzuziehen.

Insgesamt ist festzuhalten, dass es bei der regional­
planerischen Aufgabe der Freiraumsicherung und ­ent­
wicklung kein größeres Erkenntnisdefizit, jedoch ein erheb­
liches Umsetzungsdefizit gibt. Die Regionalplanung muss 
– im Verbund mit der Landesplanung – in diesem Aufgaben­
feld ihre Möglichkeiten besser ausschöpfen und wahrneh­
men, indem sie sich stärker einmischt und ihre Koordinie­
rungskompetenz in den Vordergrund stellt. Dies ist vor 
allem hinsichtlich ihrer Rolle in den frühzeitigen Abstim­
mungsprozessen der verschiedenen Planungsebenen zu 
fordern.

Neue Ansätze in der Freiraumsicherung  
und -entwicklung 
Ein zentrales Ergebnis des Arbeitskreises ist, dass eine sub­
stanziell verbesserte Freiraumsicherung und ­entwicklung 
auf den Ebenen der räumlichen Planung trotz vieler guter 
Ansätze in der Planungspraxis noch vor großen Herausfor­
derungen steht. 

Innerhalb der räumlichen Planung sind einerseits mo­
difizierte oder neue Instrumente zur Umsetzung von Frei­
raumsicherung und ­entwicklung zu erarbeiten und ande­
rerseits die erforderlichen formellen und informellen 
Planungsprozesse zu optimieren.

Der ARL­Arbeitskreis hat hierzu Kernthesen formu­
liert, die Leitlinien für einen solchen Perspektivenwechsel 
aufzeigen. Auf Grund der Vielzahl an Thesen wurden diese 
in vier Bereiche untergliedert:
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 > „Vom Freiraum her denken“ im Sinne eines neuen Ver­
ständnisses der Aufgabe „Freiraumsicherung und 
­entwicklung“

 > Zukünftige Anforderungen an Daten als Planungs­ und 
Entscheidungsgrundlagen

 > Weiterentwicklung von Strategien und Instrumenten

 > Weitergehende Handlungserfordernisse

Aus der großen Anzahl der formulierten Thesen wer­
den nachfolgend die zentralen Botschaften resümiert.

 > Neues Verständnis der Aufgabe „Freiraumsicherung 
und -entwicklung“

 Einerseits sind Freiräume Multitalente, deren Multi-
funktionalität einen entscheidenden Beitrag zu einer 
nachhaltigen und resilienten Raumentwicklung leisten 
kann, andererseits muss zukünftig stärker vom Frei-
raum her gedacht, geplant und gehandelt werden. 
Ein solcher Perspektivenwechsel ist notwendig, weil auf 
allen Planungsebenen immer zahlreichere und sich oft 
gegenseitig ausschließende Funktions­ und Nutzungs­
ansprüche an den Freiraum gestellt werden. Dies gilt 
insbesondere auch für die Raumordnung und Bauleit­
planung, welche unter Integration der Beiträge von 
Landschafts­ und Freiraumplanung den Freiraum wirk­
sam sichern sowie eine nachhaltige und resiliente Ent­
wicklung von Freiräumen stärken können. 

 Von daher sind Freiräume intelligent zu nutzen sowie 
regionale und urbane Freiräume im Verbund zu ent-
wickeln. Sinnvoll aufeinander abgestimmte Mehrfach-
nutzungen im Freiraum – wie land­ und forstwirtschaft­
liche Nutzungen, Gewinnung erneuerbarer Energien, 
Nutzungen für den natürlichen Klimaschutz und die Kli­
maanpassung sowie den Hochwasserschutz und die 
Starkregenvorsorge – können helfen, das Flächenspar­
ziel zu erreichen, Freiraumfunktionen zu verbessern 
und Freiräume mit wichtigen Funktionen vor einer Inan­
spruchnahme durch Besiedlung bzw. Bebauung oder 
den Ausbau von Infrastrukturen zu schützen. 

 Ziel muss es deshalb sein, möglichst unterschiedliche 
anthropogene Nutzungen so zu kombinieren, dass Syn­
ergien und Innovationen entstehen können. Eine konse­
quente Mehrfachnutzung z. B. von noch vorhandenen 
Freiflächen im Siedlungsbestand hat im Sinne einer frei­
raumorientierten Innenentwicklung weiterhin Vorrang 
vor der Inanspruchnahme des Freiraums im Außenbe­
reich (Freiraumsicherung und ­entwicklung als ein 
räumliches Vorsorgesystem).

 > Zukünftige Anforderungen an Daten- und Planungs-
grundlagen

 Für eine evidenzbasierte Freiraumsicherung und 
-entwicklung ist es erforderlich, freiraumbezogene, 
differenzierte Planungsgrundlagen und -vorgaben 
zu entwickeln. Raumplanung muss den Freiraum auf 
allen Ebenen differenzierter als bisher erfassen und dar­
stellen sowie die raumplanerischen Instrumente mit Be­
zug zu den unterschiedlichen Freiraumkategorien, deren 
spezifischen Funktionen und (Nutzungs­)Potenzialen 
differenzierter ausgestalten. In diesem Zuge muss auch 
auf eine Schärfung der verwendeten Begrifflichkeiten 
(z. B. „grüne und blaue Infrastrukturen“) hingewirkt 
werden, da das bisherige Planungs­ und Umweltrecht 
wie auch die Planungspraxis diesbezügliche Inkonsisten­
zen aufweisen, welche für die Entwicklung hoher Daten­ 
und Planungsstandards im Freiraumbezug hinderlich 
sind.

 Mit verbesserten Daten­ und Planungsgrundlagen wird 
der „Freiraum“ als eigenständige, querschnitts-
orientierte Raumkategorie aufgewertet und plane­
rische Abwägungs­ und Entscheidungsprozesse werden 
erleichtert.

 > Weiterentwicklung von Strategien und Instru-
menten

 Die bisherigen raumplanerischen Strategien und Instru­
mente zur Freiraumsicherung und ­entwicklung sind – 
trotz unbestreitbarer Erfolge – weiterzuentwickeln und 
hinsichtlich ihrer Wirksamkeit zu verbessern. Darüber 
hinaus müssen auch neue Freiraumsicherungsinstru­
mente etabliert werden. So ist Freiraum als eigenstän-
dige, querschnittsorientierte Raumkategorie zu ver-
stehen und zu behandeln. Er ist als überfachliche 
Kategorie einer nachhaltigen und resilienten Raument­
wicklung (keine Restkategorie!) zu etablieren. Dies 
muss sich in den übergeordneten Strategien des Bundes 
und der Länder angemessen widerspiegeln. Auch ist im 
Sinne einer gesamtgesellschaftlichen Aufgabe eine akti­
ve Vernetzung der freiraumrelevanten Akteure und eine 
stete Kommunikationsarbeit insbesondere in den Regio­
nen und Kommunen erforderlich. 

 Die Instrumente der Raumordnung sind im Hinblick 
auf Freiraumsicherung und -entwicklung zu schär-
fen und weiterzuentwickeln. Ein „Denken vom Frei­
raum her“ bedeutet zum einen die konsequente Anwen­
dung und Umsetzung von Grünzügen und Siedlungs­ 
zäsuren bzw. Grünzäsuren/Trenngrün. Dies gilt insbe­
sondere in Verdichtungsräumen, um multifunktionale 
Freiräume zu sichern. Zum anderen dienen Vorrang­ 
und Vorbehaltsgebiete der Sicherung spezifischer Frei­
raumfunktionen und Freiraumnutzungen. Darüber hin­
aus erscheint es zielführend, die besondere Rolle von 
Freiräumen und Freiraumverbünden mit innovativer 
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Neuausrichtung zu adressieren (z. B. „Freiräume mit 
besonderem Handlungsbedarf“, also Freiräume, in de­
nen ein besonderes räumliches Entwicklungserfordernis 
vorliegt – beispielsweise im Hinblick auf landwirtschaft­
liche Nutzungen unter Berücksichtigung des künftigen 
Wasserdargebots).

 In diesem Zusammenhang ist auch die Rolle und Wirk-
samkeit der Landschaftsplanung zu stärken, um not-
wendige Synergien zur Freiraumplanung zu unter-
stützen. Sie kann auf örtlicher und überörtlicher Ebene 
wesentlich dazu beitragen, die jeweils erforderliche Da­
tenbasis zu schaffen sowie gezielte Strategien und Maß­
nahmen für einen verbesserten Freiraumschutz zu ent­
werfen. 

 Ebenso sind Umweltprüfungen für einen wirksamen 
Freiraumschutz verstärkt einzusetzen. In Ergänzung 
verbindlicher freiraumbezogener Festlegungen in Raum­
ordnungs­ und Bauleitplänen sind in überörtlichen und 
örtlichen Freiraumentwicklungskonzepten konkrete Zie­
le zur Freiraumsicherung und ­entwicklung aufzustellen, 
welche als weitergehende Bewertungsmaßstäbe für die 
Umweltprüfung insbesondere in Bezug auf das Schutz­
gut Fläche heranzuziehen sind. 

 Nicht zuletzt sind die Bauleitplanung für die Belange 
der Freiraumsicherung und -entwicklung stärker zu 
nutzen sowie kommunale Freiraumentwicklungs-
konzepte für eine nachhaltige Stadtentwicklung 
konsequent umzusetzen. In den Flächennutzungs­ 
und Bebauungsplänen muss von den vielfältigen Darstel­
lungs­ und Festsetzungsmöglichkeiten des § 5 und 9 
BauGB im Sinne von Freiraumschutz und ­entwicklung 
offensiver Gebrauch gemacht werden und kommunale 
Freiraumentwicklungskonzepte sollen eine ausdrück­
liche Erwähnung in den bauleitplanerischen Abwägungs­
belangen des § 1 Abs. 6 Nr. 11 BauGB finden.

 Die Siedlungsentwicklung ist noch stärker am Bestand 
auszurichten, entsprechende (auch finanzielle) Anreize 
für diese Innenentwicklung sind dafür auszubauen. Be­
stehende Wohn­ und Gewerbegebiete bieten umfassen­
de Potenziale für eine bauliche Nachverdichtung durch 
Aufstockungen oder Anbauten. Dabei ist gleichzeitig die 
Sicherung und Entwicklung der Freiraumqualitäten in 
diesen Bereichen (freiraumorientierte Innenentwick­
lung) in den Fokus zu nehmen. Ohne gesetzgeberische 
Anpassungen (z. B. Implementierung eines Flächenzer­
tifikatehandels in Verbindung mit einer Flächenkontin­
gentierung) bleibt die aufwendigere Innenentwicklung 
im Vergleich zur Neuausweisung auf der grünen Wiese 
weiterhin benachteiligt.

Fazit
Freiraumschutz geht alle an – es erweist sich als evident, 
dass nicht nur die räumliche Planung mit ihren Strategien, 
Instrumenten und partizipativen Verfahren für eine soge­

nannte Freiraumwende entscheidend ist, sondern darü­
ber hinaus auch andere Handlungs­ bzw. Politikfelder (ins­
besondere die Landwirtschafts­, Finanz­ und Steuerpolitik) 
für die Verbesserung der Freiraumsicherung und ­entwick­
lung von besonderer Bedeutung sind.

Verantwortliche politische Akteure auf den verschie­
denen Planungsebenen, die regionalen und lokalen Stake­
holder wie auch die allgemeine Bevölkerung sind für die 
Aufgaben der Freiraumsicherung und Entwicklung noch 
stärker zu sensibilisieren. Und nicht zuletzt ist auch die 
Hochschulausbildung auf die aufgezeigten Anforderungen 
deutlicher auszurichten; die Curricula der einschlägigen 
Studiengänge sind entsprechend weiterzuentwickeln.
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Der sorgsame Umgang mit Fläche spielt für das Gelingen 
der Großen Transformation eine zentrale Rolle, gerade aus 
Sicht der räumlichen Planung (WBGU 2020). Jedoch be­
stehen erhebliche Umsetzungs­ und Vollzugsdefizite, ins­
besondere bei der seit Jahrzehnten diskutierten Redu­
zierung der Flächenneuinanspruchnahme. Die Diskrepanz 
zwischen einer Raumentwicklung, die sich am Ziel der Gro­
ßen Transformation orientiert, und der realen Planungs­
praxis ist ernüchternd. Angesichts der Biodiversitäts­ und 
Klimakrise befinden wir uns in einer Situation, die als Not­
lage eingestuft werden muss (Gilding 2019). Gleichzeitig 
erleben wir ungeachtet der Notwendigkeit und des drin­
genden Handlungsbedarfs eine stark abnehmende gesell­
schaftliche Akzeptanz für steuernde Eingriffe. 

Die folgenden Ausführungen basieren auf den Ergeb­
nissen der gemeinsamen Arbeitsgruppe „Große Trans­
formation und nachhaltige Raumentwicklung machen: Im­
pulse zur Umsetzung eines komplexen Konzepts in der 
regionalen und kommunalen Praxis“ (kurz: AG Praxis 
Transformation) der ARL­Foren Baden­Württemberg und 
Bayern (ARL 2024a). Zwei Fragenkomplexe standen dabei 
im Mittelpunkt: 

 > Welche Perspektivverschiebungen sind notwendig, um 
das Ziel einer transformativen Raumplanung und ­ent­
wicklung zu erreichen?

 > Was kann und sollte ganz konkret „gemacht“ werden, 
d. h. welche unmittelbaren Impulse müssen gesetzt wer­
den und welche Governance­Ansätze, Instrumente und 
Praktiken sind erfolgversprechend, um die Große Trans­
formation umzusetzen? 

Grundpositionen der Arbeitsgruppe 
Für eine Weiterentwicklung der bestehenden Instrumente 
zum Schutz von Natur­ und Kulturlandschaft und für einen 
sorgsamen Umgang mit Boden ist es aus Sicht der AG 
wesentlich, folgende Perspektivverschiebungen als not­
wendige Grundlagen für planerische Aushandlungspro­
zesse umzusetzen: 

 > Konsequente Ausrichtung der Planung auf starke Nach-
haltigkeit: 

 Naturkapital kann durch kein anderes Kapital ersetzt 
werden. Entsprechend sind die Ressourcen Boden und 
Wasser unverzichtbare Lebensgrundlagen, die als Ge­
meingüter besonderem Schutz und staatlicher Regu­
lierung bedürfen. 

 > Planerisches Denken „vom Freiraum her“ (s. hierzu auch 
den vorangegangenen Beitrag von Domhardt/Jacoby/ 
Kufeld in diesem Heft):

 Der Außenbereich mit seinen wertvollen Freiraumfunk­
tionen ist besser vor Flächenneuinanspruchnahmen zu 
schützen und im Wettbewerb mit dem Flächenbedarf 
für Siedlung, Verkehr, Rohstoffe und erneuerbare Ener­
gien wirkungsvoller zu sichern.

 > Von der Ursache sowie vom Outcome und Impact aus-
gehend denken und handeln:

 Transformative Planung setzt an den Ursachen und nicht 
an den Symptomen an und konzentriert sich auf Wir­
kungen, also auf die Initiierung von Lernprozessen bei 
relevanten Akteuren und die Anregung von realwelt­
lichen Veränderungen (Outcome) sowie auf die Ver­
mittlung dieser Erkenntnisse an Intermediäre und ex­
terne Multiplikatoren, die über realweltliche Einfluss­ 
möglichkeiten in der Lage sind, das Wissen einzusetzen, 
um Veränderungen im gesamten Handlungsfeld zu ini­
tiieren (Impact).

 > Umsetzung von Mehrgewinnstrategien:
 Die räumliche Umsetzung von Mehrgewinnstrategien 

und Mehrfachnutzungen vereint mehrere Nutzungs­
anforderungen auf einer Fläche und trägt so zur Redu­
zierung der Flächeninanspruchnahme und zur Umset­
zung von Maßnahmen zum Klima­ und Naturschutz bei. 

 > Ökologische Kostenwahrheit als Grundlage planerischer 
Abwägungs- und Entscheidungsprozesse:

 Die Folgekosten von Umweltzerstörung fließen bisher 
nicht ausreichend in die Preisgestaltung ein; während 

Anne Ritzinger, Damian Jerjen, Nadine Kießling, Petra Neubauer, Hans-Martin Zademach 

FLÄCHEN­ UND FREIRAUMSCHUTZ 
IM LICHT DER GROSSEN 
TRANSFORMATION
Denkanstöße und konkrete Ansätze aus Baden­Württemberg, Bayern 
und der Schweiz
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Gewinne an Unternehmen und Privatpersonen fließen, 
trägt die Allgemeinheit in aller Regel die Folgekosten. 
Daher müssen die „versteckten“ Kosten bei Planungs­
prozessen konsequent erfasst und nachvollziehbar in 
die Abwägung einbezogen werden, beispielsweise durch 
die Folgekostenberechnung in der Siedlungsentwicklung 
oder die Berücksichtigung der Lebenszykluskosten und 
der Ökosystemleistungen.

Beispiele, die Mut machen
Nachfolgend illustrieren wir die hier skizzierten Paradig­
menwechsel bzw. Perspektivverschiebungen anhand aus­
gewählter Beispiele auf der kommunalen Ebene in Deutsch­
land sowie in der Schweiz. Die Beispiele zeigen, wie ein 
mutiges Umsteuern im Sinne der Großen Transformation 
tatsächlich gelingen kann, und sollen zur Nachahmung er­
muntern. 

 > Paradigmenwechsel in der Schweizer Raumplanung
 In der Schweiz hat die Bevölkerung im letzten Jahrzehnt 

mehrmals klar zum Ausdruck gebracht, dass die Zer­
siedlung gebremst und die Landschaft stärker geschützt 
werden soll. So wurde beispielsweise 2013 eine Geset­
zesrevision als Reaktion auf eine Volksinitiative zum 
Schutz der Landschaft in einer Volksabstimmung klar 
angenommen. Diese erste große Teilrevision des Bun­
desgesetzes über die Raumplanung (Teilrevision RPG 1) 
hat einen Paradigmenwechsel eingeleitet: Einzonungen, 
das heißt die Zuweisung einer Fläche von einer Nicht­
bauzone in eine Bauzone, sind nur noch in Ausnahme­
fällen und unter strengen Voraussetzungen, beispiels­

weise bei öffentlichem Interesse und optimaler Nutzung 
des Bodens, möglich. Die Potenziale zur Siedlungsent­
wicklung nach innen (= Innenentwicklung) müssen ge­
nutzt werden, indem Baulücken gefüllt, Siedlungen ver­
dichtet und Industriebrachen transformiert werden. 
Damit dies möglich ist, müssen die Kantone Maßnah­
men zur Baulandmobilisierung treffen. Gleichzeitig sind 
überdimensionierte Bauzonen zu verkleinern und dort­
hin zu verschieben, wo sie gebraucht werden. So soll 
die Inanspruchnahme landwirtschaftlicher Fläche einge­
dämmt werden. RPG 1 setzt auch fest, dass die Kantone 
erhebliche Mehrwerte ausgleichen müssen, die durch 
Planungsentscheide entstehen, etwa wenn landwirt­
schaftliche Flächen neu als Bauland eingezont werden 
oder wenn die Ausnutzungsmöglichkeiten im Baugebiet 
erhöht werden und dadurch der Bodenpreis zum Vorteil 
der Eigentümer/innen erheblich steigt. Bei Einzonungen 
sind gemäß RPG 1 mindestens 20 % und bis zu 60 % des 
Mehrwerts im Zuge des Mehrwertausgleichs bei den 
Grundeigentümerinnen und ­eigentümern abzuschöp­
fen. Im Mai 2024 jährte sich die Inkraftsetzung der Ge­
setzesrevision zum zehnten Mal. Die Bilanz ist positiv. 
Über 40 % aller Schweizer Gemeinden haben ihre Orts­
planungen bereits an die neuen Vorgaben angepasst und 
weitere 35 % sind gemäß dem Bundesamt für Raument­
wicklung ARE dabei, diese umzusetzen. Mit dem Mehr­
wertausgleich steht den Kantonen und Gemeinden jetzt 
ein Instrument zur Finanzierung entschädigungspflich­
tiger Rückzonungen und weiterer raumplanerischer und 
innenentwicklungsorientierter Maßnahmen zur Verfü­
gung.

Der seit 1972 geltende Grundsatz der Trennung von Bauzone und Nichtbauzone ist eine der größten Errungenschaften der Raumplanung in der 
Schweiz und soll durch die beiden Teilrevisionen des Raumplanungsgesetzes gestärkt werden. Das Foto zeigt eine unbebaute Parzelle in der 
Schweizer Gemeinde Klosters, die aufgrund von RPG 1 überprüft und gegebenenfalls ausgezont werden muss.
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   Ende 2023 hat das nationale Parlament eine zweite 
Revision des Bundesgesetzes über die Raumplanung 
(Teilrevision RPG 2) beschlossen. Die Revision wurde 
als Gegenvorschlag zu einer Volksinitiative erarbeitet, 
welche die Stabilisierung der Zahl der Bauten außerhalb 
der Bauzonen verlangte. Die Trennung von Baugebiet 
(Bauzone) und Nichtbaugebiet (außerhalb der Bau­
zone) ist ein fundamentaler Grundsatz der Raumpla­
nung in der Schweiz: Das Nichtbaugebiet soll möglichst 
frei gehalten werden von Bauten und Anlagen.

   RPG 2 wird voraussichtlich Mitte 2025 in Kraft treten 
und soll den verfassungsmäßigen Grundsatz der Tren­
nung von Bauzone und Nichtbauzone weiter stärken. 
Ziel ist es, die Anzahl der Bauten und die versiegelte Flä­
che außerhalb der Bauzone zu stabilisieren. Das bedeu­
tet, dass neue Gebäude mit dem Abbruch alter, nicht 
mehr genutzter Gebäude kompensiert werden müssen 
und Flächen entsiegelt werden. Dabei werden die Kos­
ten für den Abbruch durch die Kantone entschädigt. 
Auch das kommt einem veritablen Paradigmenwechsel 
gleich und wird insbesondere die Kantone vor große 
Herausforderungen hinsichtlich finanzieller und perso­
neller Ressourcen stellen.

 > Aushandlungsprozesse für den Schutz des 
Freiraums

 Der Schutz des Außenbereichs mit seinen Freiraum­
funktionen vor Bebauung ist auch Thema in der Region 
Bodensee­Oberschwaben in Deutschland. Als Touris­
musregion mit Anteilen im Allgäu, auf der Schwäbischen 

Alb und vor allem am Bodensee sind Campingplätze und 
Stellplätze für Wohnmobile Vorhaben, die immer wieder 
mit Vorranggebieten zur Sicherung von Freiraumfunk­
tionen kollidieren. Nach dem neuen Regionalplan, der 
seit dem 24. November 2023 verbindlich gilt, sind Er­
weiterungen von Camping­ und Wohnmobilstellplätzen 
sowie Feriendörfern in Regionalen Grünzügen, Grün­
zäsuren und Vorranggebieten für Naturschutz und 
Landschaftspflege nur begrenzt zulässig. Vonseiten der 
Vorhabenträger/innen besteht demgegenüber jedoch 
häufig ein Bedarf an Erweiterungen, unter anderem weil 
Wohnmobile immer größer werden und die Nachfrage 
von Urlaubsgästen nach diesen Einrichtungen anhaltend 
hoch ist bzw. steigt.

   In den ersten Jahren der Anwendung des neuen Re­
gionalplans hat sich gezeigt, dass die vergleichsweise 
stringenten Festlegungen zunächst auf Skepsis, Beden­
ken und Verwunderung bei Vorhabenträgerinnen und 
­trägern, Planungsbüros sowie Vertreterinnen und Ver­
tretern der Kommunen gestoßen sind. In den plane­
rischen Aushandlungsprozessen konnten aber akzep­
table Lösungen zur Schonung des Freiraums erarbeitet 
werden. So konnte bei der Erweiterung eines Camping­
platzes in Aitrach im Allgäu ein größerer Abstand zu ei­
nem Gewässer, das als Vorranggebiet für Naturschutz 
und Landschaftspflege geschützt ist, eingehalten wer­
den. Bei einem weiteren Campingplatz in Amtzell (eben­
falls Landkreis Ravensburg) konnte zum Schutz des 
Landschaftsbilds die Erweiterungsfläche im Regionalen 
Grünzug verkleinert und im Bebauungsplan eine Eingrü­

Die Region Bodensee-Oberschwaben ist eine gefragte Tourismusregion, das erzeugt immer wieder Nutzungskonflikte zwischen wirtschaftlichen 
Interessen des Tourismussektors und Belangen des Freiraum-, Umwelt- und Naturschutzes und der Landwirtschaft.
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nung festgesetzt werden. Bei einem weiteren Camping­
platz in Amtzell, ebenfalls Allgäu, konnte zum Schutz des 
Landschaftsbilds die Erweiterungsfläche im Regionalen 
Grünzug verkleinert und im Bebauungsplan eine Eingrü­
nung festgesetzt werden. Auch bei einem Campingplatz 
mit Feriendorf in Owingen in der Nähe des Bodensees 
konnte durch gemeinsame Abstimmung sichergestellt 
werden, dass eine Grünzäsur nur im Randbereich tan­
giert wird.

   Es zeigt sich: Die Untersagung oder das Erfordernis, 
Erweiterungen von Camping­ und Wohnmobilstellplät­
zen wegen entgegenstehender Freiraumfestlegungen 
des Regionalplans kleiner zu dimensionieren, werden 
von den Projektverantwortlichen nur selten sofort ak­
zeptiert. Bei den Vorranggebieten der regionalen Frei­
raumstruktur im Regionalplan Bodensee­Oberschwaben 
gibt es häufig keine Möglichkeiten, ein eigentlich unzu­
lässiges Vorhaben unter Einhaltung bestimmter Auf­
lagen in der geplanten Dimension dennoch zu realisie­
ren. Daher werden durch die entgegenstehenden 
regionalplanerischen Freiraumfestlegungen Abstim­
mungs­ und Aushandlungsprozesse ausgelöst, in denen 
gemeinsam nach Lösungen gesucht wird. Diese Abstim­
mungen kosten Zeit, sind aber unabdinglich, um Kom­
promisslösungen oder Alternativen zu finden, die von 
allen Seiten mitgetragen werden können. Dabei ist aus 
planerischer Praxisperspektive zu beachten, dass jede so 
erarbeitete Lösung einen Präzedenzfall für zukünftige, 
ähnlich gelagerte Fälle darstellen kann. Einige Vorhaben 
konnten auch schon durch vorgelagerte Gespräche ab­
gewendet werden, noch bevor ein Bauleitplanungsver­
fahren gestartet wurde.

   In einer „Governance der Transformation“ sind diese 
Aushandlungsprozesse essenziell. Sie dienen dazu, den 
beteiligten Akteuren die bisher vernachlässigte Bedeu­
tung der Freiraumfunktionen gegenüber wirtschaft­
lichen Interessen aufzuzeigen und damit die gesell­
schaftliche Akzeptanz für planerische Lösungen zum 
Schutz des Freiraums zu erhöhen.

 > Mehrgewinnstrategien in der kommunalen Planung 
 Erfahrungsgemäß überlagern sich ökologische, soziale 

und wirtschaftliche Nutzungsansprüche an eine Fläche. 
Im Ergebnis findet meist eine Verschiebung der Nutzung 
„Natur und Landschaft“ zur Nutzung „Siedlung und Ver­
kehr“ statt. Doch je stärker der Klimawandel voran­
schreitet, desto mehr werden sich Entscheidungen der 
Regionen und Kommunen daran messen lassen müssen, 
ob die von ihnen getroffenen Entscheidungen und Maß­
nahmen zur Herstellung von Klimaneutralität in der Ab­
wägung unterschiedlicher Nutzungsansprüche beitra­
gen. Vor dem Hintergrund der Nichtvermehrbarkeit des 
Bodens und der Beachtung planetarer Grenzen stellt das 
Prinzip der doppelten und dreifachen Mehrfachnutzung 
daher einen zentralen Paradigmenwechsel dar. 

   Für eine solche Mehrfachnutzung wurden für Sied­
lungs­ und Verkehrsflächen bereits diverse Instrumente 
erprobt, z. B. die quantitative Mehrebenen­Nutzung – 
wie bspw. Photovoltaikanlagen auf großflächigen Einzel­

handelsstandorten und dazugehörigen Parkplätzen – 
oder mit Blick auf Wohnraum und Innenentwicklung ein 
erleichterter Dachgeschossausbau sowie eine Intensi­
vierung der Nutzung mittels höherer Dichtevorgaben 
über die Landesplanung oder Bebauungspläne sowie die 
Ausweisung des urbanen Gebiets mit höherer Dichte 
und funktioneller Mischung. Auch Qualifizierungen 
durch das Einbringen von grüner Infrastruktur und Er­
zeugung erneuerbarer Energien (Grün­ oder Photo­
voltaikdächer) tragen zur Mehrfunktionennutzung bei. 
Überträgt man die Logik der Mehrfachnutzung von Sied­
lungs­ und Verkehrsflächen auf die Flächenkategorie 
Natur und Landschaft, können auch hier planerisch 
neue Quantitäten und Qualitäten herbeigeführt werden, 
wie beispielsweise durch Agri­Photovoltaikanlagen 
(Zademach/Niehoff 2019). 

 > Instrumente konsequent weiterentwickeln
 Insbesondere nach der Entscheidung des Bundesver­

fassungsgerichts (BVerfG) vom 24. März 2021 – als 
Teilerfolg einer Verfassungsbeschwerde gegen das da­
mals gültige Klimaschutzgesetz aufgrund der fehlenden 
Festlegung von Jahresemissionsmengen ab 2031 – ist 
klar, dass die gesetzlich vorgegebenen Klimaziele auch 
von den regionalen und kommunalen Verwaltungen zu 
berücksichtigen sind. Um das Ziel einer reduzierten Flä­
chenneuinanspruchnahme zu erreichen, müssen des­
halb sowohl die Quantifizierung und Qualifizierung der 
Siedlungs­ und Verkehrsräume als auch der Freiräume 
erfolgen. Mithilfe verschiedener Werkzeuge können 
Regionen und Kommunen diese Entwicklungen und Ent­
scheidungen effizient begleiten (u. a. ARL 2024b).

   Durch die Berechnung von Flächenkontingenten 
im Sinne des Herunterbrechens der Flächensparziele 
auf die Gemeindeebene können die Spielräume der 
kommunalen Entwicklung verdeutlicht und Anregungen 
zur Innenentwicklung und zum flächeneffizienten Planen 
gegeben werden. Die Zuteilung der Flächenkontingente 
sollte auf der Basis raumplanerischer, regional­ und 
strukturpolitischer Kriterien erfolgen (ARL 2018: 9 ff.). 

   Durch eine Klima- bzw. Ressourcenschutz-Check-
liste fließen in einem frühen Planungsstadium, z. B. im 
Rahmen der Bauleitplanung, bereits Aspekte des Flä­
chenschutzes mit ein. Dieser Check sollte ein verbind­
licher Verfahrensschritt werden, um mittels Plausibili­
täts­ und/oder Alternativenprüfungen festzustellen, ob 
ein Baugebiet überhaupt notwendig ist, ob es am richti­
gen Standort geplant ist und ob es die erforderliche 
Dichte aufweist. Wichtige Argumente bezüglich der 
Folge­ bzw. Lebenszykluskosten von Baugebieten kann 
eine Wirtschaftlichkeitsberechnung liefern. Über diese 
Fragen kann meist nur in einem frühen Zeitfenster ent­
schieden werden. Dies kann zu klimapositiven Verän­
derungen führen. Beispielsweise kann ein neues Ein­
familienhausgebiet als verdichtetes Wohnquartier 
geplant und umgesetzt werden.

   Hier geht es neben planerischen Abwägungen und 
Entscheidungen auch um frühzeitige Mitnahme und 
gesellschaftliche Akzeptanz. Durch die frühzeitige Ein­
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bindung von Transformationsbeiräten (ähnlich wie 
Klimabeiräte) – bestehend aus Vertreterinnen und Ver­
tretern aus Politik, Verwaltung und Zivilgesellschaft, 
wie der Architektenkammer, dem Caritasverband, dem 
BUND sowie Vertreterinnen und Vertretern alternativer 
Mobilität, der Landwirtschaft, von Fridays for Future 
sowie der Bau­ und Wohnungswirtschaft – können flä­
chenbezogene Aspekte erklärt, auf Augenhöhe disku­
tiert und es kann gemeinsam nach Lösungen gesucht 
werden. Durch eine konsequente Priorisierung der öko­
logischen Dimension im Sinne einer starken Nachhaltig­
keit kann der Flächenschutz durch den Beirat gestärkt 
werden.

Fazit
Die Beispiele zeigen, dass ökologische Anliegen durchaus 
Mehrheiten in der Bevölkerung finden und zu realpoliti­
schen Veränderungen führen können. Im Fall der Schweiz 
wurde die Teilrevision des Bundesgesetzes über die Raum­
planung im Bereich Siedlung sogar von der Bevölkerung 
angestoßen. Auf der regionalen und kommunalen Ebene 
weisen die bestehenden Instrumente bereits zahlreiche 
Anknüpfungsmöglichkeiten für eine „neue Governance“ 
auf: etwa die planerische Abwägung mit eindeutigem Vor­
rang für erneuerbare Energien oder die Verfahren zur 

Klärung von Zielkonflikten. Hier braucht es einen Perspek­
tivenwechsel, der es künftig ermöglicht, deutlich stärker 
„vom Freiraum her zu denken“. Dies würde nicht nur den zu 
planenden Vorhaben zugutekommen, sondern auch den 
Außenbereich mit seinen wertvollen Freiraumfunktionen 
besser vor Flächenneuinanspruchnahmen schützen, wie 
das Beispiel des Regionalplans Bodensee­Oberschwaben 
illustriert. 

Die Gestaltung der Großen Transformation erfordert 
nicht nur inkrementelle Anpassungen, sondern tiefgreifen­
de strukturelle und prozessuale Veränderungen, die durch 
eine neue Governance in der Raumplanung aktiv gesteuert 
werden müssen. Insgesamt verdeutlichen die Ausführun­
gen in diesem Beitrag, dass eine schnelle und effektive 
Anpassung bestehender Planungen und Gesetze möglich 
ist. Es gilt entsprechende Prozesse und Praktiken weiter zu 
fördern, um die planetaren Grenzen zu wahren und eine 
zukunftsfähige Raumnutzung zu gewährleisten.

Die in diesem Beitrag vorgestellten Aussagen und Er­
gebnisse spiegeln die Meinungen und Positionen der Mit­
glieder der ARL­Arbeitsgruppe „Praxis Transformation“ 
wider und nicht die der Institutionen und Dienststellen der 
an der Arbeitsgruppe und an diesem Beitrag beteiligten 
Personen.

Natur- und Landschaftsräume können mehrfach genutzt werden: Moderne PV-Anlagen auf landwirtschaftlich genutzten Flächen führen dazu, dass 
die Landwirtschaft extensiviert wird. Dadurch wird die Biodiversität gefördert, die Böden können sich regenerieren und werden langfristig ertrag-
reicher. Die Mehrfachnutzung von Flächen kann somit dem Klima- und dem Naturschutz zeitgleich dienen – das Foto zeigt eine Agri-Photovoltaik-
anlage des Fraunhofer ISE.
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Das Logo der Flächensparoffensive

„Wir wollen den Flächenverbrauch im Freistaat deutlich 
und dauerhaft senken.“ Dieser Satz steht im Koalitions­
vertrag der bayerischen Regierungsparteien für die Legis­
laturperiode 2018–2023. Weiter heißt es: „Ein schonender 
Umgang mit der Fläche dient dem Schutz unserer Lebens­
grundlagen und unserer Heimat. Wir bekennen uns zum 
Ziel der Bundesregierung, bis 2030 den Flächenverbrauch 
auf bundesweit unter 30 ha pro Tag zu reduzieren“ (CSU/
FREIE WÄHLER 2018: 41). Diese Bekenntnisse sind poli­
tischer Ausgangspunkt für die sogenannte Flächenspar­
offensive der Bayerischen Staatsregierung. Ihnen voraus­
gegangen war das Volksbegehren „Betonflut eindämmen“, 
welches wenige Monate vor der Landtagswahl 2018 statt­
fand. Diese Initiative hatte entscheidend dazu beigetragen, 
das Thema Flächensparen als dringlich wahrzunehmen und 
es in das Regierungsprogramm zu integrieren. Mehr als 
48.000 Menschen hatten sich in Bayern für eine gesetzliche 
Obergrenze von 5 Hektar pro Tag beim Flächenverbrauch 
ausgesprochen. Der Antrag scheiterte letztlich am Bayeri­
schen Verfassungsgerichtshof, welcher die gemeindliche 
Planungshoheit dadurch unzulässig eingeschränkt sah. 
Aber ein politisches Signal war gesetzt, denn „Betonflut 
eindämmen“ zählt bisher zu den erfolgreichsten Volksbe­
gehren in Bayern (BayVerfGH 2018; Süddeutsche Zeitung 
2018).

Im Jahr 2018 lag die Flächeninanspruchnahme im 
größten deutschen Bundesland bei 10 Hektar pro Tag 
(StMWi 2022: 8). Mit der Koalitionsvereinbarung wurde 
angestrebt, diesen Wert auf 5 Hektar pro Tag bis 2030 zu 
senken und ihn als Richtwert in das Bayerische Landes­
planungsgesetz (BayLplG) aufzunehmen. Allerdings sollte 
er nicht die Verbindlichkeit besitzen, die im Volksbegehren 
gefordert wurde. Als weiteres Maßnahmenpaket wurde im 
Sommer 2019 die Flächensparoffensive im Kabinett be­
schlossen. Seitdem sind mehrere Jahre ins Land gegangen. 
Wie steht es heute um die Flächensparoffensive, wie wird 
sie umgesetzt? Welche Erkenntnisse konnten gewonnen, 
welche Erfolge erzielt werden? Und wo liegen weiterhin 
Hürden? Diesen Fragen widmet sich der vorliegende Bei­
trag aus der Sicht des Flächensparmanagements an der 
Regierung von Unterfranken.

Hintergrund zur Flächensparoffensive
Mit dem Ministerratsbeschluss vom 16. Juli 2019 wurden 
Kernpunkte für die Flächensparoffensive festgelegt. Neben 
der Verankerung des 5­Hektar­Richtwerts im BayLplG 
sollten Gemeinden z.  B. den Bedarf für neue Baugebiete 
künftig einheitlich darlegen müssen. Das Anbindegebot 
(Ziel 3.3 im LEP – Landesentwicklungsprogramm) sollte 
evaluiert und Lockerungen rückgängig gemacht werden. 
Vorgesehen war, dass Flächensparmanager/innen an den 
Regierungen Sensibilisierungsaufgaben wahrnehmen und 
Beratung leisten. Der Verbreitung von Best­Practice­ 
Beispielen wurde dabei eine hohe Bedeutung zugedacht 
(Bayerische Staatskanzlei 2019: 2 f.). Weiter wurde das 
Flächensparen im Rahmen des Regionalmanagements mit 
einem Förderbonus versehen. Federführend zuständig 
für die Umsetzung der Offensive ist seither das Bayerische 
Wirtschaftsministerium mit der Abteilung Landesentwick­
lung. Getragen wird sie jedoch von der gesamten Bayeri­
schen Staatsregierung. Anfang 2021 nahmen die ersten 
neu angestellten Flächensparmanager/innen ihre Arbeit 
auf. Die konkreten Aufgaben werden im Folgenden darge­
stellt.

Anne Weiß

DIE FLÄCHENSPAROFFENSIVE 
IN BAYERN
Ein Zwischenstand aus unterfränkischer Sicht
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Die vielfältigen Aufgaben des 
Flächensparmanagements 
Die Flächensparmanagements an den bayerischen Bezirks­
regierungen nehmen unterschiedliche Aufgaben wahr. Eine 
davon umfasst die Prüfung des Bedarfsnachweises im Rah­
men von Bauleitplanverfahren und Beratungen zu einem 
flächensparenden Planen. Kommunen sind bei der Neuaus­
weisung von Flächen für Wohnen und Gewerbe ange ­ 
halten, den Bedarf nachvollziehbar zu begründen. So sind 
etwa Strukturdaten, Prognosen zur Bevölkerungsentwick­
lung oder Angaben zur Siedlungsdichte und den Bestands­

potenzialen darzulegen (vgl. § 1a Abs. 2 Nr. 4 BauGB; StMB 
2021: 109 ff.). Im Januar 2020 veröffentlichte die oberste 
Landesplanungsbehörde eine Auslegungshilfe zum stan­
dardisierten Bedarfsnachweis, der die Anforderungen ge­
nau aufschlüsselt. Die bei den höheren Landesplanungs­
behörden angesiedelten Flächensparmanagements prüfen 
diese Bedarfsbegründungen und nehmen im Rahmen der 
öffentlichen Beteiligung Stellung. In kritischen Fällen wer­
den persönliche Beratungsgespräche mit Gemeinden und 
Planungsbüros vereinbart oder Ortsbegehungen durchge­
führt. Die Flächensparmanager/innen unterstützen auch 
andere Sachbearbeiter/innen an der höheren Landespla­
nungsbehörde bei der Beurteilung von Fällen. Sobald der 
Flächenverbrauch als kritischer Aspekt in einer Bauleitpla­
nung sichtbar wird, werden sie zur Stellungnahme bzw. 
zum Austausch mit den Planungsträgerinnen und ­trägern 
hinzugezogen. Auf diese Weise konnte bereits mehrfach 
ein flächeneffizienteres Vorgehen erwirkt werden. 

Ein weiterer, großer Arbeitsbereich beinhaltet öf­
fentlichkeitswirksame Aktionen für verschiedene Zielgrup­
pen und Adressatenkreise. Das können Fachveranstaltun­

gen, Austauschtreffen, Führungen, Ausstellungsbeiträge, 
Publikationen u. v. m. zum Thema Flächensparen sein. Die 
Flächensparmanagements sind dabei frei in der Ausgestal­
tung ihrer Aktionen. Das bietet die Chance, regionsspezi­
fische Herausforderungen zu berücksichtigen und Ange­
bote in den Regierungsbezirken daran auszurichten. Die 
Kooperation mit regionalen Akteuren, Behörden und ande­
ren Ressorts ist dabei immer zentral für eine hohe Reich­
weite. Zielgruppe sind je nach Format Kommunen, regio­
nale Initiativen, Fachleute und Planungsbüros oder die 
Bürgerschaft. Regelmäßige bayernweite Onlinetreffen sor­
gen dafür, dass Erfahrungen der Flächensparmanagements 
untereinander ausgetauscht werden. Beispielhaft für die 
Tätigkeiten eines Flächensparmanagements stellen wir nun 
die Aktivitäten in Unterfranken genauer vor.

Eindrücke aus dem Regierungsbezirk 
Unterfranken
Nach knapp vier Jahren Arbeit haben wir bei uns ein trag­
fähiges Netzwerk von Interessierten und Multiplikato­
rinnen/Multiplikatoren aufgebaut, die sich regelmäßig für 
das Flächensparen engagieren und an unseren Aktionen 
teilnehmen. Sie alle tragen die Lösungswege zum Flä­
chensparen weiter und bringen neue Erkenntnisse aktiv in 
ihr Arbeitsfeld ein. Gleichsam bieten sie der Flächenspar­
offensive eine Plattform und lokale sowie regionale Koope­
rationsmöglichkeiten. Allein dieses Netzwerk macht es 
möglich, dass zwei Flächensparmanagerinnen im gesamten 
Regierungsbezirk Unterfranken in die Breite wirken kön­
nen. Bislang haben wir 18 eigene Veranstaltungen ausge­
richtet, sowohl in Präsenz als auch digital. Dazu zählen Fuß­ 
und Busexkursionen für Bürger/innen und Gemeinderäte zu 
guten Beispielen der Innenentwicklung sowie Veranstal­
tungen zu thematischen Schwerpunkten wie der nachhal­
tigen Gewerbegebietsentwicklung oder der Schwamm­
stadt. 

Fußexkursion zum renaturierten Hagbach im Rahmen der Veranstal-
tung „Grüne und blaue Infrastruktur in der Kommune“ in Karlstein 
a. M., Landkreis Aschaffenburg

Stand der Flächensparoffensive und des Regionalmanagements Bayern 
auf dem Bundeskongress „Tag der Regionen“ in Pforzheim. Besuch 
durch die Bundesbauministerin Klara Geywitz.
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Wir haben aber auch „Runde Tische“ für bestimmte 
Landkreise und Austauschtreffen speziell für Planungs­
büros angeboten, um sie gezielt mit ins Boot zu holen. Be­
richtet wird über diese Aktionen im eigenen Newsletter, 
den wir vierteljährlich herausgeben. Zusätzlich bietet er in­
formative Artikel über lokale Macher/innen, Best Practices, 
Förderhinweise sowie Veranstaltungs­ und Medientipps. Er 
wird an rund 600 Adressen verschickt, mittlerweile ist die 
15. Ausgabe erschienen. Wir als Referentinnen fahren zu­
dem in die Landkreise hinaus, um im ganzen Bezirk sichtbar 
zu sein. Rund 25 Vorträge wurden bereits auf externen Ver­
anstaltungen gehalten, auch Fahrradexkursionen, Ausstel­
lungen, Podcasts, studentische Arbeiten und vieles mehr 
haben wir fachlich unterstützt. Wir haben Flächenspar­ 
Marmeladen aus Streuobst herstellen und Cartoons zeich­
nen lassen, um unsere Botschaft über verschiedene Wege 
sicht­ und greifbar zu machen. Als Flächensparmanage­
rinnen sind wir stets ansprechbar für Belange rund um das 
Thema. Zahlreiche Anfragen wurden bereits bearbeitet 
und Beratungsgespräche geführt – sei es mit Bürgerinitia­
tiven, Gemeinderäten oder Bauverwaltungen, die Verbes­
serungen für ihre Orte anstreben. Die Teilnahme an Len­
kungsgruppensitzungen und Fachtagungen in der Region 
stellt sicher, dass wir über die Dynamiken und Meinungs­
bilder zum Flächensparen Bescheid wissen und diese Ein­
drücke weitergeben können. Auch die Zusammenarbeit 
mit den hiesigen Medien findet statt, sei es für Presseartikel 
oder Videoclips. Deutlich wird, dass die Arbeit vom stän­
digen Austausch lebt. Das Netzwerk funktioniert nur, wenn 
es kontinuierlich bespielt wird.

Umsetzung der Sonderförderung 
Flächensparen im Regionalmanagement
Nahezu alle von der Landesentwicklung geförderten Regio­
nalmanagements in Unterfranken nutzen die Sonderförde­
rung „Flächensparen“, die 50.000 Euro pro Jahr zusätzlich 
für Projekte mit dem Fokus Flächensparen zur Verfügung 

Vortrag der Flächensparmanagerinnen beim ersten „Runden Tisch“ im Landkreis Main-Spessart
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Cover zur ersten Folge des Podcasts „Donut statt Krapfen“ im 
Landkreis Haßberge
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stellt. Zu erfolgreich realisierten Projekten gehören zum 
Beispiel eine Podcast­Reihe und eine Wanderausstellung 
unter dem Titel „Vom Donut zum Krapfen“ im Landkreis 
Haßberge. Ebenfalls gefördert wurde das Modellprojekt 
„Wohnraum neu interpretieren“ im Landkreis Schweinfurt, 
welches sich mit der Weiterentwicklung von Baugebieten 
der Nachkriegszeit beschäftigt. Zudem wurden eine Wohn­
raumbedarfsanalyse und ein Innenentwicklungsportal für 
den Landkreis Bad Kissingen erstellt. Projektideen werden 
vorab mit den Flächensparmanagerinnen abgestimmt. Die 
ergänzenden Mittel der Sonderförderung helfen, das The­
ma Flächensparen in den ländlichen Räumen zu kommuni­
zieren.

Erfolge und Grenzen der bisherigen 
Aktivitäten
Anhand der Ausführungen wird deutlich, dass die Flä­
chensparoffensive vor allem mit weichen Instrumenten ar­
beitet und ihren Schwerpunkt auf die Beratungs­, Sensibili­
sierungs­ und Öffentlichkeitsarbeit legt. Es sollen bewusst 
Anreize und Verständnis geschaffen und keine strengen 
Vorschriften erlassen oder durchgesetzt werden, welche 
die wirtschaftliche Entwicklung und die gemeindliche Pla­
nungshoheit stark einschränken. Wir machen die Erfah­
rung, dass unsere Arbeit durchaus Früchte trägt und sich 
ein stärkeres Bewusstsein für den Erhalt des Freiraums ent­
wickelt. Das wird durch die Dynamik im Netzwerk und die 
vielseitigen lokalen Projekte sichtbar. Aber auch eine Befra­
gung unterfränkischer Kommunen im Rahmen einer Mas­
terarbeit im Fach Geographie an der Universität Würzburg 
zeigte, dass die große Mehrheit der Antwortenden (N = 
110) verstanden hat, warum effiziente Flächennutzung 
wichtig ist. Über 90 % stimmten den Aussagen zu, dass eine 
hohe Bodenversiegelung negative ökologische Konse­
quenzen mit sich bringt und dass das Flächensparen auf 
kommunaler Ebene einen hohen Stellenwert besitzen soll­
te. Gleichzeitig werden Baulandausweisungen von 65 % als 
wirksames Mittel befunden, um gegen die Folgen des de­
mographischen Wandels anzugehen. 55 % geben an, dass 
weitere Wohn­ und Gewerbeausweisungen notwendig 
sind, um als Gemeinde wettbewerbsfähig zu bleiben (Gut­
berlet 2023: 3). Die Diskrepanz zwischen dem Wissen um 
den Wert des unversiegelten Bodens einerseits und den 
faktischen Zwängen der Kommunen andererseits wird hier 
deutlich. Den größten Zustimmungswert erhielt übrigens 
die Aussage, dass Flächensparen nur funktioniert, wenn 
auch die Bürger/innen hinter der Idee stehen. Dieses Ergeb­
nis bestärkt uns darin, unsere Wissensvermittlung im 
Kampf gegen den Flächenverbrauch fortzuführen, denn sie 
bereitet den Boden für einen Perspektivwechsel und posi­
tive Veränderung vor Ort. Tatsächlich haben Gemeinden 
trotz ihrer Planungshoheit bei der Innenentwicklung nicht 
alle Zügel in der Hand. Sie sehen sich bspw. mit klammen 
Kassen, verkaufsunwilligen Eigentümerinnen und Eigentü­
mern von Baulücken und Leerständen, unterbesetzten 
Bauämtern sowie Auflagen des Denkmalschutzes konfron­
tiert. An diesen Hürden können wir als Flächensparmana­
gerinnen kaum etwas ändern. Die Gemeinden wünschen 
sich noch mehr gesetzliche Zugriffsmöglichkeiten, Verein­

fachungen im Baurecht und finanzielle Unterstützung bei 
Sanierung und Umbau. Anders als die Dorferneuerung 
oder die Städtebauförderung investiert die Flächenspar­
offensive jedoch nicht in bauliche Maßnahmen.

Allerdings hat sich auch auf der Ebene der Landespla­
nung etwas getan. Der 5­Hektar­Richtwert wurde in die 
Grundsätze der Raumordnung aufgenommen (Art. 6 Abs. 
2 Nr. 3 BayLplG). Bei der Teilfortschreibung des bayeri­
schen LEP, welche im Juni 2023 Rechtskraft erlangte, wur­
de das Ziel „Innenentwicklung vor Außenentwicklung“ 
leicht nachgeschärft. Ergänzende neue Grundsätze messen 
der integrierten Siedlungsentwicklung, der Mehrfachnut­
zung von Flächen und dem Freiraumerhalt eine noch grö­
ßere Bedeutung bei (z. B. 1.1.3, 3.1.1 und 3.1.3 LEP). Zwei 
Ausnahmen zum Anbindegebot wurden wieder zurückge­
nommen. Das sind Schritte in die richtige Richtung. Scharfe 
Schwerter, die dem Flächenverbrauch klare, verbindliche 
Grenzen setzen, wurden damit jedoch nicht geschaffen.

Ein Blick in die bayerische Flächenstatistik zeigt, dass 
im Jahr 2022 pro Tag immer noch 12,2 Hektar für Siedlung 
und Verkehr neu in Anspruch genommen wurden – genau­
so viel wie zehn Jahre zuvor. Eine Trendumkehr konnte bis­
her nicht erzielt werden. Zentral ist jedoch die Frage, wel­
che Stellschrauben politisch gewollt sind! Finanzielle 
Konsequenzen und gesetzliche Vorschriften entfalten eine 
schnellere und stärkere Wirkung, als es Bewusstseins­
bildung schaffen kann. Dahingestellt bleibt, ob das dann 
auch mit Akzeptanz in der breiten Bevölkerung und bei den 
Kommunen einhergeht oder zu Widerständen führt. Fest­
zustellen ist, dass mittlerweile andere Herausforderungen 
wieder höher priorisiert werden als die Verringerung der 
Flächeninanspruchnahme. Der Mangel an Fachkräften oder 
Asylunterkünften, die Wärme­ und Energiewende, Büro­
kratieabbau sowie drängende kommunale Pflichtaufgaben 
lassen die Themen Flächensparen und Innenentwicklung in 
den Hintergrund treten. Schließlich aber wirken manche 
Mechanismen auch ganz ohne unser Zutun: Die steigenden 
Bauzinsen und Materialkosten sowie ausgebuchte Hand­
werksbetriebe führten in der jüngeren Vergangenheit zu 
einem Rückgang der Bautätigkeit und damit zu einer Ein­
sparung von Flächen – ganz unabhängig von der Flächen­ 
sparoffensive.

Eine Frage für ein Zwischenfazit ist letztlich zentral: 
Würde etwas fehlen, wenn es die Flächensparoffensive 
nicht mehr gäbe? Für Unterfranken können wir im Zuge ei­
ner Selbstevaluation sagen: Ja! Unsere Veranstaltungen 
werden gut besucht, unsere Unterstützung wird angefragt, 
unsere Veröffentlichungen gelesen. Dankenswerterweise 
ist das, was ursprünglich nur auf zwei Jahre angelegt war, 
mittlerweile dauerhaft etabliert. Die Stellen der Flächen­ 
sparmanager/innen wurden entfristet und fest auf der Ebe­
ne der Bezirksregierungen verankert. So kann unsere Ar­
beit nachhaltig weitergehen.
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„Innenentwicklung neu denken!“ So lautet eine Handlungs­
empfehlung aus dem Zwischenfazit des Bund­Länder­Dia­
logs Fläche, das vom Umweltbundesamt im Frühjahr 2024 
herausgegeben wurde. Die Reduzierung der Flächenneui­
nanspruchnahme erfordert demnach „eine Weiterentwick­
lung und einen Umbau des Siedlungsbestandes für flexible 
Nutzungen, Nutzungsmischung, angemessene Siedlungs­
dichten, kurze Wege und Grün in der Stadt. Flächensparen­
de Siedlungsentwicklung, natürlicher Klimaschutz und Kli­
maanpassung müssen integriert betrachtet werden“ 
(Preuß/Bock/Böhnke et al. 2024: 43). Doch was heißt das 
konkret? Welchen Beitrag kann digitale Planungsunterstüt­
zung leisten, und was muss künftig anders werden gegen­
über den flächenpolitischen Impulsen zur Reduzierung der 
Flächeninanspruchnahme, die durch Forschungsprogram­
me und Initiativen seit Beginn der 2000er Jahre unter dem 
Motto „Innenentwicklung vor Außenwicklung“ das deut­
sche Planungswesen bewegen? 

Klima wandel(t) Innenstadt
Da wäre, zum einen, eine stärkere Ausrichtung von Förder­
mitteln auf die Klimasanierung im Bestand. In ihren Pro­
grammen für Forschung und Entwicklung stellt die Städte­

bauförderung des Bundes Mittel für die Transformation 
hitzebelasteter Quartiere und gefährdeter Siedlungsberei­
che bereit. Die Bundesländer starten in der Folge eigene 
Initiativen zur klimagerechten Innenentwicklung, wie z. B. 
in Bayern (https://www.bayern.de/staedtebaufoerde 
rung-in-bayern-foerderinitiative-klima-wandelt- 
innenstadt/). Dabei werden integrierte Konzepte und Pla­
nungen für städtebauliches Sanierungsmanagement, blaue 
und grüne Infrastrukturen, technische Infrastruktur und 
das Wassermanagement sowie klimagerechte Nahmobi­
litätskonzepte, Gebäudesanierung und Grunderwerb für 
Klimaschutz­ und Klimaanpassungsmaßnahmen gefördert. 

Zum anderen entstehen neue Möglichkeiten zur Eva­
luierung der Mittelvergabe für verbindliche Zielkriterien. In 
städtebaulichen Wettbewerben werden Kartierungen von 
kühlenden Stadträumen und thermischen Belastungs­
flächen, Planungshinweiskarten zur Durchlüftungssituation 
und der Erhalt unversiegelter Flächen zu zentralen Infor­
mationsquellen für die gutachterliche Bewertung. Die in 
der Nachhaltigkeitszertifizierung etablierten Methoden der 
Ökobilanzierung und Lebenszyklusanalyse für Gebäude 
werden künftig auch auf „Nachhaltige Quartiere“ und 
„biodiversitätsfördernde Außenräume“ anwendbar (DGNB 

Stefan Fina

DIGITALE 
PLANUNGSUNTERSTÜTZUNG
Wissensinfrastrukturen für die klimasensible Innenentwicklung

Abb. 1: Schematische Erläuterung der dreifachen Innenentwicklung
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2020, 2023). Sie bieten umfangreiche konzeptionelle 
Grundlagen für eine datentechnische und digitalisierte 
Anwendung in der Stadtentwicklung.

„Innenentwicklung neu denken“ bedeutet folglich, 
Planungsprozesse einer klimasensiblen Nachverdichtung 
sektorübergreifend für Gebäude, Umfeld und Quartier zu­
sammenzuführen. 

Abbildung 1 illustriert das Prinzip anhand des Leit­
bilds der dreifachen Innenentwicklung: 

 > Ebene 1: Dichte und Nutzungsvielfalt (Kompakte Stadt 
der kurzen Wege)

 > Ebene 2: Nachhaltige Energie und multimodale Mobi­ 
lität (Klimaneutrale Stadt)

 > Ebene 3: Grüne und blaue Infrastrukturen (Klimaange­
passte Stadt)

Nach diesem Prinzip wird es, neben der weiterhin 
wichtigen Beplanung größerer innerstädtischer Brach­ und 
Konversionsflächen („brownfield development“), künftig 
stärker um eine kleinteilige Klimasanierung und Nachver­
dichtung urbaner Bestandsquartiere gehen. 

Aktenzeichen Mengensteuerung…ungelöst! 
Das Zwischenfazit des Bund­Länder­Dialogs setzt in seinen 
Schlussfolgerungen auf weitere Ansatzpunkte, z.  B. die 
stärkere Verbindlichkeit einer Mengenbegrenzung („Top­
down“) für die Flächeninanspruchnahme oder den Abbau 
von Fehlanreizen wie der Gewerbesteuer und der Entfer­
nungspauschale. Unklar bleibt, wie sich flächenpolitisch 
wünschenswerte Reformen des Steuerrechts im aktuellen 

politischen Umfeld durchsetzen könnten. Ebenfalls unklar 
bleibt, ob die seit Langem diskutierte Mengenbegrenzung 
die kommunale Bauleitplanung einschränken darf. Die 
Rechtsprechung zum bayerischen Volksbegehren „Beton­
flut eindämmen“ hat aufgezeigt, dass sich dabei Raumord­
nungsinstrumente in ungeklärter Art und Weise auf den 
Schutz von Grundstücksrechten auswirken würden. Die 
Initiative wurde bislang nicht weiterverfolgt (Diroll/Greim­
Diroll 2019).

Einer Mengenbegrenzung ohne breiteren politischen 
und rechtsverbindlichen Rückhalt fehlt die Durchsetzungs­ 
und Überzeugungskraft. Die kommunale Selbstbestim­
mung erfordert deliberative Verhandlungssysteme zwi­
schen den Fachplanungen einer Kommune und Akteu­ 
rinnen/Akteuren der Regional­ und Landesplanung. Diese 
müssen gestaltet und kultiviert werden. Ansonsten müss­
ten Konflikte an ein Rechtssystem übergeben werden, das 
ohne klarere Vorgaben lange Verhandlungsdauern erwar­
ten lässt und neue Konflikte im Hinblick auf Planungs­
beschleunigung und Entbürokratisierung auslöst. Dieser 
Schritt würde sich negativ auf die Akteurskonstellationen 
eines konsensorientierten und kollaborativen Planungs­
paradigmas auswirken (Hesse/Kühn 2023). 

Auch aus datentechnischer Sicht sind Akzeptanz­
probleme vorprogrammiert. Die Inkompatibilität der bun­
desdeutschen Nutzungsklassen der Siedlungs­ und Ver­
kehrsfläche mit dem europäischen Raumbeobach­ 
tungssystem Copernicus und der Umgang mit Siedlungs­
freiflächen wird zunehmend zur Herausforderung für das 
Flächenmonitoring. So bezieht die vielzitierte Prognose 
des Thünen­Instituts zum potenziellen Anstieg der Flä­
cheninanspruchnahme bis 2030 auf 70 Hektar pro Tag 
(aktuell: 52 Hektar pro Tag) neben Flächenansprüchen für 
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Abb. 2: Dreiklang der Flächenkreislaufwirtschaft
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bezahlbaren Wohnraum auch den innerörtlichen Klima­
schutz in die Berechnungen ein (Osterburg/Ackermann/
Böhm et al. 2023: 70). 

Monitoring Flächenkreislaufwirtschaft 
Warum zählt der Flächenbedarf für Klimaschutz und Klima­
anpassung zur Siedlungs­ und Verkehrsfläche und damit 
zur Flächeninanspruchnahme? Dies mag aus der fachlichen 
Perspektive des Katasterwesens gerechtfertigt und für 
Fachleute theoretisch differenzierbar sein. Der Ansatz be­
schädigt dennoch die Akzeptanz und Relevanz der Mengen­
begrenzung in konkreten Planungsverfahren und in der 
Gremien­ und Öffentlichkeitsarbeit. Abhilfe könnten über­
zeugende Konzepte zur Differenzierung der Nutzungs­
klassen mit kombinierten Erhebungsverfahren aus dem 
Katasterwesen und der satellitengestützten Erdbeobach­
tung schaffen. Diese werden im Hinblick auf die in der 
Deutschen Nachhaltigkeitsstrategie („Netto­Null“) und 
der Europäischen Union („zero land take policy“) anvi­
sierte Flächenkreislaufwirtschaft dringend benötigt. 

Im Flächenmonitoring müsste dabei die Frage beant­
wortet werden können, wie viel Neuversiegelung bei neuen 
Bauvorhaben auszugleichen ist und wie geplante und um­
gesetzte Maßnahmen der Entsiegelung und Begrünung auf 
ein Flächenkonto im Sinne der Zubau­Rückbau­Regel „ein­
zahlen“ (ARL 2024: 12 ff.). Entsprechende Datengrund­
lagen zur Unterscheidung versiegelter und nicht versiegel­
ter Flächen wurden vor einigen Jahren für eine Weiter­ 
entwicklung der Flächenstatistik vorgedacht, gelangten 
allerdings nicht in die weitere Umsetzung (Arnold/Lucas/
Pauly 2020). Das derzeitige Monitoring zur Reduzierung 
der Flächeninanspruchnahme ist weit davon entfernt, die 
in Abbildung 2 skizzierte Perspektive einer praxistauglichen 
Flächenkreislaufwirtschaft zu erfassen. Unter anderem 
fehlen Möglichkeiten, die Verfahrensdauern städtebau­
licher und landschaftsplanerischer Umsetzungspers pek­
tiven zu berücksichtigen („Flächenkonto“) und Bilanzie­ 
rungs räume z. B. interkommunal bzw. interregional zu ver­
netzen.

Kommunale Handlungszwänge verstehen
Wie wirken die aktuellen Ansprüche einer Top­down­ 
Mengensteuerung der Flächeninanspruchnahme auf das 
kommunale Informationsmanagement? Wird womöglich 
eine Motivation geschaffen, Informationen zu Flächenpo­
tenzialen nicht zu erheben oder bereitzustellen bzw. die 
dafür notwendigen Investitionen, auch im Hinblick auf 
Ressourcen und Pflichtaufgaben, zurückzustellen? Autoren 
eines Arbeitskreises der ARL argumentierten schon 2006, 
dass akademische Forschung und die Raumplanung der 
Komplexität des kommunalen Flächenmanagements nur 
unzureichend gerecht werden. Man befasst sich zu wenig 
mit den Problemlagen und zielt stattdessen unmittelbar auf 
vermeintliche Maßnahmen und Lösungen im Sinne eines 
„Lösungsreflexes“ ab (Schönwandt/Jung 2006; Schön­
wandt/Jung 2007: 773).

In der Fachöffentlichkeit diskutierte Zahlen zu bun­
desweiten Flächenpotenzialen im Bestand – bis zu 4 Mil­
lionen neue Wohneinheiten auf bestehenden Brachflächen 
und Baulücken (BBSR 2022); bis zu 2 Millionen neue 
Wohneinheiten durch Aufstockung (Tichelmann/Günther/
Groß 2019) – können diesem Reflex Vorschub leisten, 
wenn die Hochrechnungsmethodik dieser Zahlen und die 
städtebauliche Umsetzungsperspektive nicht hinreichend 
verstanden und kommuniziert werden. In der öffentlichen 
Wahrnehmung können sich so Eindrücke eines Planungs­
defizits verfestigen, das Enttäuschungen produziert. Dabei 
werden die Kommunen insbesondere in der datenbasier­
ten Raumforschung zu häufig als Planadressat angespro­
chen, der die Zielkonflikte einer flächensparenden Sied­
lungsentwicklung aus eigener Kraft zu bewältigen hat.

Ein konstruktives Zusammenwirken erfordert ein 
besseres Verständnis für flächenpolitische kommunale 
Handlungszwänge und die Entwicklung von Lösungsstrate­
gien, die sich die Chancen eines digitalen Flächenmanage­
ments zunutze machen.

Proaktives Flächenmanagement
Die Widmung geplanter Flächennutzungen in Plänen und 
textlichen Begründungen liefert seit jeher wichtige Grund­
lageninformationen für die Stadtentwicklung. Die Digita­
lisierung entsprechender Kartenprodukte und Planungs­
prozesse beansprucht mitunter Ressourcen, die die 
Kommunalverwaltung nicht selbst bereitstellen kann. 
Dienstleister/innen werden so zum „verlängerten Arm“ der 
Verwaltung (Will/Winter 2024: 7). Agile digitale Planungs­
methoden könnten dabei deutlich mehr leisten, wenn ver­
gaberechtliche Verfahren besser koordiniert werden und 
sich mit bereits vorhandenen planungsrechtlichen Mög­
lichkeiten für neue Erkenntnisse öffnen (Mitschang 2021). 

Stadtplanungsämter und Baubehörden stehen vor 
der Herausforderung, sich aktiv mit städtebaulichen Nut­
zungsoptionen des Bestands zu befassen. So werden z. B. 
mit der Verabschiedung des Gebäudeenergiegesetzes 2024 
(GEG) alle Kommunen in Deutschland Wärmepläne für 
eine ressourcenoptimierte Nutzung von erneuerbaren 
Energieträgern erstellen. Die ressourceneffiziente Nach­ 
oder Umnutzung von möglicherweise obsolet werdenden 
Flächennutzungen z.  B. im Einzelhandel (Rettich/Tastel 
2023) benötigt ein digital unterstütztes Flächenmanage­
ment, das planungsrechtliche Festlegungen aus rechts­
kräftigen Dokumenten einbindet und mit Informationen 
aus z. B. städtebaulichen Entwicklungskonzepten vernetzt. 

Die technischen Möglichkeiten der Digitalisierung 
bieten theoretisch das Potenzial, digital vorliegende Infor­
mationen für neu aufkommende Fragestellungen zu ver­
knüpfen und als fachplanerisches Abwägungsmaterial digi­
tal bereitzustellen, unter anderem in sogenannten Urban 
Data Hubs und Urbanen Digitalen Zwillingen. Planungen, 
die mit städtebaulichen Entwurfswerkzeugen, Geoinfor­
mationssystemen oder zunehmend dem Building Informa­
tion Modeling erstellt werden, können so unmittelbar mit 
den Erkenntnissen aus z.  B. Stadtklimaanalysen und der 
Risikokartierung zusammengeführt und betrachtet wer­
den. 
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Inklusive Wissensinfrastrukturen
Städtebauliche Interventionen und ihre modellierten Fol­
gewirkungen stehen somit als digitales Abbild für die Gre­
mienarbeit und die Bürgerbeteiligung zur Verfügung. Sie 
müssen für verschiedene Zielgruppen aber zugänglich auf­
bereitet werden. Aus einer kritischen Perspektive ist darauf 
zu achten, dass neue datenbasierte Zugänge zum Planungs­
wesen inklusiv und finanzierbar sind. Im Rahmen einer 
Kommunalbefragung zur öffentlichen Bereitstellung von 
Geo­ und Planungsdaten (Open Data) wurde kürzlich auf­
gezeigt, dass nur wenige größere Kommunen (90 von 
10.795) in die Bereitstellung von Daten investieren und 
sich den Herausforderungen zur Lösung von Fragen der 
Transparenz, des Datenschutzes und der Sicherheit stellen. 
Dabei spielen „der Wettbewerb und die wirtschaftlichen 
Folgen der Nutzung von Daten im Rahmen der digitalen 
Daseinsvorsorge“ eine Rolle (Bürger/Hoch 2022: 5). Die 
Schlussfolgerungen der Studie lassen eine Unklarheit über 
Ziele und Nutzen offener Daten und Unsicherheiten bzgl. 
der Rechtslage bei den Befragten erkennen, die sich in der 
Sorge um den Missbrauch von daraus abgeleitetem Wissen 
äußert.

Schon im Aufbau von Informationsstrukturen stellt 
sich deshalb die Frage, wie und mit welchem Mehrwert die 
Perspektiven, Kompetenzen und Entwicklungsbedarfe von 
Anwendenden und Planadressaten eingebunden werden 
können. Nur so können Fachplaner/innen digitale Innova­
tionen im Arbeitsalltag nicht nur theoretisch aufgreifen, 
sondern sich tatsächlich aneignen. Diesen Anspruch greift 
das vom Bayerischen Staatsministerium für Wissenschaft 
und Kunst geförderte Forschungsprojekt „DiPukS – Digitale 
Planungsunterstützung für die klimaneutrale Siedlungsent­
wicklung“ an der Technischen Hochschule Augsburg auf. 
Über die nächsten Jahre werden in Zusammenarbeit mit 
Partnerinnen und Partnern bayerischer Behörden und der 
Bayerischen Architektenkammer ausgewählte Themenfel­
der der digitalen Transformation für eine datentechnische 
Planungsunterstützung bearbeitet (https://www.tha.de/
Architektur-und-Bauwesen/DiPuKS.html).

Netzwerke durch digitale Planungsprozesse 
stärken
Kann die im Forschungsprojekt DiPukS beispielhaft ange­
strebte Ko­Produktion digitaler Planungsunterstützung ei­
nen Beitrag dazu leisten, „Innenentwicklung neu zu den­
ken“? In diesem Zusammenhang ermöglicht die „Digital 
City Science“, die ein kollaboratives Kuratieren von Daten 
für transformativ angelegte Stadtentwicklungsprozesse 
anstrebt, neue Formen einer digital unterstützten und 
beteiligungsorientierten Stadtplanung (Weber/Ziemer 
2022). In Reallaboren werden Wissensinfrastrukturen auf­
gebaut, die auf die Erfahrungen und Kompetenzen von 
Nutzenden und Anwendenden eingehen. Das gemeinsame 
Sichten und Interpretieren von Daten, aber auch die Aus­
einandersetzung mit Methoden der Raumanalyse zur Be­
wertung von Nutzungsoptionen für urbane Flächen kann 
das gegenseitige Verständnis bereichern. 

Dieser Ansatz benötigt entsprechende Plattformen. 
Es müssen Räume für Kollaborationen und Chancen ge­
schaffen werden, um die Mehrwerte digitaler Planungs­
prozesse erfahrbar zu machen. Ein wichtiger Impuls geht 
dabei von der „IBA – Internationale Bauausstellung der 
Metropolregion München“ aus, die unter dem Motto 
„Neue Räume der Mobilität“ erstmalig in der IBA­Geschich­
te das drängende Thema Raumentwicklung und Mobilität 
forciert (https://iba-m.de/). Der aktuelle Projektaufruf 
schafft Möglichkeiten für nachhaltige institutionelle Netz­
werke, um über die nächsten zehn Jahre innovative Raum­
entwicklungskonzepte in die Umsetzung zu bringen. 

Neue interdisziplinäre Kooperationsmöglichkeiten 
bietet auch das Zentrum für Klimaresilienz der Universität 
Augsburg (https://www.uni-augsburg.de/de/forschung/
einrichtungen/institute/zentrum-fur-klimaresilienz/). 
Die institutionalisierte Zusammenarbeit verschiedener 
Lehrstühle der Universität und assoziierter Mitglieder bie­
tet Potenziale, um wissenschaftliche Erkenntnisse aus den 
verschiedenen Perspektiven der Klimaforschung zu bün­
deln, in der Ko­Kreation urbaner Räume der Zukunft zu 
nutzen und somit interdisziplinäre Ansätze einer dreifa­
chen Innenentwicklung zu stärken. 

Zusammenfassend lassen diese beiden Beispiele da­
rauf hoffen, dass digitale Planungsunterstützung unter 
dem Dach starker Kooperationen ihre Potenziale für eine 
klimasensible Stadtentwicklung entfalten kann. Die städte­
bauliche Komplexität der dreifachen Innenentwicklung be­
nötigt einfach zugängliche Wissensinfrastrukturen für eine 
möglichst transparente Aushandlung von Zielkonflikten. 
Voraussetzung ist, dass digital unterstütztes Fachwissen 
integraler Bestandteil eines lösungsorientierten Planungs­
wesens wird, das von Expertinnen/Experten, Stakeholdern 
und weiteren Beteiligten gemeinsam entwickelt und ange­
nommen wird. 
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Die Fläche steht unter Stress! Auch Menschen, die eigent­
lich nicht vorrangig in räumlichen Dimensionen denken 
und handeln, sehen inzwischen: Es wird eng! Und die ei­
gentlich triviale Erkenntnis, dass die Fläche nicht vermehr­
bar ist, führt gelegentlich zu einem neuen Nachdenken 
über diese Ressource. Wie hoch und unterschiedlich die 
Ansprüche an die Fläche sind, möchte ich eingangs noch 
einmal plakativ aufzeigen. Dabei möchte ich auch auf neue 
Anforderungen eingehen, die sich nach der Zeitenwende 
im Kontext einer multiplen Krisenlage ergeben.

Anfangen möchte ich mit dem Bau bezahlbarer Woh­
nungen, die zumindest in allen städtischen Regionen drin­
gend benötigt werden. Ich finde es richtig, dass unsere 
Bau­ und Raumordnungsministerin Klara Geywitz auf das 
große Wohnraumpotenzial in kleinen und mittelgroßen 
Städten hinweist. Menschen, die dauerhaft die Möglichkeit 
haben, überwiegend im Homeoffice zu arbeiten und die 
(oder ihre Familien) eigentlich lieber in überschaubaren 
Strukturen leben möchten, werden dort interessante An­

Axel Priebs

ALTE UND NEUE 
FLÄCHENBEDARFE NACH DER 
ZEITENWENDE
Eine starke Raumordnung ist wichtiger denn je! 

Wohnungsneubau auf dem Kronsberg in Hannover: In Kronsrode Mitte realisieren sechs Wohnungsbauunternehmen aus Hannover rund 1.300 
Wohnungen und Reihenhäuser sowie Gewerbeflächen in einem neuen Stadtteil im Südosten der Landeshauptstadt
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gebote finden. Aber dieser Ansatz wird trotzdem nicht 
dazu führen, dass wir den Geschosswohnungsbau einstel­
len können und keine neuen Bauflächen mehr in und am 
Rande der großen Städte brauchen.

Wenn wir die klima­, aber auch geopolitisch notwen­
dige Energiewende schaffen wollen, brauchen die erneuer­
baren Energien und die dafür benötigte technische Infra­
struktur, nicht zuletzt die Leitungen, Fläche. Windenergie 
lässt sich meist gut mit Landwirtschaft vereinbaren. 
Schwieriger ist es mit dem Naturschutz, auch wenn es da 
durch die gesetzlichen Maßnahmen zur Beschleunigung 
des Windenergieausbaus viele rechtliche Erleichterungen, 
etwa die Öffnung der Landschaftsschutzgebiete, gibt. Hier­
zu haben wir Anfang dieses Jahres das Positionspapier aus 
der ARL 145 „Neue Planungsgrundlagen für erneuerbare 
Energien“ veröffentlicht. Ganz besonders bei der Freiflä­
chen­Photovoltaik (PV) kommt es immer häufiger zu Flä­
chenkonkurrenzen und anderen Herausforderungen, auf 
die schon vor zwei Jahren im Positionspapier aus der ARL 
134 „Regionalplanung für einen raumverträglichen Ausbau 
von Freiflächen­Photovoltaikanlagen“ hingewiesen wurde. 
Das betrifft vor allem die Landwirtschaft, worauf ich gleich 
zurückkomme, aber auch andere Nutzungen, nach der 
Teilprivilegierung der Freiflächen­PV entlang der Haupt­
verkehrslinien, insbesondere die Verkehrs­ und Leitungs­
infrastrukturen. Deswegen halte ich es auch nicht für sinn­
voll, diese Flächen bei den Bilanzen des „Flächenverbrauchs“ 
auszuklammern, wie es von einigen Ländern vorgeschlagen 
wurde. Eine differenzierte Bilanzierung ist sinnvoll, aber 
eine unterschiedliche Anrechnung „guter“ (wie bspw. 
Flächen für erneuerbare Energien) und „schlechter“ Flä­
chenverbräuche (wie versiegelte Fläche für Siedlung und 
Verkehr) würde den Umfang der zu gestaltenden Heraus­
forderungen verschleiern.

Auf die Flächen der Landwirtschaft schauen wir – 
aber auch die Landwirte selbst – heute mit anderen Augen 
als noch vor zehn Jahren. Während es früher als normal 
angesehen wurde, dass landwirtschaftliche Flächen am 
Rande von Siedlungen einmal zu Bauland werden, ergeben 
sich heute mehrere Konflikte bezüglich der Nutzung die­ 
ser Flächen. Erstens wollen die meisten landwirtschaft­
lichen Betriebe die Flächen heute für die Landwirtschaft 
sichern und sind seltener als früher verkaufsbereit, wes­
wegen beispielsweise neue Logistikprojekte in verkehrs­ 
günstigen Lagen häufig keine zu erwerbenden Flächen 
mehr finden, auch wenn der Standort planungsrechtlich 
schon abgesichert ist. Zweitens kaufen internationale In­
vestorinnen/Investoren gezielt Flächen als Wertanlage auf 
und verderben so die Preise für landwirtschaftliche Flä­
chen, wodurch sich insbesondere mittlere und kleinere 
landwirtschaftliche Betriebe keinen Zuerwerb mehr leisten 
können. Und drittens gibt es unterschiedliche Prioritäten 
bei denjenigen, die das Land besitzen, und bei denjenigen, 
die es pachten. Während die erstgenannte Gruppe die 
höhere Rendite gerade bei Photovoltaik sieht, ist die zweite 
Gruppe dringend darauf angewiesen, die Flächen bewirt­
schaften zu können, um konkurrenzfähig zu bleiben. Die 
Möglichkeiten, die sich aus der Kombination beider Nut­
zungen ergeben, wird ein gerade eingerichteter ARL­ 
Arbeitskreis zum Thema Agri­PV untersuchen.

Und während uns in der Planung bis vor kurzem noch 
die Deindustrialisierung Deutschlands beschäftigt hat, ha­
ben wir es auf einmal mit neuer Nachfrage an Industrie­
flächen zu tun. Teils, um neuen klimafreundlichen Indus­
trien Platz zu verschaffen, teils, um aus geopolitischen und 
strategischen Gründen unsere Abhängigkeit von anderen 
Staaten zu reduzieren und wichtige Produkte und Techno­
logien wieder vor Ort zu produzieren. Wie wichtig diese 

Freiflächen-Photovoltaikanlagen auf zuvor landwirtschaftlich genutzter Fläche
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neuen Industrien auch für wirtschaftsstarke Regionen sind, 
wurde mir Ende letzten Jahres auf zwei Veranstaltungen in 
Baden­Württemberg deutlich, als klar war, dass der schwe­
dische Batteriehersteller Northvolt nicht in den Süden 
kommt, sondern sich für Schleswig­Holstein entschieden 
hat. Für andere Zukunftsfabriken sind bekanntlich Ent­
scheidungen für ostdeutsche Standorte gefallen. Diese 
jüngsten Entwicklungen scheinen jetzt Akteure in den klas­
sischen süd­ und westdeutschen Industrieregionen zu ver­
anlassen, wieder auf eine Angebotsplanung für neue Indus­
trieflächen zu setzen.

Erneuerbare Energien und neue Industrien brauchen 
Infrastruktur. Gleichzeitig wissen wir, dass die vorhandene 
technische Infrastruktur nicht nur erneuerungsbedürftig 
ist, sondern auch Entlastung braucht. Das gilt beispiels­
weise für das Schienennetz der Eisenbahn. Hier müssen 
wir dringend noch vorhandene Trassen stillgelegter Stre­
cken sichern sowie neue Verbindungen einplanen. Zu die­
sem Thema hat ein Arbeitskreis der ARL in diesem Jahr das 
Positionspapier aus der ARL 146 „Die Reaktivierung von 
Schienenstrecken als Strategie der integrierten Raument­
wicklung“ herausgegeben. Aber wir müssen bei der Infra­
struktur nach der Zeitenwende auch weitere Überlegungen 
zur Resilienz und damit auch zur Redundanz sowie zur 
Bündelung von Infrastruktur anstellen. 

Redundanz ist verstärkt erforderlich, damit bei Na­
turkatastrophen oder Anschlägen das Gesamtsystem funk­
tionsfähig bleibt – hier muss aber eine gesellschaftliche 

Vereinbarung erzielt werden, wie viel Redundanz wir uns 
leisten wollen und können. Hinterfragen müssen wir nach 
der Zeitenwende das mühsam etablierte, unter dem 
Aspekt der Flächeninanspruchnahme und der Zerschnei­
dungseffekte sinnvolle Prinzip der Trassenbündelung. Das 
hat zwar viele Vorteile, erhöht aber auch die Vulnerabili­ 
tät in Krisenlagen. Insbesondere wenn Verkehrs­ und Lei­
tungstrassen gebündelt geführt werden, können bestimm­
te Räume im Krisenfall schnell abgeschnitten werden. Zu 
dieser Frage besteht ein großer fachlicher und politischer 
Diskussionsbedarf, welche Prioritäten hier künftig zu set­
zen sind.

Nicht vergessen dürfen wir, dass da, wo viel gebaut 
wird, auch viele Rohstoffe gebraucht werden, die aus 
Gründen der Nachhaltigkeit möglichst verbrauchsnah ab­
gebaut werden sollten. Das heißt, dass die Sicherung der 
Abbaugebiete für Rohstoffe auch künftig eine wichtige 
(und besonders unbequeme) Aufgabe der Raumordnung 
bleibt. Hier ist aber auch verstärkt zu prüfen, welche tem­
porären Nutzungen mit der langfristigen Zugänglichkeit 
der Rohstoffe vereinbar sind.

Aber es geht eben nicht nur um Nutzungsansprüche, 
wir müssen auch Freiräume dauerhaft schützen. Diese grü­
nen Infrastrukturen sind gerade in dicht bebauten Regio­
nen von höchster Bedeutung. Wir alle wissen, dass Freiräu­
me Multitalente sind und der Erholung, dem Artenschutz, 
der Biotopvernetzung, der stadtnahen Landwirtschaft und 
dem Klimaschutz dienen. 

Weinanbau unter transparenten Photovoltaikmodulen
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Stillgelegte Bahnstrecken gezielt nutzen: Trassen reaktivieren und wieder in das Schienennetz einbinden. Das Foto zeigt den Bahnhof in Sulingen.

Bürgerschaftliches Plakat mit der Forderung nach Trassenbündelung
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Diese steigenden Ansprüche an die Fläche sind der 
Fachcommunity natürlich hinlänglich bekannt. Warum 
gehe ich hier noch einmal so ausführlich darauf ein? Weil 
aus diesen massiven und häufig konfliktträchtigen Ansprü­
chen sowohl eine erheblich verstärkte Legitimation der 
Raumordnung folgt als auch eine deutlich erhöhte Heraus­
forderung an die Planenden. In dieser Situation möchte ich 
betonen: Wenn es die Raumordnung, also die Landes­ und 
Regionalplanung, nicht gäbe, müsste sie schnellstens er­
funden werden! Denn Fläche ist die Kernkompetenz der 
Raumordnung und zwar aus einer integrativen, fachüber­
greifenden und überörtlichen Perspektive! Wenn es um 
die langfristige und verbindliche Sicherung von Rohstoff­
abbaugebieten, von wertvollen landwirtschaftlichen Flä­
chen, von Trassen für Linien­Infrastrukturen, von Freiräu­
men und anderen wichtigen Ansprüchen an die Fläche 
geht, ist dies nur über die Raumordnung und das Raum­
ordnungsrecht in verbindlichen Raumordnungsplänen 
möglich! 

Nach dieser klaren Feststellung ist es aber auch ange­
bracht, dass wir uns einigen unangenehmen Fragen stellen 
und diese auch ehrlich beantworten:

 > Wissen alle, die es wissen müssten, dass es die Raum­
ordnung gibt und dass nur sie diese rechtlichen Mög­
lichkeiten hat? Nicht nur als vorletztes Jahr wesentliche 

raumordnerische Regelungen ins Baugesetzbuch und 
nicht ins Raumordnungsgesetz geschrieben wurden, 
habe ich daran gezweifelt!

 > Wie gehen wir damit um, dass die Spielräume in der Ab­
wägung und damit im Kern raumplanerischer Tätigkeit 
immer enger werden? Konkret: Wohin führt es, wenn 
Prozentwerte wie bei der Windenergie und beim Natur­
schutz gesetzlich festgeschrieben werden und gleich­
zeitig immer mehr Belange ein überragendes öffent­
liches Interesse für sich reklamieren?

 > Wie gehen wir als Planende damit um, dass nicht nur 
das 30­Hektar­Ziel politische Beschlusslage ist, sondern 
sich auf der politischen Agenda immer mehr das Netto­
Null­Ziel nach vorne schiebt? Zu diesem Thema haben 
wir kürzlich das Positionspapier aus der ARL 149 „Pers­
pektive Netto­Null Flächenverbrauch“ veröffentlicht. 
Hier stellt sich in unserem Kontext die Frage, wie wir 
auf eine verbindliche Umsetzung dieses Ziels in der 
Raumordnung vorbereitet sind. Können wir – unabhän­
gig von dem sich dadurch noch einmal verstärkenden 
Konfliktpotenzial – eine konsequente Kontingentierung 
der Flächeninanspruchnahme administrieren? Das müs­
sen wir schnell klären, denn es wäre fatal, wenn im Falle 
einer räumlich konkreten gesetzlichen Begrenzung der 

Beispiel einer Freiraumgrenze: Die Bebauung des Kronsbergs im Südosten der Stadt Hannover ist klar zu den anschließenden Freiräumen 
abgegrenzt

©
 A

RL
/A

xe
l P

ri
eb

s



55 TH EM A

Flächenneuinanspruchnahme eine neue raumordnungs­
ähnliche Instanz geschaffen würde, wie es seinerzeit bei 
der Einführung der Bundesfachplanung für Höchst­
spannungsleitungen der Fall war. Auch eine solche 
Kontingentierung müsste über das Raumordnungsrecht 
abgearbeitet werden, ansonsten würden wir mit der 
Raumordnung an den Rand des politischen Spielfeldes 
geschoben und ein solches Vorgehen würde den inte­
grativen, fachübergreifenden und überörtlichen An­
spruch konterkarieren.

 > Mit Blick auf unsere Rolle und die Sichtbarkeit der 
Raumordnung müssen wir uns aber auch selbstkritisch 
fragen, ob wir uns Politik, Medien und Öffentlichkeit 
gegenüber so präsentieren, dass diese wirklich wissen, 
was wir leisten. In der Kommunikation über unsere Auf­
gaben halte ich es sogar für wichtig, den kontinuierlich 
aus dem Sprachgebrauch verdrängten Begriff der 
„Raumordnung“ weiter zu verwenden, denn es gibt 
ohne Zweifel viel zu ordnen, nicht nur zu entwickeln.

All das sind Fragen und Aspekte, die ich hier nur an­
reißen kann. Aber zumindest auf die Notwendigkeit, dass 
wir uns und unsere Aufgaben, aber auch unsere gesell­
schaftliche Bedeutung besser darstellen müssen, möchte 
ich noch etwas näher eingehen. Wir müssen künftig häu­

figer und verständlicher erklären, was wir in der Raumord­
nung machen und warum das wichtig ist. Dabei können und 
sollten wir zeigen, bei welchen Problemen wir ein wichtiger 
Teil der Lösung sind und auch sein wollen.

Dazu müssen wir an unserer Kommunikation und un­
seren Begriffen arbeiten. Seit vielen Jahren verteidige ich 
das zentralörtliche System als unverzichtbaren Kernbe­
stand unseres Instrumentenkastens. Gleichwohl würde ich 
den Begriff nicht mehr in politischen Diskussionen verwen­
den. Hier betone ich lieber mit Nachdruck die Bedeutung 
der kleinen und mittleren Städte, gerade wenn es um die 
Stabilisierung und Entwicklung der ländlichen Räume geht. 
Das trifft in der Regel auf breite Zustimmung, während 
„zentralörtliches System“ für viele doch sehr technisch und 
vor allem nach Zentralisierung klingt. Die Botschaft, dass 
zentrale Orte das wichtigste Instrument einer dezentralen 
Raumentwicklung sind, ist schwer zu vermitteln! 

Natürlich müssen wir uns auch mit den Forderungen 
nach Entbürokratisierung und Beschleunigung auseinan­
dersetzen. Da müssen wir an uns arbeiten, gar kein Zweifel. 
Aber wir müssen zugleich immer wieder deutlich machen, 
dass viele Themen zunehmend komplex und in ihren Aus­
wirkungen auf die Fläche kontrovers sind und dass immer 
kürzere Beteiligungsfristen auch nicht die richtigen Signale 
an eine kritische und verunsicherte Bevölkerung senden – 
und nicht gerade akzeptanzsteigernd wirken. 

Überfluteter Bereich einer Sportanlage durch das Hochwasser im Dezember 2023 in Niedersachsen
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Aber ich möchte diesen Ausblick nicht nur nutzen, 
um Selbstkritik zu üben und Skepsis zu verbreiten. Ich be­
obachte durchaus gesellschaftliche Entwicklungen, die uns 
ermutigen und der Raumordnung Rückenwind geben oder 
zumindest geben könnten:

 > Das Bewusstsein für die Begrenztheit der natürlichen 
Ressourcen und auch der Ressource Fläche scheint mir 
auch in Deutschland zu wachsen – in der Schweiz hat die 
kritische Haltung der Bevölkerung schon 2013 zu einem 
Volksentscheid geführt, in dem eine Revision des Raum­
planungsgesetzes angenommen und in der Folge der 
Umfang der Bauzonen beschränkt wurde (s. hierzu auch 
den Beitrag von Ritzinger/Jerjen/Kießling et al. in diesem 
Heft). 

 > Freiräume und grüne Infrastrukturen werden vor allem 
seit der Pandemie in der ihnen gebührenden Bedeutung 
wahrgenommen und geschätzt. Wir müssen aber stets 
kommunizieren, dass es nur die Raumordnung ist, die 
dafür sorgt, dass sie dauerhaft erhalten werden. So ga­
rantiert die Raumordnung, dass auch künftig Menschen 
die Möglichkeit behalten, zu Fuß oder mit dem Fahrrad 
wohnortnah in unverbaute Grünzüge zu kommen.

 > Das Fahrrad hat als Alltagsverkehrsmittel, ebenfalls seit 
der Pandemie, an Bedeutung gewonnen. E­Bikes ermög­
lichen zudem höhere Pendeldistanzen und Geschwindig­
keiten. Deswegen sehe ich auch einen Bedarf, unsere 
Instrumente zur Ermittlung und Sicherung von Rad­
schnellweg­Trassen einzusetzen, wie es der Regional­
verband Ruhr in seinem neuen Regionalplan bereits in 
vorbildlicher Weise tut.

 > Die Landwirtschaft hatte ich schon angesprochen. Sie 
entzieht sich aufgrund ihrer planungsrechtlichen Privi­
legierung weitgehend dem raumordnerischen Zugriff. 
Umgekehrt habe ich aber in letzter Zeit häufiger die 
Diskussion geführt, ob wir nicht verstärkt mit Vorrang­
gebieten für die Landwirtschaft arbeiten sollten, um 
diese Nutzung dauerhaft zu sichern, etwa vor dem Flä­
chenbedarf für große Logistikzentren an den Autobahn­
kreuzen.

 > Viele Menschen verstehen nicht, warum in hochwasser­
gefährdeten Bereichen immer noch gebaut werden darf. 
Auch wenn es fachlich und politisch schwierig ist: Wir 
müssen mit unseren Raumordnungsplänen noch stärker 
in den vorsorgenden Hochwasserschutz einsteigen – 
in der Öffentlichkeit bekämen wir angesichts der zahl­
reichen Katastrophen sicherlich überwiegend positives 
Feedback.

Dabei werden wir niemals „Everybody‘s Darling“ sein, 
da die Raumordnung zwischen zu vielen und oft gegensätz­
lichen Interessen vermitteln muss. Aber ich bin überzeugt, 
dass unsere Arbeit mehr Respekt und politische Aufmerk­
samkeit verdient. 

Dazu müssen wir nicht nur, wie angesprochen, unse­
re Kommunikation verbessern und intensivieren. Wir müs­
sen die Rolle und Bedeutung der Raumordnung so kom­
munizieren, dass wir die Menschen dort abholen, wo sie 
stehen und an ihre Bedürfnisse und Erfahrungen anknüp­
fen. Ich habe vor vielen Jahren bei einem Vortrag in einer 
Industrie­ und Handelskammer damit begonnen, offensiv 
Produkte und Ergebnisse der Raumordnung zu präsen­
tieren. Das habe ich plakativ mit folgendem Katalog ge­
macht:

 > Wir schaffen Planungssicherheit für öffentliche 
Planungsträger/innen und für die Wirtschaft!

 > Wir geben Orientierung z. B. für die Standortwahl 
öffentlicher und privater Infrastruktur!

 > Wir sorgen für die Durchsetzung des Gemeinwohls 
gegenüber Partikularinteressen, wir repräsentieren 
damit den öffentlichen Gestaltungsanspruch!

 > Wir stehen für Qualitätssicherung, indem wir die Land­
schaft vor unkontrollierter Bebauung und vor Zersied­
lung schützen! 

 > Wir sichern langfristig Flächen, Standorte und Trassen 
und sichern damit Handlungs­ und Gestaltungsoptionen 
für künftige Generationen!

 > Wir unterstützen die Abstimmung zwischen verschie­
denen Interessen im Raum und moderieren in Konflikt­
fällen!

 > Wir beraten Kommunen und informieren Politik und 
Öffentlichkeit über Entwicklungstendenzen in den 
Ländern und in ihren Regionen!

Nach der Zeitenwende müssen wir unseren Aufga­
benkatalog um eine verstärkte Krisenvorsorge ergänzen. 
Ich empfinde die Zielsetzung „Schaffung einer resilienten 
Raumstruktur“ nicht als leeres Schlagwort, sondern es 
stellt für mich einen Kernauftrag an eine zeitgemäße 
Raumordnung dar. Viele unserer klassischen Instrumente 
gewährleisten bereits Vorsorge und Resilienz, ich denke vor 
allem an die dezentrale Konzentration im Siedlungssystem, 
an die Freiraumsicherung, an die Standortsicherung für er­
neuerbare Energien und anderes mehr. Aber wir müssen 
künftig weitere Aspekte verstärkt einbeziehen. Genannt 
hatte ich in diesem Kontext bereits die Redundanz wich­
tiger Infrastrukturen. Aber auch die zivile und militärische 
Verteidigung, die in unseren Plänen bislang eher ein unge­
liebtes und meist nichtssagendes Pflichtkapitel war, ver­
dient größere Aufmerksamkeit. Dass Planungen der militä­
rischen und zivilen Verteidigungen durchaus mit konkreten 
Flächenansprüchen oder flächenwirksamen Restriktionen 
verbunden sind, wurde in den letzten Jahren sehr deutlich 
anhand der bundesweiten Schwierigkeiten bei der Berück­
sichtigung von Hubschrauber­Tiefflugstrecken und Ein­
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richtungen der militärischen Flugsicherung in der Flächen­
planung für die Windenergie. Damit ist auch die mit der 
Zeitenwende wieder deutlich relevanter gewordene Frage 
der Öffentlichkeit von bestimmten Planungen angespro­
chen. Bezüglich der Raumverträglichkeitsprüfung sind da 
ja schon gesetzliche Einschränkungen vorgenommen wor­
den. In diesem Kontext dürfte künftig auch das meist ein 
Schattendasein führende Raumordnungskataster wieder 
eine wichtigere Rolle spielen. Umgekehrt ist es erforder­
lich, dass die Raumordnung in allen Bundesländern und vor 
allem auf der Ebene der Landesplanung in die Krisenvor­
sorge des Bundes und der Länder stärker eingebunden 
wird. 

In einer Zeit, die durch eine multiple Krisenlage ge­
prägt ist und in der die gesellschaftliche Polarisierung zu­
nimmt, bestimmt die Sehnsucht der Menschen nach Orien­
tierung die politische und gesellschaftliche Debatte. Zwar 
ist es eine zentrale Frage unserer Gesellschaft, wohin die 
Entwicklung gehen soll, doch ein Blick in die Zukunft ist 
heute schwieriger denn je. Trotzdem müssen wir den poli­
tisch Verantwortlichen Vorschläge und Konzepte für die 
künftige Entwicklung der Länder und Regionen und die 
nachhaltige Nutzung der begrenzten Fläche anbieten. Wir 
können uns dabei nicht auf die Lösung punktueller Nut­
zungskonflikte beschränken, sondern wir müssen Leitbil­
der für eine nachhaltige Planung und Gestaltung der künf­
tigen Raumstruktur entwickeln. Weil es dafür natürlich 
nicht nur eine einzige Lösung gibt, halte ich eine intensive 
Diskussion über unterschiedliche Planungs­ und Hand­
lungsoptionen auf der Grundlage belastbarer Szenarien für 
wichtig. So können wir mögliche Perspektiven illustrieren 
und anschauliche Zukunftsbilder erzeugen. Diese Diskus­
sionen sollten einmünden in realistische Zukunftskorri­
dore, die gerade mit der neuen Generation von Landesent­
wicklungs­ und Regionalplänen zu zeichnen sind. Dies gilt 
im übertragenen Sinne, aber natürlich ermöglicht die Digi­
talisierung auch ganz neue Visualisierungen von Raument­
wicklung. Aber auch die Schnittstellen zu den Fachpolitiken 
und privaten Akteuren müssen wir in der Raumordnung 
aufzeigen, weil es weitgehend deren Aufgabe ist, in diesen 
Korridoren die erforderlichen Projekte und Maßnahmen zu 
konkretisieren und umzusetzen.

Unser gemeinsames Ziel muss sein, selbstbewusst die 
Kompetenz und die Leistungsfähigkeit der Raumordnung 
im Kontext der wachsenden Flächenansprüche und der da­
raus resultierenden Konflikte nach außen zu vermitteln. 
Wir müssen die Politik auf Ebene des Bundes, der Länder 
und der Regionen davon überzeugen, dass wir einen wich­
tigen Beitrag zur Bewältigung alter und neuer Herausfor­
derungen leisten und dazu beitragen können, politische 
Orientierung zu geben. Gerade nach der Zeitenwende und 
angesichts der immer stärkeren und immer widersprüch­
licheren Anforderungen an den Flächenhaushalt müssen 
wir selbstbewusst darauf hinweisen, dass wir die Spezia­
listen für die Fläche und für die Lösung der damit verbun­
denen Konflikte sind. Das heißt aber auch: Die Raumord­
nung muss auf allen Ebenen stets präsent sein, Orientierung 
und Unterstützung anbieten und konkrete Lösungsvor­
schläge erarbeiten!

Grundlage des vorliegenden Textes war der ein­
führende Vortrag „Wichtiger denn je: eine starke 
Landesplanung!“ von Axel Priebs auf dem Planer­
forum des ARL­Forums Mitte­Südwest zum Thema 
„Zeitenwende in der Raumordnung: Was bringen 
die neuen Landesentwicklungspläne?“ am 12. Sep­
tember 2024 in Frankfurt am Main. Die dort vor al­
lem auf die Landesplanung bezogenen Aussagen 
wurden hier auf die gesamte Raumordnung aus­
geweitet.

PRO F.  D R .  A X E L PR I E B S
ist Geograph und Regionalplaner. Er war 
Dezernent für Umwelt, Planung und Bauen 
der Region Hannover und ist aktuell Honorar­
professor an den Universitäten Hannover und 
Kiel sowie Präsident der ARL. Er forscht und 
arbeitet zu Fragen der Regional­ und Landes­
planung, zu den Funktionen von Klein­ und 
Mittelstädten für die Stabilisierung ländlicher 
Räume, zum Zusammenhang zwischen Raum­
entwicklung und Schienenverkehr sowie zur 
stadtregionalen Planungs­ und Verwaltungs­
organisation. Er ist Mitglied des Landespla­
nungsrates Schleswig­Holstein.

Tel. +49 511 34842 0
priebs@geographie.uni­kiel.de
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Vom 1. März bis zum 31. Juli 2024 leitete Prof. Dr. Andreas 
Klee als kommissarischer Generalsekretär die ARL-Ge-
schäftsstelle. Das Präsidium der ARL dankte ihm für seinen 
großen Einsatz und sein herausragendes Engagement.

Andreas Klee ist seit 2003 Leiter der Zentralabteilung 
und stellvertretender Generalsekretär der ARL. Nach dem 
Ausscheiden des amtierenden Generalsekretärs Prof. Dr. 
Rainer Danielzyk im März dieses Jahres übernahm er das 
Amt des Generalsekretärs in kommissarischer Funktion.

Das Präsidium der ARL nahm die letzte gemeinsame 
Sitzung mit Andreas Klee in seiner Funktion als kommissa-
rischer Generalssekretär zum Anlass, um sich bei ihm für 
seinen großen Einsatz und die ausgezeichnete Zusammen-
arbeit zu bedanken.

Axel Priebs sprach im Namen des gesamten Präsi-
diums seinen Dank aus: „Die ARL befindet sich seit der letz-
ten Evaluierung in einem Prozess der Restrukturierung und 
Neuerfindung. Parallel bereiten wir uns bereits mit Hoch-
druck auf die kommende Evaluierung vor. In einer solchen 
herausfordernden, aber auch beflügelnden Zeit sind wir 
dankbar, dass Andreas Klee mit seiner großen Erfahrung 
und Kenntnis der ARL die Geschäftsstelle besonnen und 
zuversichtlich geleitet hat. Wir danken ihm sehr für seinen 
außerordentlichen Einsatz für die ARL.“

Zum 1. August 2024 hat Andreas Klee das Amt an die 
neue Generalsekretärin Prof. Dr. Antje Bruns übergeben. 
„Ich habe das Amt des Generalsekretärs gerne ausgeübt, 
aber ich freue mich auch auf die neue Kollegin. Wir haben 
in der Zentralabteilung in den letzten Monaten viele neue 
Ideen entwickelt und nun habe ich wieder mehr Kapazi-
täten, diese Ideen gemeinsam mit den Kolleginnen und Kol-
legen umzusetzen.“

C A RO LI N PLE I N E S
Stabsstelle „Wissenschaftskommunikation“ der ARL
Tel. +49 511 34842 54
carolin.pleines@arl-net.de

DAS PRÄSIDIUM DANKT 
ANDREAS KLEE
Axel Priebs dankt Andreas Klee im Namen des Präsidiums für sein 
Engagement als kommissarischer Generalsekretär der ARL

ARL-Präsident Axel Priebs überreicht Andreas Klee ein Geschenk 
als Dank für seinen Einsatz
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Auf dem ARL-Kongress 2024 „Große Infrastrukturprojekte: 
Planung zwischen Beschleunigung und Protest“ in Lübeck 
diskutierten rund 125 Fachleute aus Wissenschaft und Pra-
xis sehr engagiert Komplexität, Hürden und Herausforde-
rungen bei der Planung und Genehmigung von Großvorha-
ben. 

Eröffnet wurde der ARL-Kongress 2024 durch den 
Präsidenten der ARL, Prof. Dr. Axel Priebs. Er machte u. a. 
deutlich, warum die ARL die Kongressthematik für aktuell 
und wichtig erachtet. Angesichts stetig wachsender Her-
ausforderungen und zunehmender Komplexität bei stei-
gendem Erwartungs- und Zeitdruck sind in einer polarisier-
ten Gesellschaft die politisch Verantwortlichen und die 
Planerinnen und Planer auf allen Ebenen stark gefordert. 
Die notwendige sozial-ökologische Transformation wird 
ohne große Infrastrukturprojekte nicht zu bewältigen sein. 
Eine gute Raumplanung braucht dabei eine breite Beteili-

gung, eine gründliche Abwägung, den Ausgleich der unter-
schiedlichen Interessen und die Herstellung tragfähiger 
Kompromisse. „Bei aller Notwendigkeit, angesichts der 
Zeitdauer alle Teile eines Planungsprozesses auf den Prüf-
stand zu stellen, sehe ich es auch als unsere Aufgabe, den 
Wert eines guten Kompromisses als Planungsergebnis wie-
der in die Gesellschaft zu vermitteln. Dabei müssen wir sehr 
viel mehr und deutlich besser kommunizieren. Und es ist so 
wichtig wie nie zuvor, gemeinsam mit Politik und Zivilgesell-
schaft wieder das Gemeinwohl in der Auseinandersetzung 
mit Partikularinteressen zu stärken“, sagte Axel Priebs ein-
leitend. Er beobachte mit Sorge, dass in Deutschland das 
Vertrauen und der Respekt in Entscheidungen der reprä-
sentativen Demokratie zunehmend geringer ausfallen.

Direkt im Anschluss richtete Joanna Hagen (Senato-
rin für Planen und Bauen und erste stellvertretende Bürger-
meisterin der Hansestadt Lübeck) ein Grußwort an die 
Teilnehmenden. Sie betonte aus Lübecker Sicht die euro-
päische Bedeutung der neuen Transitachse Malmö–Kopen-
hagen–Hamburg und die Chancen, die sich für die Hanse- 
stadt und die Region Ostholstein durch die feste Fehmarn-
beltquerung und das Zusammenrücken Skandinaviens und 

PLANUNGSBESCHLEUNIGUNG 
DURCH FRÜHZEITIGE  
BETEILIGUNG? 
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Axel Priebs begrüßte die Senatorin für Planen und Bauen und erste 
stellvertretende Bürgermeisterin der Hansestadt Lübeck, Joanna Ha-
gen, die Referierenden und Teilnehmenden und führte fachlich in das 
diesjährige Kongressthema ein
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Grußwort von Joanna Hagen
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Norddeutschlands trotz aller Risiken und Konflikte rund um 
das Großprojekt ergeben. 

Es folgte die Keynote des ersten Tages von Lars Friis 
Cornett, Direktor von Femern A/S in Deutschland. Seine 
Präsentation vergegenwärtigte sehr anschaulich die gigan-
tische Dimension des Projekts der festen Fehmarnbelt-
querung und informierte über den baulichen Fortschritt 
des Vorhabens. Dabei erläuterte er einige wesentliche Un-
terschiede bei der Planung und Genehmigung in Dänemark 
und Deutschland. Die Prozesse seien völlig unterschiedlich 
gelaufen, aber eben auch nicht einfach übertragbar, da sich 
jenseits von Fläche und Bevölkerungszahl die Planungs-
systeme und die politische Kultur beider Länder stark un-
terscheiden und in Dänemark mit der Großen-Belt-Que-
rung und der Öresundbrücke bereits Großvorhaben ähn- 
licher Dimension verwirklicht wurden. „In Dänemark gab es 
zu Beginn der großen Querungsprojekte in den 1980er Jah-
ren ebenfalls Protest. Diese Form der Großprojekte war 
neu und die Leute waren misstrauisch. Die Bevölkerung in 
Dänemark ist heute reicher an Erfahrungen – guten Erfah-
rungen –, die sie mit den zwei vorangegangenen Groß-
projekten gemacht hat“, sagte er zum Abschluss. 

Hier knüpfte die sich anschließende Podiums- und 
Publikumsdiskussion direkt an. Axel Priebs griff die Unter-
schiede zwischen beiden Ländern auf und wies auf eine 
stärkere Bedeutung des Gemeinwohls und eine andere 
Konsenskultur sowie eine andere Verwaltungstradition in 
Dänemark hin. So mache Dänemark Planungen sehr trans-
parent, das stärke das Vertrauen und die Wertschätzung 
für Staat und Verwaltung. 

Das bestätigten auch die Podiumsteilnehmer Stephan 
Siegert und Thilo Rohlfs. Stephan Siegert leitete bei der 
Femern A/S die deutsche Planfeststellungsabteilung sowie 
das Projektbüro Kiel; aktuell ist er Projektleiter für digitale 
Beteiligungs- und Genehmigungsprozesse bei der DEGES – 
Deutsche Einheit Fernstraßenplanungs- und -bau GmbH. 
Prof. Dr. Thilo Rohlfs hat seinerzeit als Staatssekretär für 
das Land Schleswig-Holstein den Genehmigungsprozess 
auf deutscher Seite politisch begleitet und lehrt heute Pla-
nungsrecht an der Fachhochschule in Kiel. Beide unterstri-
chen, dass der Umgang mit Großprojekten in Dänemark 

Der Vortrag von Lars Friis Cornett zeigte sowohl die Dimension des Projektes als auch die baulichen Fortschritte der Fehmarnbeltquerung
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V. l. n. r.: Die Podiumsteilnehmenden Axel Priebs (Moderation),  
Thomas Kiwitt, Thilo Rolfs und Stephan Siegert
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entspannter, aber auch transparenter sei. Darüber hinaus 
stehe auch die Politik geschlossen und parteien- und legis-
laturübergreifend hinter der Entscheidung. In der Bevölke-
rung gab es nur wenig Protest und die Umweltverbände 
hätten sich nach der Entscheidung sehr konstruktiv in das 
„Wie“ – also die Umsetzung – eingebracht und so versucht, 
ein Maximum an umweltpolitischen Maßnahmen einzubrin-
gen und durchzusetzen. Mit Blick auf Deutschland seien 
(planungs)rechtlich die Möglichkeiten eines schlanken 
Verfahrens durch die Planungsbeschleunigungsgesetze be-
reits ausgereizt. Aber eine frühe Kommunikation und öf-
fentliche Beteiligung, die nicht nur informiere, sondern auf 
dialogische Elemente und transparente Mitwirkungsmög-
lichkeiten setze sowie konsequent das Potenzial von Digi-
talisierung und KI zur Visualisierung von Planvorhaben in 
3D, aber auch den Einsatz digitaler Datengrundlagen und 
Beteiligungsplattformen im Genehmigungsverfahren nut-
ze, könne Misstrauen entschärfen, Akzeptanz fördern und 
Großprojekte so beschleunigen. 

Als Gründe für die langen Planungs- und Genehmi-
gungsverfahren in Deutschland wurden u. a. die enorme 
Klagebereitschaft und die daraus resultierende hohe ge-
richtliche Prüfungsdichte und -tiefe identifiziert. Aus 
Angst, vor Gericht zu scheitern, werde von den Verwaltun-
gen vorab jedes Detail geprüft und eine Vielzahl von Gut-
achten und Begründungen erstellt, um das Verfahren ge-
richtsfest zu machen. Das koste Zeit und auch der Umfang 
der Antragsunterlagen nehme immer weiter zu. Das führe 
dazu, dass die Qualität der Planfeststellungsunterlagen 

mittlerweile häufig so hoch sei, dass diese fast als Durch-
führungsunterlagen durchgehen könnten. Ein weiterer 
Grund für langwierige Verfahren seien sich während der 
Planfeststellung ändernde rechtliche Rahmenbedingun-
gen, die dann eine Überarbeitung der Antragsunterlagen 
nötig machten. Eine Stichtagsregelung könnte hier zu Be-
schleunigung führen. 

Diskutiert wurden auch die bis heute anhaltenden 
Proteste rund um das Stadtentwicklungs- und Bahnhofs-
erweiterungsprojekt „Stuttgart 21“. Podiumsteilnehmer 
Thomas Kiwitt (Leitender Technischer Direktor beim Ver-
band Region Stuttgart) hob die Vorteile dieses Projekts 
hervor, das neben der Innenentwicklung weitere wichtige 
Ziele wie eine Stadt der kurzen Wege, zentrumsnahes 
Wohnen, die Verkehrswende, aber auch Maßnahmen zur 
Klimaanpassung und zur Digitalisierung adressiere und in 
seiner Konzeption aktuelle Forderungen einer nachhaltigen 
Stadtentwicklung und Nachverdichtung vorweggenom-
men habe. Hier waren die Wortmeldungen aus dem Publi-
kum, u. a. von Prof. Dr. Annette Spellerberg (ARL-Vizeprä-
sidentin), deutlich kritischer, insbesondere zu den Zeit- 
punkten und dem Umfang der Beteiligung. Anders als mit 
Versäum nissen bei diesen Themen ließe sich ein gesell-
schaftlich so breit getragener und bis heute anhaltender 
Protest nicht erklären. Und der gescheiterte Schlichtungs-
versuch unterstreiche die mehrfach geäußerte Einschät-
zung, dass eine zu späte Beteiligung nicht mehr gutmachen 
könne, was zu Beginn versäumt worden sei. 

Die engagiert geführte Podiums- und Publikumsdiskussion am ersten Tag öffnete die Fachdebatte in Richtung der Teilnehmenden und machte 
gleich zu Beginn deutlich, wie groß der Diskussionsbedarf zum Kongressthema war
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Der Nachmittag stand dann ganz im Fokus vertiefen-
der Diskussionen in den drei parallelen Fachsessions.

Die Fachsession Infrastrukturausbau und Schie-
nenstrecken befasste sich u. a. mit dem planerischen Um-
gang mit dem Hochgeschwindigkeitsbahnverkehr auf lo-
kaler Ebene am konkreten Beispiel von vier deutschen 
Städten, mit der Reaktivierung von Bahnstrecken und ih-
rem gesellschaftlichen Nutzen, mit multikriteriellen Ver-
fahren in der Verkehrsinfrastrukturplanung sowie mit regi-
onalökonomischen, verkehrlichen und umweltpolitischen 
Effekten am Beispiel des Ausbaus der Rheintalbahn.

In der Fachsession Energiewende und Netzplanung 
stand ein praxisorientierter Erfahrungsaustausch zu den 
aktuellen Herausforderungen der Regionalplanung im Mit-
telpunkt. Es wurde deutlich, wie stark die Regionalplanung 
bei der Umsetzung des Flächenziels der Windenergiepla-
nung aktuell unter Druck steht und im Spannungsfeld von 
Beschleunigung und schwierigem Interessenausgleich auf 
lokaler Ebene agieren und vermitteln muss. Zugleich zeigte 
sich, dass der notwendige Netzausbau und auch die Pla-
nung der Speicherinfrastruktur viel stärker integriert erfol-
gen muss.

Die dritte Fachsession Integrative planning and 
conflicts bot die Möglichkeit, von internationalen Beispie-
len für den Umgang mit der Planung großer Infrastruktur-
projekte zu lernen. Dies wurde u. a. am Beispiel des Abrisses 
einer Autobahnbrücke und der unterirdischen Verlegung 
der Autobahn in Madrid diskutiert sowie am Beispiel der 
Athener Metro und des Stadtteils Başakşehir in Istanbul, 
der vor allem durch den Ausbau der öffentlichen Verkehrs-
infrastruktur ein enormes Wachstum erfahren hat. Zudem 

wurden Fallstudien aus Nordamerika vorgestellt, die deut-
lich machten, dass Investitionen in regionale Nahverkehrs-
systeme sich vor allem auszahlen, wenn sie mit einer lang-
fristigen Vision verknüpft sind.

Der zweite Kongresstag startete mit der Begrüßung 
durch ARL-Vizepräsidentin Petra Ilona Schmidt-Kaden. 

Im Anschluss übergab Prof. Dr. Jörg Knieling (Hafen-
City Universität Hamburg und Vorstand des Förderkreises 
für Raum- und Umweltforschung) die FRU-Förderpreise 
für die Jahre 2023 und 2024. Er stellte alle Preisträger/ 
innen und die prämierten Arbeiten kurz vor und gab allen 
Eingeladenen die Möglichkeit, zentrale Erkenntnisse und 
Motivationen der eigenen Arbeit in einem locker moderier-
ten Gespräch vorzustellen.

ARL-Vizepräsidentin Petra Ilona Schmidt-Kaden begrüßt die Teilneh-
menden am zweiten Kongresstag und stellt das Programm näher vor
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V. l. n. r.: Jörg Knieling im Gespräch mit Annika Herberg, Christoph Aberle, Caroline Rozynek, Laura Trost (mit Mikro), Jonas Horlemann  
und Lennart Vetter
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V. l. n. r.: Susan Grotefels (ARL-Vizepräsidentin und im FRU-Vorstand), Caroline Rozynek, Annika Herberg, Christoph Aberle, Laura Trost, Jonas 
Horlemann, Lennart Vetter und Jörg Knieling; ARL/Dario Eidens-Holl
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FRU-Förderpreis 2023

 > 1. Preis für die Arbeit Wie finanzielle Armut die 
Mobilität prägt und auf soziale Teilhabe wirkt 
von Caroline Rozynek, Goethe-Universität Frankfurt 
am Main

 > 3. Preis für die Arbeit Die private Lastenradnutzung 
– Statussymbol oder Alternative zum eigenen 
Auto? Eine qualitative Untersuchung der instru-
mentellen, affektiven und symbolischen Motive 
von Laura Trost, Goethe-Universität Frankfurt am 
Main

 > 3. Preis für die Arbeit Was bringt das 
Deutschlandticket... von Christoph Aberle, 
TU Hamburg

 > Anerkennungspreis für die Arbeit Autofreie 
Mobilitätspraktiken in Stadt und Umland 
von Annika Herberg, RWTH Aachen

FRU-Förderpreis 2024

 > 2. Preis für die Arbeit Entwicklung und Erprobung 
einer neuen Methodik zur Planung, Analyse und 
Bewertung von Verkehrsprojekten in Stadt­
regionen 
von Jonas Horlemann, Mathias Hedinger und Fabian 
Wenner, Technische Universität München

 > Anerkennungspreis für die Zusammenfassung der 
Dissertation Die vorausschauende Planung – Zur 
Einbeziehung von Leerrohrsystemen nach § 43j 
EnWG und § 18 Abs. 3 NABEG im System des 
Planfeststellungs- und Enteignungsrechts 
von Lennart Vetter, Universität Münster
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Da sich – angesichts der zu bewältigenden Transfor-
mationsprojekte und des schleppenden Infrastrukturaus-
baus – die Forderungen mehren, sowohl planungsrecht-
liche Möglichkeiten weiter auszuschöpfen als auch 
Beteiligungsmöglichkeiten einzuschränken, rückte im An-
schluss die zweite Keynote von Dr. Manfred Kühn die Frage 
in den Fokus, ob eingeschränkte Beteiligung bspw. über 
verkürzte Einwendungsfristen, eingeschränkte Klagewege 
oder die teilweise Abschaffung von Erörterungsterminen 
sinnvoll oder wünschenswert seien. Manfred Kühn, der im 
Leibniz-Institut für raumbezogene Sozialforschung (IRS) 
dazu forscht, wie Konflikte durch Beteiligung konstruktiver 
begleitet und ausgetragen werden können, zeigte am Bei-
spiel der Tesla-Ansiedlung im brandenbur gischen Grünhei-
de, wie massiv die Gefahr des Vertrauensverlustes steigt, 
wenn eine Beteiligung nicht oder zu spät erfolgt. Er sprach 
sich dafür aus, die Erörterung nicht abzuschaffen, sondern 
zu reformieren und plädierte wie viele andere vor ihm für 
eine frühzeitige Beteiligung, die vor Beginn eines formellen 
Verfahrens erfolgen müsse. 

Unstrittig ist, dass Großvorhaben einen hohen Grad 
an persönlicher Betroffenheit bedingen, die vielfach auch 
mit existenziellen Fragen oder Ängsten verknüpft sein kön-
nen. Von mehreren Teilnehmenden wurde zudem der feh-
lende politische Wille beklagt, einmal getroffene Entschei-
dungen auch umzusetzen. Dies begünstige das ohnehin 
gewachsene Misstrauen gegenüber der Politik, Planung 
und Verwaltung. Hinzu komme eine starke Betonung von 

Partikularinteressen und eine verbreitete Haltung des „Not 
in my backyard“. Beides führe bei Betroffenen vermehrt zu 
grundsätzlicher Ablehnung und damit auch dazu, dass de-
mokratisch getroffene Entscheidungen und etablierte Ver-
fahrensschritte und Spielregeln nicht mehr akzeptiert wür-
den. Entsprechend aufgeheizt sei mittlerweile auch die 
Stimmung bei Erörterungsterminen oder Beteiligungsan-
geboten im Rahmen der Genehmigungsverfahren.

Vertiefend diskutiert wurden diese partizipativen As-
pekte in den Fachsessions des zweiten Tages. 

Die Inputs in der internationalen Fachsession Accel-
eration and/or participation? Examples from abroad 
adressierten Schlüsselaspekte der Partizipation und daraus 
resultierender Konflikte. Thematisiert wurden in dieser 
Session auch die Themen Nachhaltigkeit bei großen Infra-
strukturprojekten und Potenziale integrierter Planung. 
Zudem wurde diskutiert, wie Gender-Mainstreaming-Pers-
pektiven bei großen Infrastrukturprojekten berücksichtigt 
werden können und warum das überhaupt wichtig ist.

Die stärker theoretisch-konzeptionell ausgerichtete 
Fachsession Proteste und Konflikte bei Großprojekten 
befasste sich mit den durch Großprojekte erzeugten Land-
schaftskonflikten aus der Perspektive neopragmatistischer 
Redeskription. Ein weiterer Input analysierte den Protest 
gegen das LNG-Terminal auf Rügen demokratietheoretisch 
und fasste diesen im Sinne des agonistischen Pluralismus 
als Legitimationskrise und regte zu einem neuen Umgang 
mit Planungskonflikten an. Am Beispiel des Umgangs mit 

Die Keynote „Beschleunigung versus Beteiligung? Planungskonflikte bei Großprojekten“ von Manfred Kühn am zweiten Tag
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Konflikten beim Mobilfunknetzausbau wurde ebenfalls 
deutlich, dass Konflikte gesellschaftsimmanent sind und 
stärker in ihrer Rolle als mögliche Impulsgeber für (gesell-
schaftlichen) Wandel und somit als produktiv angesehen 
werden sollten.

Die Fachsession Planung zwischen Beschleunigung 
und Beteiligung machte am Umbau des Flusses Emscher 
noch einmal deutlich, dass Beschleunigung eine frühzeitige 
Beteiligung, Zeit und Ressourcen erfordert. Im Kontext der 
Endlagerung hochradioaktiver Abfälle wurden erste Über-
legungen zur Beschleunigung von Genehmigungsverfahren 
und die dabei auftretenden Herausforderungen vorgestellt 
und schließlich schlug diese Fachsession den Bogen zur 
einführenden Keynote und auch zur Podiumsdiskussion am 
ersten Tag zurück und fasste Reformbedarfe zur Moder-
nisierung des deutschen Planungsrechtes zusammen, die 
direkt aus den Erfahrungen im Genehmigungsprozess für 
den Fehmarnbelt-Tunnel abgeleitet wurden.

Im Rahmen der finalen Fishbowl, die von Prof. Dr. 
Annette Spellerberg (ARL-Vizepräsidentin) moderiert 
wurde, gab es noch einmal Gelegenheit für grundlegende 
Reflexionen und kritische Hinweise zum Kongresspro-
gramm. So wurde u. a. angemerkt, dass die Perspektiven 
des Natur- und Umweltschutzes, aber auch die Frage der 
sozialen und ökologischen Gerechtigkeit zu wenig beleuch-
tet wurden. Darauf, dass die Betrachtung und Auseinander-
setzung mit Protest und Widerstand vor allem negativ be-
setzt gewesen sei, wiesen u.  a. Prof. Dr. Christina von 
Haaren (Leibniz Universität Hannover) und Prof. Dr. Antje 
Bruns (seit August 2024 Generalsekretärin der ARL) hin.

Auch hier hat der ARL-Kongress gezeigt, dass bei al-
lem Aufwand an Zeit und Ressourcen eine frühzeitige Be-
teiligung, die über reine Information hinausgeht und trans-

parente Mitwirkungsmöglichkeiten bietet, zentral ist, um 
Akzeptanz zu schaffen und die Menschen mitzunehmen. 
Dem steht das sogenannte Planungsparadoxon entgegen. 
So zeigt die Erfahrung, dass eine Beteiligung in einem sehr 
frühen Stadium, also vor der Entscheidung für ein Projekt, 
sehr wichtig und wünschenswert ist. Allerdings sind die 
Vorstellungen zu diesem Zeitpunkt meist noch sehr unkon-
kret und abstrakt. Dadurch fehlt die Betroffenheit und da-
mit oft auch das Interesse, sich zu beteiligen. Je konkreter 
und weiter fortgeschritten das Projekt dann ist, umso mehr 
Vorabstimmungen, Investitionen und Richtungsentschei-
dungen wurden bereits getroffen. Das „Ob“ und viele 
grundlegende Weichenstellungen werden dann nicht mehr 
ernsthaft infrage gestellt. Das wiederum erzeugt bei den 
Betroffenen Frustration und Misstrauen. Sie fühlen sich 
übergangen und ohnmächtig, denn die Entscheidung für 
das Projekt ist dann bereits gefallen. 

Auch wenn nicht alle Akteure und Interessenlagen 
gleichermaßen vertreten waren, hat der ARL-Kongress ein-
mal mehr gezeigt, wie produktiv der Austausch und Dialog 
zwischen Wissenschaft und Planungspraxis ist. 

„Es ist elementar, auch Politik und Öffentlichkeit zu 
adressieren, um Wissen und Erfahrungen aus verschiede-
nen Perspektiven zusammenzuführen und Verständnis für 
die Sichtweisen der anderen zu entwickeln und sich wech-
selseitig mit Respekt zu begegnen“, wie Prof. Dr. Susan 
Grotefels (ARL-Vizepräsidentin), betonte. 

Als ARL hoffen wir, mit unserem inter- und transdiszi-
plinären Ansatz einen Beitrag dazu geleistet zu haben, mit-
einander ins Gespräch zu kommen und angesichts der ge-
sellschaftlich notwendigen Transformationsprozesse das 
Gemeinwohl wieder stärker in den Fokus zu rücken. Dabei 
ist es wichtig, auch konflikthaften Auseinandersetzungen 

Die eingeladenen Gäste der Fishbowl v. l. n. r.: Susan Grotefels, Christina von Haaren, Annette Spellerberg und Matthias Gather. Nach einer 
einleitenden Runde wurde die Fishbowl für Interessierte aus dem Publikum geöffnet, das diese Möglichkeit auch aktiv nutzte
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und Meinungsbildungsprozessen Raum zu geben, aber 
letztlich faire Kompromisse und Planungsprozesse zu er-
möglichen, um sinnvolle Projekte, Infrastrukturinvesti-
tionen und Großvorhaben im Sinne einer nachhaltigen 
Transformation und Zukunftssicherung für alle voranzu-
bringen.

Trotz des starken Regens, der den zweiten Kongress-
tag begleitete, nahmen rund 40 Teilnehmende nach dem 
Kongressende das Angebot einer Exkursion zur S4 – der 
neuen Nahverkehrsstecke zwischen Hamburg und 
Schleswig-Holstein – wahr. Von Lübeck ging es mit dem 
Bus zum Baustellengelände in die Hammer Straße in Ham-
burg-Wandsbek. Dort informierte das S4-Team vor Ort 
über die neue S-Bahn-Linie und über Chancen und Heraus-
forderungen der Planung. Die Baustellenbegehung rückte 
vor allem den aktuellen Baufortschritt des Projekts in den 
Fokus. Hier konnten sich die Exkursionsteilnehmenden ein 
eigenes Bild von der Komplexität und Dimension des Bau-
vorhabens machen, das bei laufendem Betrieb der 
S-Bahn-Strecke geplant und umgesetzt werden muss. Dar-
über hinaus konnte der multimediale Infozug besichtigt 
werden. Die Vorträge rückten vor allem die fachplanerische 
Diskussion zum Bauabschnitt 3 in Ahrensburg sowie die An-
bindung in die Stadt und an die U-Bahn in den Fokus. Des 
Weiteren wurden die Erfahrungen der proaktiven Öffent-
lichkeitsarbeit des S4-Teams und der multimediale Infozug 
und seine Einsatzmöglichkeiten reflektiert. Die Exkursion 
endete am Hamburger Hauptbahnhof.

Diskussionsbeitrag von Antje Bruns im Rahmen der Fishbowl

Die Teilnehmenden der Exkursion vor dem medialen S4-Infozug in Hamburg Wandsbek
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Wir danken allen am Kongress aktiv Beteiligten: Joan-
na Hagen, den beiden Keynote Speakern, den Refe-
rierenden des Podiums, der Fishbowl und der Fach-
sessions sowie den engagierten und diskussions- 
freudigen Teilnehmenden, dem S4-Team sowie der 
Veranstaltungslocation media docks und dem Team 
vor Ort für zwei sehr gelungene Kongresstage in 
Lübeck – wir kommen gerne wieder!

Die Baustellenbegehung erfolgte in Teilgruppen

Fachliche Ansprechpersonen in der ARL 

PRO F.  D R .  A X E L PR I E B S 
praesidium@arl-net.de

D R .  S E B A S TI A N K R ÄT Z I G 
sebastian.kraetzig@arl-net.de

©
 A

RL
/A

xe
l P

ri
eb

s



69 AU S D ER A R L

Auf Einladung des Ministeriums haben Prof. Dr. Axel Priebs 
(Präsident der ARL) und Prof. Dr. Rainer Danielzyk (Leib-
niz Universität Hannover und Mitglied der Akademie) am 
11. und 12. Juli 2024 zum zweiten Mal einen Inhouse- 
Workshop zu aktuellen Themen der Raumordnung und 
Raumentwicklung im Bundesministerium für Wohnen, 
Stadtentwicklung und Bauwesen (BMWSB) angeboten.

Vor Ort in Berlin gaben sie an zwei Tagen vertiefende 
fachliche Ein- und Überblicke zu aktuellen Schwerpunkt-
themen, wie Siedlung und Freiraum, Instrumente der  
Raumordnung, Rolle und Bedeutung der räumlichen Pla-
nung beim Ausbau erneuerbarer Energien sowie zum Ver-
hältnis von Raumordnung und Regionalentwicklung. Dabei 
stellten sie auch aktuelle Arbeitsergebnisse aus der Akade-
mie vor.

Wir freuen uns sehr, dass die fachliche Expertise der 
ARL vom BMWSB zum wiederholten Male nachgefragt 
wurde. Der Workshop bot der ARL die Möglichkeit, die 
fach liche Expertise unserer Mitglieder und das in der ARL 
erarbeitete Synthesewissen direkt in Richtung Verwaltung 
und Politik weiterzugeben und spiegelte zugleich die Be-
deutung der ARL als fachliche Stimme der raumbezogenen 
Wissenschaft und Praxis wider.

D R .  TA N JA E R N S T
Stabsstelle „Wissenschaftskommunikation“ der ARL
Tel. +49 511 34842 56
tanja.ernst@arl-net.de
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Der AESOP-Jahreskongress 2024, auf dem die ARL mit 
insgesamt vier Arbeitsgremien sehr gut vertreten war, fand 
vom 8. bis zum 12. Juli auf dem Campus der Sciences Po in 
Paris statt. Der Kongress widmete sich dem Thema „Pla-
nung für gerechte und nachhaltige städtische Regionen“. 
Mit rund 1.200 Teilnehmenden aus aller Welt war er die 
bislang größte AESOP-Veranstaltung dieser Art. In ver-
schiedenen Fachsessions diskutierten Mitwirkende der 
ARL gemeinsam mit interessierten Kongressteilnehmen-
den ihre Arbeiten und Perspektiven zu diesem Themen- 
feld.

Den Auftakt machte am 9. Juli der Arbeitskreis „Die 
Zukunft der Planung“ mit einer Special Session zum Thema 
„The future of planning: what are we facing and how do we 
prepare?“. Ziel der Session war es, Szenarien alternativer 
Zukünfte für die räumliche Planung vorzustellen und den 
daraus resultierenden Handlungsbedarf kritisch zu disku-
tieren. Anspruch war es, gemeinsam über die Planung von 
übermorgen nachzudenken und für den gesellschaftlichen 
Wert integrativer Ansätze einer verantwortungsvollen 
räumlichen Entwicklung im 21. Jahrhundert zu sensibili-
sieren und diese zu erörtern. Moderiert wurde die Fach-

DIE ARL AUF DEM AESOP- 
KONGRESS 2024 IN PARIS
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Der Pariser Campus der Science Po liegt im Herzen der französischen Hauptstadt im Viertel Saint-Germain-des-Prés an dem Ort, an dem die 
Institution 1872 gegründet wurde. Der neue und nachhaltig gestaltete Campus wurde im Jahr 2022 eröffnet. Hier ein Blick in den Innenhof.
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session vom Leiter des ARL-Arbeitskreises Prof. Dr. 
Thorsten Wiechmann (Mitglied der Akademie/TU Dort-
mund). Erläutert und diskutiert wurden die Ergebnisse ver-
schiedener Forschungsprojekte zur Zukunft der Planung, 
darunter der „Trend Report for Planners“, den Dr. 
Petra Hurtado von der American Planning Association 
(APA) vorstellte. Thorsten Wiechmann präsentierte in 
seinem Input zudem die Szenarien der ARL zur Zukunft 
der Planung und Dr. Marion Klemme (BBSR und Mitglied 
im AK „Zukunft der Planung“) stellte die Arbeiten zur 
Studie „Die Stadt von übermorgen“ des Bundesinstituts für 
Bau-, Stadt- und Raumforschung (BBSR) vor. Darüber hin-
aus gab es einen Beitrag von Dr. Sila Ceren Varis Husar 
(Slovak University of Technology) zur Zukunft der Planung 
aus dem Young Academics Network der AESOP.

Am darauffolgenden Tag gestaltete der Internatio-
nale Arbeitskreis „Gender and Climate-Just Cities and 
Urban Regions“ unter Leitung von Prof. Dr. Ulrike Sturm 
(Mitglied der Akademie/Hochschule Luzern) gemeinsam 
mit dem Informations- und Initiativkreis „Gender and Spa-
tial Transformation“ unter Leitung von Prof. Dr. Tanja 
Mölders (Mitglied der Akademie/Universität Freiburg) eine 
Special Session mit dem Titel „It’s Just About Gender. 
Socio-Ecological Transformation from Gender and Inter-
sectional Perspectives“. Die Session widmete sich der feh-
lenden Berücksichtigung von Geschlechterverhältnissen 
und Intersektionalität in Debatten nachhaltiger Raument-
wicklung und rückte den Mehrwert dieser Perspektiven für 
die Planung und für sozial-ökologische Transformationen 
ins Zentrum. Zum Auftakt gingen Dr. Katharina Kapitza 
(ARL), Miriam Kienesberger (Universität Freiburg) und 
Tanja Mölders der Frage nach, inwiefern intersektionale 
Geschlechterperspektiven die Debatten um sozial-ökolo-
gische Transformationen und deren Planung bereichern 
können. Jeff Turner (Universität Leeds) widmete sich dem 

Themenfeld Mobilität und stellte Werkzeuge und Instru-
mente zur Integration von Geschlechteraspekten in der 
Mobilitätsplanung vor. Sarah Mente und Johanna Niesen 
(TU Braunschweig) lenkten mit ihrer Forschung zur Ver-
einbarkeit von Erwerbs- und Sorgearbeit in der Siedlungs-
entwicklung den Blick auf den suburbanen Raum. Prof. Dr. 
Sybille Bauriedl (Europa-Universität Flensburg) setzte sich 
kritisch mit Geschlechtergerechtigkeit und Transformation 
in Konzepten der Donut-Ökonomie auseinander, Meike 
Spitzner (Wuppertal Institut für Klima, Umwelt und Ener-
gie) legte den Fokus auf emanzipatorische und suffiziente 
Lebensstile im Kontext geschlechtergerechter Planung. Die 
anschließende Diskussion im Plenum widmete sich der 
Frage nach guten Beispielen geschlechtergerechter Pla-
nungspraxis, hob aber gleichzeitig die Notwendigkeit einer 
theoretischen und analytischen Auseinandersetzung mit 
Geschlechterverhältnissen und Intersektionalität in der 
Planung hervor, um Widersprüche und Zielkonflikte in so-
zial-ökologischen Transformationen sowie patriarchale und 
koloniale Strukturen aufzuzeigen zu können.

Am Nachmittag desselben Tages organisierte der 
Internationale Arbeitskreis „Urban Planning for Health 
Equity“ einen Round Table, um seine Arbeiten zur Förde-
rung von gesundheitlicher Chancengleichheit in urbanen 
Räumen vorzustellen. Expertinnen und Experten aus den 
Bereichen Stadt- und Landschaftsplanung, Architektur, 
öffentliche Gesundheit, Sozialarbeit, Wirtschaft und Er-
nährung dis kutierten verschiedene Aspekte des Themas. 
Prof. Dr. Heike Köckler (Mitglied der Akademie, HS Ge-
sundheit Bochum), die den Arbeitskreis gemeinsam mit 
Dr. Thomas Verbeek (TU Delft) leitet, betonte die Rele-
vanz von Gesundheit als Thema in der Stadtplanung, wäh-
rend Prof. Dr. Carlo Fabian (Fachhochschule Nordwest-
schweiz) die Bedeutung der Bürgerbeteiligung für gerech- 
te Planungs prozesse hervorhob. Thomas Verbeek und 
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Thorsten Wiechmann stellte im internationalen Kontext der AESOP Szenarien zur Zukunft der Planung vor, die der gleichnamige Arbeitskreis der 
ARL erarbeitet hat.
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Prof. Dr. Daniel Münderlein (Uni Kassel/RWTH Aachen) 
beleuchteten die Bedeutung von Visualisierungen, die so-
wohl auf quantitativen als auch qualitativen Daten basieren, 
um gesundheitliche Ungleichheiten sichtbar zu machen. 
Dr. Miriam Weber (Stadt Utrecht) stellte das Konzept 
„Health in All Policies“ vor, das Gesundheitsaspekte in allen 
politischen Bereichen integriert. Die sich anschließende 
Diskussion mit den Teilnehmenden des Round Tables ver-

deutlichte, dass Gesundheit und gesundheitliche Chancen-
gleichheit zentrale Themen sind, insbesondere vor dem 
Hintergrund sozialer Ungleichheiten, die sich immer auch 
räumlich manifestieren. Visualisierungen spielen dabei eine 
entscheidende Rolle, um die jeweilige Situation zu verste-
hen, zu analysieren und um diese als Grund lage für Pla-
nungs- und Umsetzungsmaßnahmen zu nutzen.

Der Internationale Arbeitskreis „Planning for Health Equity“ bot nachmittags einen Round Table an; v. l .n. r. Carol Fabian, Thomas Verbeek, Miriam 
Weber, Heike Köckler und Daniel Münderlein 
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Die Special Session „It´s Just About Gender. Socio-Ecological Transformation from Gender and Intersectional Perspectives“ startete mit dem 
fachlichen Input von Tanja Mölders, Katharina Kapitza und Miriam Kienesberger (v. l. n. r. ) , rechts im Bild zu sehen ist Ulrike Sturm.
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Ein herzlicher Dank gilt allen Mitgliedern der Arbeits-
kreise für ihr aktives Engagement auf dem AESOP-Kongress 
und mit Blick auf die Vernetzung mit anderen Kongress-
teilnehmenden. Dadurch konnte die Sichtbarkeit der Er-
gebnisse und der inter- und transdisziplinären Arbeitsweise 
der ARL gesteigert und ein wertvoller Beitrag zum inter-
nationalen Diskurs geleistet werden.

Ebenso danken wir dem Organisationsteam des dies-
jährigen Kongresses für ein großartiges Event in einer so 
beeindruckenden Location wie dem Campus der Sciences 
Po. Der nächste AESOP-Kongress wird an der Yildiz Tech-
nical University in Istanbul stattfinden. Die ARL plant, auch 
dort wieder mit mehreren Arbeitsgremien vertreten zu 
sein, um aktuelle Debatten zu Raum auch international 
aktiv mitzugestalten. 

D R .  B R IT TA B O CK H O R N
Internationale Angelegenheiten/Stellvertretende Wissenschaftliche 
Leitung der ARL
Tel. +49 511 3484225 
britta.bockhorn@arl-net.de

D R .  K ATH A R I N A K A PIT Z A
Leitung des Referats „Strategien und Konzepte räumlicher 
Transformation“ der ARL
Tel. +49 511 34842 47 
katharina.kapitza@arl-net.de

Wie kann Wohlstand anders gedacht werden und welche 
Möglichkeiten gibt es, diese Alternativen auf die räumliche 
Entwicklung und Planung zu übertragen?

Auf der Suche nach Bewältigungsstrategien für glo-
bale Krisen braucht es Alternativen zu den vorherrschen-
den Wohlstandsmodellen. Wie kann ein gutes, gelingen- 
des und gesundes Leben innerhalb der planetaren Grenzen 
aussehen? Welche Praktiken und Prozesse prägen eine sor-
gende Wohlstandsorientierung? Und welche Widersprü-
che ergeben sich aus den entsprechenden Transforma-
tionsimpulsen?

Die ARL-Anthologie, die im September 2024 Open 
Access im Bielefelder transcript Verlag erschienen ist, wur-
de von Bastian Lange, Martina Hülz, Benedikt Schmid und 
Christian Schulz herausgegeben. Sie ist ein zentrales Ergeb-
nis der insgesamt dreijährigen Kooperation innerhalb des 
Arbeitskreises „Wohlstandsalternativen und Regionalent-
wicklung“ der ARL. Die Beiträge vereinen Positionen und 
Perspektiven auf veränderte Wohlstandsverhältnisse jen-
seits von wirtschaftlichem Wachstum. Mit Blick auf aktuelle 
Krisenkontexte hinterfragen sie überkommene Ansätze, 
skizzieren nachhaltige Alternativen und zeigen auf, welche 
Unterstützung Politik und Planung für eine zukunftsfähige 
Raumentwicklung leisten können.

Das Hauptanliegen des Bandes ist es, die aktuellen 
Debatten zu Wohlstand und alternativen Wohlstandsver-
ständnissen aufzubereiten und auf Fragen der räumlichen 
Entwicklung und Planung zu übertragen. Dabei adressiert 
das Buch sowohl Praktiker/innen in Planung, Regionalent-
wicklung und Politik als auch zivilgesellschaftlich engagierte 
Menschen sowie Studierende und Lehrende, die sich mit 
Fragen wachstumskritischer und nachhaltigkeitsorientier-

ter Entwicklung beschäf-
tigen.

Zur Verlagsseite:
https://www.transcript- 
verlag.de/978-3-8376-
7 0 4 7 - 9 / w o h l s t a n d s 
alternativen/?number= 
978-3-8376-7047-9 

D R .  M A R TI N A H Ü L Z
Leitung des Referats 
„Wirtschaft und Mobilität“ 
der ARL
Tel. +49 511 34842 28
martina.huelz@arl-net.de

WOHLSTANDSALTERNATIVEN
Regionale Positionen und räumliche Praktiken
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Über das Referat Wissenschaft und Forschung der Deut-
schen Botschaft in Warschau bekam die ARL die Anfrage 
von einer Forschungsgruppe aus der Wirtschaftsuniver-
sität Krakau, die ein Projekt zum Thema Regionale Resilienz 
im Rahmen der Raumplanung durchführt. Ziel des Projek-
tes ist es, internationale Erfahrungen im Bereich der Regio-
nalplanung sowie Informationen zu den rechtlichen, insti-
tutionellen, organisatorischen und finanziellen Lösungen 
einzuholen und für die polnische Planung nutzbar zu ma-
chen. Dazu werden auch Studienbesuche in ausgewählten 
EU-Ländern realisiert, deren Lösungen für Polen von Inte-
resse sein könnten. Zu den Regionen, die im Kontext regio-
naler Resilienz europaweit vertiefend untersucht werden 
sollen, gehört neben Stockholm und Paris auch die Region 
Hannover. Das Projekt wird vom Nationalen Zentrum für 
Forschung und Entwicklung in Polen finanziert.

Die ARL war gerne bereit, die polnischen Wissen-
schaftler zu empfangen, die einen Austausch mit Fach-

leuten aus der Akademie ausdrücklich gewünscht hatten. 
Am 13. August 2024 besuchten Prof. Dr. Igor Zachariasz 
und sein Kollege Michal Leszczynski die Geschäftsstelle der 
ARL und wurden dort vom Präsidenten und ehemaligen 
Dezernenten für Umwelt, Planung und Bauen der Region 
Hannover, Prof. Dr. Axel Priebs, und dem wissenschaft-
lichen Referenten Dr. Sebastian Krätzig empfangen. Es er-
gab sich eine intensive Diskussion über die Rolle und Be-
deutung der Regionalplanung in Polen und Deutschland, 
über die Instrumente zur sparsamen Neuinanspruchnahme 
von Flächen, zu regionalen Freiraumsystemen sowie zum 
Verhältnis von Raumordnung und Fachplanungen in beiden 
Ländern. Diskutiert wurde ferner über die Bedeutung des 
Resilienzbegriffs in der Raumordnung. Hier waren sich bei-
de Seiten einig, dass bereits viele klassische Instrumente 
der Raumordnung der Resilienzsteigerung dienen. Axel 
Priebs betonte jedoch, dass die Regionalplanung sich sei-
ner Überzeugung nach offensiver zu diesem Thema posi-

REGIONALE RESILIENZ 
ARL-Expertise von polnischer Forschungsgruppe nachgefragt

V. l. n. r.: Axel Priebs, Igor Zachariasz, Michal 
Leszczynski und Sebastian Krätzig nach ihrem 
Gespräch in der Geschäftsstelle der ARL
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tionieren müsse und die Beiträge der Raumordnung zur 
Schaffung resilienter Regionen deutlicher in die Politik und 
in die Öffentlichkeit kommunizieren müsse. Er nannte bei-
spielhaft den vorbeugenden Hochwasserschutz, die Frei-
raumverbünde, die dezentrale Konzentration im Sied-
lungssystem und die Beiträge zum Klimaschutz und zur 
Anpassung an den Klimawandel. Sebastian Krätzig wies 
in diesem Zusammenhang auch auf neue Konflikte hin, die 
sich aus der Forderung nach mehr Resilienz ergeben, etwa 
wenn redundante Infrastrukturen (z.  B. zusätzliche Lei-
tungstrassen für Wasser- oder Energieversorgung im Not-
fall) geschaffen werden sollen, die mit neuen Flächen-
ansprüchen verbunden sind. Vertieft diskutiert wurde auch 
die zentrale Bedeutung der deutschen Regionalplanung 
beim Ausbau der Windenergie. Darüber hinaus waren für 
die polnischen Ökonomen auch die Konflikte von Interesse, 
die sich in Deutschland aus dem zusätzlichen Flächen-
bedarf für neue Industrieanlagen für Zukunftstechnologien 
ergeben oder die zur Reduzierung der Abhängigkeit von 
anderen Staaten beitragen sollen. Aber internationaler 
Austausch ist immer wechselseitig bereichernd. Für die 
ARL-Vertreter waren sowohl die Unterschiede der 
Planungs systeme in beiden Ländern spannend als auch 
sehr ähn liche Konflikte beim Ausbau neuer Energien und 
beim Flächensparen in Polen.

PRO F.  D R .  A X E L PR I E B S
Präsident der ARL
Tel. +49 511 34842 0 
praesident@arl-net.de

D R .  S E B A S TI A N K R ÄT Z I G
Leitung des  Referats „Räumliche Planung und Politik“ der ARL
Tel. +49 511 34842 52 
sebastian.kraetzig@arl-net.de
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Der Bundeskongress „Tag der Regionen“ des Bundesminis-
teriums für Wohnen, Stadtentwicklung und Bauwesen ging 
in die zweite Runde und widmete sich in Pforzheim vom 
27. bis 29. Mai 2024 dem Thema „Fläche unter Druck – 
Inte ressenkonflikte planvoll lösen“.

Die ARL war auf dem zweiten Bundeskongress am 27. 
und 28. Mai 2024 fachlich erneut prominent vertreten. Da 
sich sowohl in den städtischen Zentren als auch in länd-
lichen Gebieten die Konkurrenz um Flächen bzw. ihre Nut-
zung deutlich verschärft hat, standen die steigenden Nut-
zungsansprüche sowie unterschiedliche flächenbezogene 
Entwicklungsvorstellungen einzelner Fachpolitiken wie 
Energie, Umwelt, Wohnen, Wirtschaft, Landwirtschaft 

oder Mobilität im Fokus des diesjährigen Bundeskon-
gresses. Als neues Format bietet er Interessierten aus Poli-
tik, Verwaltung, Wissenschaft und Praxis eine Plattform, 
um Ideen auszutauschen, innovative Lösungen zu disku-
tieren und Best Practices zu teilen. Im Folgenden geben wir 
einen kurzen Rückblick auf insgesamt drei Veranstaltungen, 
die von der ARL federführend konzipiert und fachlich mit-
gestaltet wurden.

Das Forum Nachwuchs der ARL gestaltete am 27. 
Mai, dem ersten Veranstaltungstag, ein interaktives Diskus-
sionsformat. Aufgrund der sehr guten Resonanz auf die 
erste Veranstaltung dieser Art 2023 in Cottbus war es er-
neut dazu eingeladen worden. Antonia Pfeiffer, Teil der 

DIE ARL AUF DEM ZWEITEN 
BUNDESKONGRESS 
„TAG DER REGIONEN“

Tag der Regionen Podiumsdiskussion „Fläche unter Druck – Interessenkonflikte planvoll lösen“ am 28. Mai 2024, mit (v.l.n.r.) Sabine Wosche, 
Geschäftsführerin Landesentwicklungsgesellschaft Thüringen mbH; Dorothee Eisenlohr, Oberbürgermeisterin Stadt Schramberg; Udo Reckten-
wald, Landrat Landkreis Sankt Wendel und Mitglied des Präsidiums des DLT; Klara Geywitz, Bundesministerin für Wohnen, Stadtentwicklung und 
Bauwesen; Nicole Razavi, MdL, Ministerin für Landesentwicklung und Wohnen des Landes Baden-Württemberg; Moderation: Andrea Thilo
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dreiköpfigen Lenkungsgruppe des Forums Nachwuchs der 
ARL, moderierte in Pforzheim die eigenständig organisierte 
Podiumsdiskussion Fläche im Blick – Die Umsetzbarkeit 
von Zukunftsvisionen junger Planer:innen.

Hier wurde mit jungen Planenden über Herausforde-
rungen und Chancen bei der Umsetzung ihrer Visionen für 
die Zukunft diskutiert.

Der konstruktive planerische Umgang mit Interessen-
konflikten hängt sowohl von den verfügbaren Methoden 
und Instrumenten als auch von den Wertvorstellungen und 
Zukunftsvisionen der Planenden ab. Zunehmend prägen 
junge Menschen in der Planung und den angewandten 
Raumwissenschaften mit zum Teil neuen An- und Einsich-
ten die praktische Ausgestaltung von Zukunftsvisionen. Im 
Mittelpunkt der Podiumsdiskussion standen die Perspek-
tiven der eingeladenen Planenden: 

 > Alex Beljaev, Regionalverband Ostwürttemberg

 > Nathalie Millán Cerezo, Stadtplanungsamt Rottenburg 
am Neckar

 > Fabian Egle, Regionalverband Südlicher Oberrhein

4. Welche Lösungsansätze sind aus meiner planerischen 
Sicht und bisherigen Erfahrung entscheidend, um Inte-
ressenkonflikte zu lösen und meine Zukunftsvisionen in 
die Umsetzung zu bringen?

Deutlich wurde, dass Zukunftsvisionen nur schwer zu 
skizzieren sind. Denn multiple Krisen und sich zuspitzende 
Interessenkonflikte benötigen einerseits ein hohes Maß 
an Flexibilität im Planungsalltag, andererseits müssen aber 
auch klare Rahmenbedingungen gesetzt werden, an denen 
sich die Planenden orientieren können. Eine Balance aus 
Flexibilität bzw. Freiheit und wirkmächtigen sowie verbind-
lichen Planungsstrukturen ist für eine handlungs- und ge-
staltungsfähige Planung mit dem Ziel einer guten Zukunft 
nötig. Heterogene Bevölkerungs- und Interessengruppen 
und starke Flächen- und Nutzungskonflikte erfordern ein 
hohes Maß an inter- und überkommunaler Abstimmung 
und Kooperation. Stadt- und Regionalplanung ist ein 
Teamsport. Überholte Kommunikationsmuster der regio-
nalen Abstimmungsprozesse müssen überdacht und neue 
Formen der Kooperation geschaffen werden. Starke Go-
vernance-Strukturen können sich förderlich auf die Umset-
zung konkreter Planungsvorhaben auswirken. Mithilfe ge-

Podium des Forums Nachwuchs der ARL, v.l.n.r.: Antonia Pfeiffer, Nathalie Millán Cerezo, Fabian Egle, Alex Beljaev
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Sie beantworteten auf dem Podium die folgenden 
Leitfragen:

1. Wie stelle ich mir eine „gute Zukunft“ vor?

2. Inwieweit kann ich mit meinem planerischen Handeln 
die Zukunft beeinflussen?

3. Mit welchen Hindernissen und Herausforderungen bin 
ich in meinem planerischen Alltag konfrontiert?

eigneter Governance-Strukturen auf regionaler Ebene kann 
eine nachhaltige Raumentwicklung mit hoher Planungs-
qualität für die Nutzenden gewährleistet werden. Mehr und 
mehr Beispiele zeigen, dass die Leistungsfähigkeit beste-
hender Kooperationsformen nicht ausreicht, um die jewei-
ligen Problemstellungen und Herausforderungen regional 
adäquat anzugehen. So muss ein kritischer Diskurs zukünf-
tig frühzeitig und breit geführt werden, da er eine Grund-
voraussetzung für die spätere Akzeptanz räumlicher Pla-
nung darstellt. Die Kompetenzen aller Beteiligten im Um- 
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gang mit der zunehmenden Polarisierung gesellschaft- 
licher Debatten und Meinungsbildungsprozesse, die Kom-
promisslösungen immer wieder blockieren, müssen ge-
schärft werden. Interessengegensätze müssen im Sinne 
eines kreativen Konflikts zugelassen und moderiert wer-
den. Das erfordert einerseits den Mut, eine individuelle pla-
nerisch normative Position zu vertreten, und andererseits 
den offenen Umgang mit Planungskonflikten. Partizipative 
Prozesse müssen neu ausgestaltet und die vorhandene 
Bandbreite an digitalen und klassischen Kommunikations-
formen genutzt werden, um in den Dialog zu kommen und 
einen nachhaltigen Wissenstransfer zur Abwägung und 
Lösung von Interessenkonflikten zu gewährleisten. Bei der 
Ausgestaltung dieser Prozesse ist die regionale Ebene von 
großer Bedeutung, weil sich viele räumliche Herausforde-
rungen frühzeitig auf dieser Maßstabsebene adäquat bear-
beiten lassen. Die Verantwortlichen in der Regionalplanung 
werden dabei als dialoggestaltende Akteure immer wich-
tiger, was aber auch bedeutet, dass Planende sich ihrer Rol-
le bewusst werden und diese auch wahrnehmen müssen.

Die Inputs und die Diskussion ermöglichten es, von 
den Erfahrungen und Perspektiven der jungen Planenden 
zu lernen und gemeinsam mit dem Publikum in einen inter-
generationellen und interdisziplinären Austausch zu treten. 
Es zeigte sich, dass es wichtig ist, die Perspektiven junger 
Planender ernst zu nehmen und sie aktiv in die Gestaltung 
unserer Städte und Regionen einzubeziehen.

A NTO N I A PFE I FFE R
Lenkungsgruppe des Forums Nachwuchs der ARL / 
Klimaanpassungsmanagerin in Aschaffenburg
antonia.pfeiffer854@gmail.com

Am zweiten Tag war die ARL in zwei weiteren Veran-
staltungsformaten aktiv. So wurden auf der Fachveran-
staltung Regionale Planung für die Windenergie – 
Wegbereiter der Energiewende zwei aktuelle Arbeits-
ergebnisse aus der Akademiearbeit vorgestellt: das Positi-
onspapier aus der ARL 145 „Neue Planungsgrundlagen für 
erneuerbare Energien“ des Ad-hoc-Arbeitskreises (AK) 
„Windenergie an Land“ sowie die Stellungnahme „Regional-
planung – Wegbereiterin des Windenergieausbaus“ des 
Informations- und Initiativkreises (IIK) Regionalplanung 
der ARL. Beide Publikationen sind Open Access auf der 
Website der ARL zugänglich.

Prof. Dr. Axel Priebs, Präsident der ARL, führte in die 
veränderte planungsrechtliche Situation ein. Gemeinsam 
mit Prof. Dr. Christina von Haaren hatte er den Ad-hoc-AK 
geleitet und zugleich an der Stellungnahme des IIK Regio-
nalplanung mitgewirkt. Er betonte, dass die Regionalpla-
nung derzeit stark gefordert sei, aber auch unter Beob-
achtung stehe. Die neuen bundesrechtlichen Vorgaben zur 
Windenergieplanung ermöglichen nach Einschätzung des 
Ad-hoc-AK eine zügige und rechtssichere Planung von 
Windenergiegebieten. Kritisch kommentierte Axel Priebs, 
dass bei Nichterreichen des Flächenbeitragswerts die Sank-
tionen überzogen seien, da alle entgegenstehenden Nut-

zungs- oder Schutzausweisungen in den Flächennutzungs- 
und Raumordnungsplänen dann hinfällig seien und nur- 
mehr das Flächenziel für Windenergie zähle. Er wies ferner 
darauf hin, dass im Positionspapier auch mittelfristiger Klä-
rungsbedarf formuliert sei. So solle u.  a. der Zieltermin 
31.12.2027 für die erste Phase der Erreichung der gesetz-
lich vorgegebenen Flächenbeitragswerte zum Anlass ge-
nommen werden, die bis dahin erzielten Ergebnisse und 
die Erfahrungen aus den Planungsprozessen wissenschaft-
lich zu evaluieren und zu prüfen, wie mittel- und langfristig 
eine abgestimmte Flächenplanung für Windenergie und 
Freiflächen-Photovoltaik in den Regionen umgesetzt wer-
den könne.

Manuela Hahn, Abteilungsleiterin der Gemeinsamen 
Landesplanung Berlin-Brandenburg, stellte als Sprecherin 
des IIK Regionalplanung die Stellungnahme des Gremiums 
vor. Sie hob hervor, dass die Regionalplanung auch bisher 
schon Vorreiterin einer dezentralen Energiewende gewe-
sen sei und sich als starke und verlässliche Planungsebene 
zwischen Ländern und Kommunen bewährt habe. In der 
Stellungnahme werde die Flächensicherung für die Wind-
energie als Gemeinschaftswerk betont, weil die Mitwirkung 
vieler Fachplanungen erforderlich sei und u. a. gravieren- 
de Engpässe und Schnittstellenprobleme beim Datenaus-
tausch zu bewältigen seien. Wichtig sei es überdies, eine 
Überfrachtung der Planungsebene Regionalplanung zu ver-
meiden und die Untersuchungstiefe auf das der regional-
planerischen Ebene Angemessene zurückzuführen, um die 
Stärke der Regionalplanung als überörtliche und fachüber-
greifende Planung zur Geltung zu bringen.

Anschließend berichteten zwei Verantwortliche aus 
der Regionalplanung, die an den Papieren mitgewirkt hat-
ten, wie die Regionalplanung mit den Herausforderungen 
des neuen Planungsrechts umgeht.

Thomas Kiwitt, Leitender Technischer Direktor des 
Verbands Region Stuttgart und Mitglied des IIK Regional-
planung, kommentierte die Positionierung des IIK und er-
läuterte, wie die Region Stuttgart die festgestellten Heraus-
forderungen bewältigt. Er betonte die klaren Rechtsfolgen, 
wenn eine Region entsprechende Flächen nicht im Regio-
nalplan ausweise, weil sie dann die Windenergieanlagen 
nicht mehr steuern könne. Deswegen sei der Regionalplan 
als „Kursbuch“ für die Flächennutzung zu bezeichnen, weil 
nur dort die Abwägung aller Anforderungen mit Platz-
bedarf erfolge und ein funktionierendes, nachhaltiges Ge-
samtbild erzeugt werde. Außerdem handele es sich bei der 
Änderung des Regionalplans um ein transparentes Verfah-
ren mit breiter Beteiligung, an dessen Ende die Entschei-
dung durch die Regionalversammlung mit einer Abwägung 
aller relevanten öffentlichen und privaten Belange stehe. 
Allerdings sei das Verfahren auch zeitaufwendig, nicht zu-
letzt wegen der hohen Zahl an Stellungnahmen (über 6.500 
in der Region Stuttgart) und weil sich die Regionalplanung 
mit jeder einzelnen Stellungnahme auseinandersetzen 
müsse.

Dr. Wolfgang Jung, Teamleiter Regionalplanung der 
Region Hannover und Mitglied des Ad-hoc-Arbeitskreises 
der ARL, kommentierte die Positionierung des AK und 
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führte aus, wie die Region Hannover die festgestellten 
Herausforderungen bewältigt. Er bezeichnete die Neu- 
planung der Windenergie als steinigen Weg, eine mehr-
fache Überplanung sei u. a. wegen veränderter Belange der 
Bundeswehr notwendig gewesen. In der Region Hannover 
seien klare Hotspots der Beteiligung erkennbar, abhängig 
vom jeweiligen Aktivierungspotenzial sei räumlich konzen-
triert eine Haltung „Energiewende ja – aber nicht hier!“ 
erkennbar. Massive Widerstände aus Gründen des Land-
schafts- und Artenschutzes seien auch seitens der Natur- 
schutzverbände festzustellen. Er zeigte sich optimistisch, 
dass die Region trotzdem ihre ehrgeizigen klimapolitischen 
Ziele erreichen werde. Abschließend prognostizierte er 
aber auch, dass die Energiewende eine Daueraufgabe wer-
de („Nach dem Plan ist vor dem Plan“).

Abschließend folgte eine vertiefte Diskussion mit den 
anwesenden Fachleuten aus anderen Regionen. Insgesamt 
wurde deutlich, dass die ARL mit ihren Veröffentlichungen 
die Chancen und Herausforderungen der neuen Rechtslage 
gut auf den Punkt gebracht hat und die Regionalplanung 
deutschlandweit sehr aktiv an der Sicherung der Flächen 
für die Windenergie arbeitet.

PRO F.  D R .  A X E L PR I E B S
Präsident der ARL / Honorarprofessor an den Universitäten Hannover 
und Kiel, zuvor langjähriger Dezernent für Umwelt, Planung und Bauen 
der Region Hannover und Erster Regionsrat
Tel. +49 511 34842 0
praesident@arl-net.de

Der zweite Veranstaltungstag wurde mit der Podi-
umsdiskussion Flächenkonkurrenzen – Konfliktlösung 
durch die Regionalplanung?! abgeschlossen. Im Zusam-
menhang mit dem Thema „Fläche unter Druck – Interes-
senkonflikte planvoll lösen“ war es dem IIK Regionalpla- 
nung ein besonderes Anliegen, die Leistungsfähigkeit, aber 
auch mögliche Grenzen der Regionalplanung bei der Lö-
sung von Flächennutzungskonflikten und der Reduzierung 
der Neuinanspruchnahme von Flächen etwa für Siedlungs- 
und Verkehrszwecke aufzuzeigen und fachlich vertiefend 
zu diskutieren. Aus diesem Grund hatte eine Arbeitsgruppe 
des IIK Regionalplanung, bestehend aus Prof. Dr. Rainer 
Danielzyk (Hannover), Klaus Einig (Bonn), Manuela Hahn 
(Potsdam), Florian Ismaier (Wiesbaden) und Tamara 
Schnurr (Karlsruhe), den Veranstaltenden eine Podiums-

V.l.n.r.: die Referierenden des Fachprogramms Axel Priebs, Thomas Kiwitt, Manuela Hahn und Wolfgang Jung
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diskussion zum Thema Flächenkonkurrenzen – Kon-
fliktlösung durch die Regionalplanung?! vorgeschlagen. 
Sie sollte die Gelegenheit bieten, verschiedene Sicht- 
weisen auf die Problematik und insbesondere auf die Bei-
träge der Regionalplanung zur Konfliktlösung zu Wort 
kommen zu lassen und diese mit engagierten und innova-
tiven Ansätzen der Regionalplanung ins Gespräch zu brin-
gen. Dazu wurden bewusst Vertreter/innen sowohl von 
(immobilien-)wirtschaftlichen als auch ökologischen Pers-
pektiven eingeladen, aber auch von zukunftsweisenden 
Initiativen der Regionalplanung, die über die alltäglichen 
Handlungsansätze hinausreichen. 

In dieser Diskussion brachte zunächst Tine Fuchs, 
Abteilungsleiterin Stadtentwicklung, Bauen und Wohnen 
des Zentralausschusses für Immobilienwirtschaft, eine 
stärker wirtschaftlich geprägte Sichtweise auf die Proble-
matik ein, wobei sie zugleich die Bedeutung der Hand-
lungsfähigkeit der Raumordnung, insbesondere der Regio-
nalplanung, betonte. Dr. Gerhard Bronner, Vorsitzender 
des Landesnaturschutzverbandes Baden-Württemberg 
und Leiter des Umweltbüros der Stadt Donaueschingen, 
vertrat die Sicht des Natur- und Landschaftsschutzes und 
stellte zugleich das Anliegen der baden-württembergischen 
Initiative für den Volksantrag „Ländle Leben lassen“ zu 
dieser Thematik vor. Daniel Bleher, der im Regierungsprä-
sidium Darmstadt das Dezernat zur regionalen Siedlungs- 
und Bauleitplanung leitet, stellte einen besonders enga-
gierten und innovativen Ansatz der Regionalplanung vor, 
die „Flächensparziele“ der Nachhaltigkeitsstrategie der 
Bundesregierung (sog. 30-ha-Ziel) auf die kommunale 
Ebene „herunterzubrechen“. Dabei sollen gewisse in die 
Regelungen eingebaute Flexibilitäten diese rechtssicher 
machen. Dr. Fabian Dosch verfügt als Referatsleiter im 
Bundesinstitut für Bau-, Stadt- und Raumforschung im 
Bundesamt für Bauwesen und Raumordnung über langjäh-
rige Erfahrungen mit engagierten und innovativen Modell-
vorhaben zur Verbesserung der Leistungsfähigkeit raum-
bezogener Ansätze zur Reduzierung der Neuinanspruch- 
nahme von Flächen für Siedlungs- und Verkehrs zwecke. 
Er berichtete, dass in den von ihm begleiteten Modell-
vorhaben planungsrechtliche Festlegungen ergänzende 
finanzielle und kommunikative Ansätze sowie intensive 
Formen interkommunaler Zusammenarbeit immer wieder 
eine wichtige Rolle spielen. Die Podiumsdiskussion wurde 
moderiert von Prof. Dr. Rainer Danielzyk, Institut für Um-
weltplanung der Leibniz Universität Hannover, der den IIK 
Regionalplanung in dieser Runde persönlich vertrat.

Verbindendes Element der einzelnen Diskussions-
beiträge war das gemeinsame Bestreben, den „Flächen-
verbrauch“ zu reduzieren. Dafür sprechen nicht nur der 
Schutz der Biodiversität, des Klimas und des Bodens sowie 
der Landschaft, sondern auch Kostenbegrenzungen beim 
Infrastrukturausbau. Ob in diesem Kontext das 30-ha-Ziel 
der deutschen Nachhaltigkeitsstrategie oder gar das ehr-
geizige Ziel „Netto-Null“ kurz- bis mittelfristig realisiert 
werden könne, wurde unterschiedlich eingeschätzt. Von 
allen Seiten betont wurde die besondere Rolle und Verant-
wortung der Regionalplanung. Für diese sind aber nicht nur 

die professionelle Handlungsfähigkeit und die planungs-
rechtlich gegebenen Möglichkeiten entscheidend, sondern 
auch der „politische Wille“ der maßgeblichen politischen 
Vertretungen, wie etwa der Mitgliederversammlungen re-
gionaler Planungsverbände und -gemeinschaften. Diese 
vielfach von der kommunalen Politik bestimmten Organe 
fühlen sich nicht immer zu einem strikten Kurs des „Flä-
chensparens“ verpflichtet. In diesem Zusammenhang ist 
das besondere Engagement der Regionalplanung in Süd-
hessen hervorzuheben, wobei der dort angewendete – 
gleichermaßen restriktive wie flexible – Ansatz noch nicht 
endgültig rechtsverbindlich ist. Deutlich wurde in der Po-
diumsdiskussion, dass darüber hinaus gerade Formate der 
interkommunalen Zusammenarbeit mit Formen der Selbst-
verpflichtung und ergänzenden kommunikativen wie finan-
ziellen Instrumenten erfolgreich sein können, wenn ein ent-
sprechender politischer Wille dahintersteht. Der Einsatz 
eines breiten Spektrums von Instrumenten ist vielver-
sprechend, bisher allerdings nicht der Regelfall und muss 
für jede Planungsregion individuell definiert werden. 

Resümierend wurde noch einmal betont, dass es 
wichtig sei, das Bild einer restriktiven, „verhindernden“ 
Regionalplanung zu überwinden und etwa das gemeinsame 
Ziel des Erhalts attraktiver Kulturlandschaften stärker in 
den Vordergrund zu rücken. Es sei noch stärker heraus-
zustellen, dass Regionalplanung in diesem Sinne zur Le-
bensqualität und zur Standortattraktivität der Regionen 
aktiv beitragen könne. 

PRO F.  D R .  R A I N E R DA N I E L Z Y K
Mitglied im IIK Regionalplanung / Professor für Raumordnung und 
Regionalentwicklung an der Leibniz Universität Hannover
Tel.: +49 511 762 19254
danielzyk@umwelt.uni-hannover.de
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How can spatial planning approaches contribute to a just 
and resilient transformation of metropolitan regions? What 
are the specific challenges and opportunities for increasing 
and governing resilience at the metropolitan level? Which 
strategic, planning, and organisational approaches in 
metropolitan regions can be identified as “good examples” 
for other regions and should therefore be further 
developed?

These are the main questions which are to be 
addressed by the International Working Group “Resilient 
Metropolitan Regions – Spatial Planning and Management 
for Urban Transformation“ that started its work in May 
2024. The transdisciplinary working group, chaired by 
Petra Schelkmann (Metropolitan Region Rhein Neckar) 
and Prof. Joaquín Farinós Dasí (University of Valencia), 
consists of members who contribute with their scientific 

RESILIENT METROPOLITAN 
REGIONS
Kick-Off Meeting of the ARL International Working Group “Resilient 
Metropolitan Regions – Spatial Planning and Management for Urban 
Transformation” 

Members of the international working group “Resilient Metropolitan Regions” at the kick-off-meeting at the University of Valencia in May 2024.
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and planning expertise, along with their experience in the 
field of governance in metropolitan regions across Spain, 
Portugal, Italy, France, Austria, and Germany. The group 
started its work with a kick-off-meeting on May 23-24, 2024 
at the faculty of Geography at the University of Valencia. 
Prof. Moneyba González-Medina (University of Madrid) 
supports the working group as its coordinator.

The first meeting focused on discussing the concept 
of resilience, establishing a common understanding of the 
term, identifying the most urgent challenges in shaping 
resilient metropolitan regions, and determining the main 
instruments for implementing resilience at the metropolitan 
level. The first goal of the working group is to develop a 
position paper of the ARL, outlining the main challenges 
and key areas of action to increase resilience in metropolitan 
regions. The current work is conducted in three online 
sub-groups, the next on-site meeting is scheduled for 
February 2025.

D R .  K ATH A R I N A K A PIT Z A
Head of the Academic Section “Strategies and Concepts of Spatial 
Transformation“
Phone +49 511 34842 47
katharina.kapitza@arl-net.de
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Jiwon Jeong war von Mitte Septem- 
ber 2022 bis Ende Februar 2024 zu 
Gast in der Geschäftsstelle der ARL. 
Finanziert wurde sein Aufenthalt 
durch ein Stipendium des Ministry 
of Land, Infrastructure and Trans-
port, Republic of Korea. Jiwon Jeong 
hatte sich eigenständig für diesen 
Gastforschungsaufenthalt bei der  

ARL beworben. Er hat Geographie und öffentliche Verwal-
tung studiert und arbeitet bereits seit acht Jahren als 
Senior Manager im Ministe rium für Land, Infrastruktur und 
Verkehr und war dort in verschiedenen Abteilungen, unter 
anderem im Nationalen Geographischen Informationsins-
titut, in der Abteilung für Stadtpolitik und in der Abteilung 
für Grünflächenplanung tätig. Vor seinem ARL-Aufenthalt 
war er vor allem für rechtliche Fragen und Stadtentwick-
lungsprojekte im Bereich der kooperativen Smart-City- 
Initiativen verantwortlich. Sein Praxisbezug war für die ARL 
besonders spannend und führte zu einem regen fachlichen 
Austausch. 

Im Rahmen seines Gastaufenthaltes hat er sich mit 
vergleichenden Studien zu Planungs- und Transportsys-
temen in Südkorea und Deutschland befasst und sich inten-
siv mit Smart-City-Ansätzen in Deutschland auseinander-
gesetzt. 

Darüber hinaus galt sein persönliches Interesse dem 
Nexus Digitalisierung, Demokratie und öffentlicher Raum. 
Er nutzte seinen Aufenthalt in der ARL auch, um seine Pro-
motionsidee vertiefend zu diskutieren und auszuarbeiten 
und ein entsprechendes Exposé vorzubereiten. 

Rückblickend auf seine Erfahrungen sagt Jiwon 
Jeong: „Korea sollte sich auf die vielfältigen Erfahrungen 
mit kollaborativer Stadtentwicklung in analogen und digi-
talen Formaten beziehen, die in Deutschland bereits inten-
siv diskutiert und gründlich erprobt wurden. Gleichzeitig 
kann Korea seine Vorteile als globales Testfeld nutzen, ba-
sierend auf seiner hochentwickelten IKT-Infrastruktur und 
digitalen Gesellschaft sowie seinen empirischen Stärken bei 
der Erzielung von Smart-City-Ergebnissen in verschiedenen 
Bereichen und Phasen des städtischen Wachstums im 
Rahmen internationaler Kooperationen.“

Auch nach Beendigung seines Gastforschungsauf-
enthaltes konnte der Kontakt mit ihm aufrechterhalten 
werden. So firmiert er bspw. als Co-Autor für ein Country 
Profile zu Südkorea. Dieses wird aktuell erarbeitet und 
veranschaulicht das Planungssystem des Landes. Dabei 
profitiert die Darstellung von den fachlichen Einblicken, die 
Jiwon Jeong in das deutsche Planungssystem gewinnen 
konnte. Das Country Profile wird in den kommenden 
Monaten auf – arl-international.com – veröffentlicht.

D R .  B R IT TA B O CK H O R N
Internationale Angelegenheiten/Stellvertretende Wissenschaftliche 
Leitung der ARL
Tel. +49 511 34842 25 
britta.bockhorn@arl-net.de

MIT SÜDKOREANISCHEM 
STIPENDIUM ZU GAST 
IN DER ARL 
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Recent years have brought increasing relevance of land 
policy for spatial development in Europe – both in academia 
and practice. The idea of Thomas Hartmann and Andreas 
Hengstermann to propose an international working group 
to ARL back in 2019 resulted in an explorative workshop to 
identify the relevance of land policy for the work of the ARL 
and also to understand if there is a need for an international 
working group on the topic. The conclusion was that land 
policy is highly relevant, and a comparative international 
perspective on land policies in Europe would help to 
advance academia and practice. This kick-started the ARL 
International Working Group “Land Policies in Europe”.

The Working Group developed into a productive 
collaboration of European experts. In 2024, the group 
published a special issue in Raumforschung und Raum-
ordnung | Spatial Planning and Research and is finalising a 
major book project with Springer. The book compares land 
policies in 12 European countries through a look at selected 
projects, presenting exciting and tangible cases of land 
policy in practice. The final meeting of the group in Vienna 
was key to discuss the conclusions across the 12 cases. The 
book, entitled “Land Policies in Europe: Land-use planning, 
property rights, and spatial development”, will be available 
open access in early 2025. 

A look at Vienna: A City Shaping Innovative 
Land Policy
Vienna is widely known for its innovative housing policy, 
which is closely linked to the city’s land policy. The cities’ 
approach provided an excellent opportunity to reflect on 
land policies and how a public planning authority integrates  
land and property rights with broader planning objectives. 
The meeting of 17 group members began with an an 
insightful excursion guided by Arthur Schindelegger, a 
member of the International Working Group, which 
provided an opportunity to contextualize Viennese land 
policy on an international level. During the excursion, local 
stakeholders, including project developers, discussed land 
policy approaches and consequences for urban devel-
opment with experts from abroad. This allowed working 
group members to gain important insights into Vienna’s 
innovative land policy, which successfully combines 

large-scale urban regeneration projects seamlessly with 
smaller community-led initiatives. One such project, 
OPENhauswirtschaft, stood out as an example of coop-
erative living and working spaces based on a complex 
ownership and leasing model to provide affordable housing 
and much-needed office spaces for small and medium 
businesses. The project emphasised the diversity of 
solutions needed to address local needs by future land 
policy.

Vienna’s socially oriented land policy, which ensures 
equitable access to high-quality housing, was a focal point 
throughout the excursions and discussions. The city’s 
transformative approaches highlight the importance of 
inclusive development, balancing economic activity with 
community building. The meeting provided a fitting con-
clusion to the group’s multi-year exchange of expertise, 
demonstrating how European cities can be incubators of 
innovative land policies as well as how such experiences 
should be structured and analysed to address contemporary 
challenges related to conflicting interests over land.

Four Years of Collaborative Effort and 
a Mutual Journey
The International Working Group on Land Policies in 
Europe began its work in February 2020 with an ambitious 
goal: to define and explore land policies across diverse 
European contexts. Early on, it became clear that “land 
policy” carries different meanings and connotations across 
languages and legal systems. The group adopted a case 
study approach, analysing land policy practices in Austria, 
Belgium, Czechia, England, Finland, France, Germany, 
Norway, Poland, Sweden, Switzerland, and the Netherlands. 
This approach enabled the group to understand how local 
practices incorporate national frameworks of land use, 
property rights, and planning and to learn about the 
relevance of the latter for shaping spatial development.

Key insights emerged during the Working Group 
meetings in Dortmund, Munich, and Vienna, where 
participants engaged in in-depth discussions with local 
planners, policymakers, developers and other key players 
in land policy. The diversity of perspectives deepened 
the group’s understanding of how different approaches 

LAND POLICIES IN EUROPE
Final conclusions from the International Working Group 
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manage the balancing of public and private interests in 
land. The working group’s transnational collaboration 
enabled a significant flow of ideas, yielding critical insights 
into land administration throughout Europe and demon-
strating how diverse systems may be aligned with shared 
objectives, such as sustainable land use and housing 
affordability. The key outcomes of the work are not only a 
common understanding of land policy, and its relation to 
planning, but also the proof of a diversity of land policies 
and the variety of ways to pursue solutions to the pressing 
issues of housing shortage, reducing land take, and den-
sification. While land policy solutions are sometimes in line 
with planning, the cases also reveal how land policies and 
planning diverge and hinder successful implementation of 
strategies. This highlights the importance of aligning the 
allocation and distribution of property rights in land for 
successful urban development. 

Expanding Horizons: Strengthening 
International Ties for ARL’s Future
After four years of work, we are convinced that discussing 
land policy internationally has proven to be of added value. 
Looking back, the working group organised several side 
events, such as special sessions, presentations and 
meetings at conferences, notably the International Aca-

demic Association on Planning, Law, and Property Rights 
(PLPR) (www.plpr-association.org) and the Association 
of European Schools of Planning (AESOP) (https://aesop-
planning.eu). In this way, we sought to substantially sup-
port the ARL’s goal towards greater international engage-
ment and exchange. 

One key lesson from the working group is the 
immense value of international collaboration through 
mutual learning. The exchange of perspectives from coun-
tries with different planning systems highlighted the 
potential for German spatial research and planning practice 
to benefit from increased international exchange. The ARL 
has provided an invaluable platform for this type of inter-
national collaboration, and it is vital to continue expanding 
these efforts. By increasing international cooperation, the 
ARL can help shape a broader academic debate on land 
policy and planning, creating more opportunities for 
knowledge exchange and joint problem-solving. 

In conclusion, the ARL’s International Working Group 
has made a substantial contribution to the international 
debate on land policies and public and private interests can 
be better aligned in the allocation and distribution of land. 
We hope that future working groups might build on this 
work and explore further challenges, such as climate 
adaptation, land use competition or no-net land take. 

IAK exploring the urban development project 
Nordbahnviertel in Vienna
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K ATH A R I N A K Ü N Z E L
TU Dortmund University, Germany
katharina.kuenzel@tu-dortmund.de 

D R .  A R TH U R SCH I N D E LEG G E R
BOKU University, Austria
arthur.schindelegger@boku.ac.at 

A S SO C .  PRO F.  D R .  A N D R E A S H E N G S TE R M A N N
Norwegian University of Life Sciences (NBMU), Norway 
andreas.hengstermann@nmbu.no 

Members of IAK discuss conclusions 
for the book project “Land Policies in 
Europe: Land Use Planning, Property 
Rights and Spatial Development”
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PRO F.  D R .  TH O M A S H A R TM A N N
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D R .  M ATH I A S J E H LI N G
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Wie wirken sich Dürren und extreme Trockenheit auf den 
Landschaftswasserhaushalt aus? Welche Herausforderun-
gen ergeben sich durch die zunehmenden Extremwetter-
ereignisse für den Hochwasser- und Küstenschutz im Nor-
den Deutschlands? Welchen Beitrag können Raumplanung 
und -entwicklung für ein effektives Wassermanagement 
leisten? Mit diesen und weiteren Fragestellungen beschäf-
tigte sich die diesjährige Herbsttagung der Regionalen 
ARL-Foren Nordost und Nordwest, die für externe Fach-
leute offen war. Die Tagung fand am 12. und 13. September 
2024 in der Alten Kachelofenfabrik (Basiskulturfabrik) in 
Neustrelitz in Mecklenburg-Vorpommern statt.

Die Tagung befasste sich mit insgesamt vier thema-
tischen Schwerpunkten. Zu Beginn standen „Dürren, Tro-
ckenheit und Wasserknappheit“ im Fokus. Michael Fengler 

(Planungsverband Region Rostock) stellte eine Mach-
barkeitsstudie zu einem Meerwasserentsalzungsprojekt 
am Standort Region Rostock vor, das weite Teile Mecklen-
burg-Vorpommerns mit Trinkwasser versorgen könnte. Dr. 
Gala Nettelbladt (Bauhaus Universität Weimar) beleuch-
tete anschließend die Beteiligung in Aushandlungspro-
zessen um Wasserknappheit in der Lausitz aus einer kriti-
schen Gerechtigkeitsperspektive. Danach stellten Dr. 
Sandra Pennekamp und Sven Friedrich (INFRASTRUKTUR 
&UMWELT Professor Böhm und Partner) das Modellvor-
haben der Raumordnung „Grenzüberschreitende Syner-
gien von Raumordnung und Wasserwirtschaft im Einzugs-
gebiet der Oder“ vor und gingen konkret auf den mögli- 
chen Beitrag der Raumordnung zum Hochwasserschutz 
und zum Umgang mit Wasserknappheit ein.

ZWISCHEN DÜRRE UND FLUT
Wasserressourcen und -management in Städten und Landschaften

Impression vom Veranstaltungsort Alte Kachelofenfabrik in Neustrelitz

©
 A

RL



88 AU S D ER A R L  

Im zweiten Themenblock widmeten sich die Referie-
renden und Teilnehmenden intensiver dem Bereich „Hoch-
wasser- und Küstenschutz“ und gingen der Frage nach, 
inwiefern bestehende Planungskonzepte und Strategien 
zum Hochwasserschutz in den Regionen umgesetzt und 
auf Basis der Erfahrungen anderer Regionen weiterent-
wickelt werden können. Klaus Einig (Bundesinstitut für 
Bau-, Stadt- und Raumforschung) stellte einige positi- 
ve Umsetzungsbeispiele des Bundesraumordnungsplans 
Hochwasserschutz vor, anschließend berichtete Peter 
Seifert (Amt für Raumordnung und Landesplanung 
Mecklenburgische Seenplatte) über seine Erfahrungen 
mit Planungskonzepten zum Hochwasserschutz aus dem 
Regionalplan Oberes Elbtal / Osterzgebirge und diskutierte 
Möglichkeiten der Übertragbarkeit.

Zum Abschluss des ersten Tages wurden die Heraus-
forderungen des Wassermanagements für die Raumpla-
nung in einer Podiumsdiskussion lebendig und durchaus 
kontrovers diskutiert. Als Podiumsgäste waren Claudia 
Henze (Regionale Planungsstelle Uckermark-Barnim), 
Prof. Dr. Ingo Mose (Carl von Ossietzky Universität Olden-
burg), Dr. Gala Nettelbladt (Bauhaus-Universität Weimar) 
sowie Dr. Stephan Löb (Niedersächsisches Ministerium für 
Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz) einge-
laden. In der Diskussion wurde deutlich, dass es zahlreiche 
Herausforderungen gibt. Dazu gehört bspw. die teilweise 
unklare Rollenverteilung zwischen den Regionalplanungs-
behörden, aber auch, dass die Bevölkerung nicht ausrei-
chend einbezogen bzw. in den Transformationsprozessen 
oft nicht mitgenommen wird. Zudem ist die konkrete 
Umsetzung des Bundesraumordnungsplans Hochwasser-
schutz schwierig und jede Planungsbehörde sucht daher 
ihren eigenen Weg.

Der zweite Tag startete mit dem dritten fachlichen 
Themenschwerpunkt zu „Moorböden und Landschafts-
entwicklung“. Dr. Franziska Tanneberger (Greifswald Moor 
Zentrum und Universität Greifswald), ausgezeichnet mit 
dem Deutschen Umweltpreis 2024 der Deutschen Bun-
desstiftung Umwelt (DBU) für ihr großes Engagement für 
die Revitalisierung von Mooren, führte in die Klimarelevanz 
von Moorgebieten und die Notwendigkeit und gesellschaft-
liche Herausforderung ihrer Wiedervernässung ein. Anja 
Neubauer-Betz (Amt für Raumordnung und Landespla-
nung Vorpommern) vertiefte in ihrem Beitrag den Aspekt 
des Klimaschutzes auf Moorböden und stellte das Instru-
ment der Vorbehaltsgebiete in der Regionalplanung mit 
Blick auf ihre Effektivität zur Diskussion. Im Anschluss ga-
ben Annie Wojatschke und Georg Döll (Universitäts- und 
Hansestadt Greifswald) einen Einblick in die praktischen 
Herausforderungen des Moor- und des Hochwasser-
schutzes auf der kommunalen Ebene am Beispiel der 
städtebaulichen Entwicklung der Steinbeckervorstadt in 
Greifswald. 

Der vierte Themenschwerpunkt der Tagung widmete 
sich abschließend dem „Hochwasserschutz und Wasser-
management“ in der Planungspraxis der jeweiligen Bun-
desländer der beiden norddeutschen ARL-Foren. Toralf 
Tiedtke (Landesverband der Wasser- und Bodenverbände 
Mecklenburg-Vorpommern) führte in wasserwirtschaft-
liche Aspekte in der Raumordnung aus Sicht der Wasser- 
und Bodenverbände in Mecklenburg-Vorpommern ein und 
zeigte dabei viele kritische Punkte für die Planungspraxis 
auf. Frank Liebrenz (Ministerium für Inneres, Kommunales, 
Wohnen und Sport des Landes Schleswig-Holstein) ging 
anschließend auf die planungspraktischen Herausforde-
rungen in Schleswig-Holstein ein und Dr. Stephan Löb 

Stephan Löb, Gala Nettelbladt, 
Karl Schmude, Claudia Henze 
und Ingo Mose (v.l.n.r.) bei der 
gemeinsamen Podiumsdiskus-
sion zu den Herausforderungen 
des Wassermanagements für 
die Raumplanung
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(Niedersächsisches Ministerium für Ernährung, Landwirt-
schaft und Verbraucherschutz) stellte die raumordneri-
sche Vorsorge für Hochwasser- und Küstenschutz in der 
Planungspraxis Niedersachsens vor. Zum Abschluss disku-
tierten Dr. Petra Overwien (Gemeinsame Landesplanung 
Berlin-Brandenburg) und Claudia Henze (Regionale Pla-
nungsstelle Uckermark-Barnim) die Rolle des vorbeugen-
den Hochwasserschutzes in der Landes- und Regional-
planung in Berlin und Brandenburg.

Die anregenden und intensiven Diskussionen der Ta-
gung werden aktuell weitergeführt. Im Fokus steht dabei 
insbesondere der Moorschutz. In einem Positionspapier 
sollen Instrumente der Raumordnung für effektiven Moor-
schutz konkretisiert werden.

Die freigegebenen Präsentationen der Referierenden 
finden sich hier: https://www.arl-net.de/de/media/617/
inline.

D R .  K ATH A R I N A K A PIT Z A
Leitung des Referats „Strategien und Konzepte räumlicher 
Transformation“ der ARL
Tel. +49 511 34842 47 
katharina.kapitza@arl-net.de

D R .  M A R TI N SO N D E R M A N N
Leitung des Referats „Gesellschaft und Kultur“ der ARL
Tel. +49 511 34842 23
martin.sondermann@arl-net.de
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weiterdiskutiert
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Wie können Stadt und Wald kli-
magerecht entwickelt werden? 
Damit befassen sich zukünftig vier 
neue Zukunfts labore – Climate 
Future Labs – am Zentrum Klima-
forschung Niedersachsen (ZKfN) 
an der Technischen Universität 
Braunschweig.

Das Niedersächsische Ministerium für Wissenschaft 
und Kultur hat kürzlich die Förderzusage in Höhe von ins-
gesamt rund 20 Millionen Euro bekannt gegeben. Geför-
dert werden jeweils zwei Labore, die zu den Themen 
„Klimagerechte Stadtentwicklung und Raumplanung“ so-

wie „Auswirkungen des Klimawandels auf das Ökosystem 
Wald“ forschen. Die geförderten Projekte vereinen stand-
ortübergreifende Konsortien mit Fachleuten aus Wissen-
schaft und Praxis aus ganz Niedersachsen und werden in 
den kommenden Monaten ihre Arbeit aufnehmen.

Die ARL ist am Projekt „Urban Climate Future Lab“ 
(urbanclimatefuturelab.de) beteiligt. Das Lab vereint ein 
interdisziplinäres Projektteam, dem neben Fachleuten aus 
der ARL auch Forschende der Technischen Universität 
Braunschweig, der Leibniz Universität Hannover, der Leu-
phana Universität Lüneburg und des Helmholtz-Zentrums 
Hereon GmbH angehören. 

STÄDTE KLIMARESILIENT UND 
GERECHT GESTALTEN
Niedersachsen fördert Urban Climate Future Labs mit Beteiligung 
der ARL

Die UCFL-Projektteams beim Auftakttreffen
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In zwei Phasen wird das Lab die Klimaresilienz und 
Nachhaltigkeit urbaner Systeme in Niedersachsen erfor-
schen und stärken. In der ersten Phase sollen dabei unter-
schiedliche Siedlungstypen hinsichtlich ihres Beitrags zum 
Klimawandel sowie ihrer Betroffenheit von dessen Folgen 
untersucht werden. In der zweiten Projektphase werden 
unter Einbezug verschiedener Akteursgruppen Transfor-
mationsansätze für die resiliente und nachhaltige Gestal-
tung dieser Siedlungstypen identifiziert und weiterent-
wickelt.

In der Geschäftsstelle der ARL sind die wissenschaft-
liche Referatsleitung Dr. Katharina Kapitza und der wissen-
schaftliche Mitarbeiter Dr. Ricardo Kaufer für das Urban 
Climate Future Lab, kurz UCFL, zuständig. Im Teilprojekt 
Governance (GOV) forscht die ARL zu den Barrieren, 
Chancen und Herausforderungen einer klimagerechten 
Transformation urbaner Systeme in Niedersachsen. Ein 
Forschungsfokus soll auf Machtverhältnissen und Gerech-
tigkeitsfragen in urbanen Transformationen liegen und 
diese Perspektive als Ausgangspunkt nehmen, um praxis-
relevante Transformationsstrategien zu erarbeiten.

Im Rahmen des Teilprojekts hat Nele Buchholz ihre 
wissenschaftliche Mitarbeit und Promotion an der ARL 
begonnen. Projektbeginn war der 1. Oktober 2024.

Ansprechpersonen in der ARL

D R .  K ATH A R I N A K A PIT Z A
Leitung des Referats „Strategien und Konzepte räumlicher 
Transformation“ der ARL
Tel. +49 511 34842 47 
katharina.kapitza@arl-net.de

D R .  R I C A R D O K AU FE R
Wissenschaftlicher Mitarbeiter im Referat „Ökologie und Landschaft“ 
der ARL 
Tel. +49 511 34842 69 
ricardo.kaufer@arl-net.de
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Die Bedeutung des Themas Agri-Photovoltaik ist ange-
sichts der zunehmenden Nutzungskonkurrenzen um die 
endliche Ressource Fläche und die dringend notwendigen 
Antworten auf die Klimakrise hoch. Agri-Photovoltaik 
(Agri-PV) nutzt landwirtschaftliche Flächen sowohl für die 
Nahrungsmittelproduktion als auch für die Stromerzeu-
gung durch Sonnenenergie. Dadurch kann Agri-PV die 
Flächeneffizienz steigern und den Ausbau von erneuer-
baren Energien bei gleichzeitigem Erhalt landwirtschaft-
licher Nutzflächen ermöglichen.

Der neue Arbeitskreis (AK) der ARL setzt sich aus 
zwölf Fachleuten zusammen, die aus Wissenschaft und 
Praxis kommen und sich erfolgreich über den öffentlich 
ausgeschriebenen Call for Membership beworben haben. 
Gemeinsam werden sie die Chancen und Möglichkeiten von 
Agri-PV ausloten und hier vor allem überörtliche Wirkun-
gen sowie planerische Anforderungen in den Blick nehmen.

Beteiligt sind Forschende aus Universitäten und 
Fachhochschulen sowie aus zwei außeruniversitären For-
schungseinrichtungen, dem Institut für Landes- und Stadt-
entwicklungsforschung (ILS) und dem Leibniz-Zentrum 
für Agrarlandschaftsforschung (ZALF). Die Praxis ist im AK 
mit Fachleuten aus dem Amt für Bauen und Wohnen des 
Kreises Paderborn, der Energieagentur Rheinland-Pfalz, 
dem Zweckverband Raum Kassel, dem Regionalverband 
Mittlerer Oberrhein sowie mit zwei Fachleuten aus dem 
Umweltbundesamt und dem Ministerium des Inneren und 
für Sport Rheinland-Pfalz vertreten. Der AK wird sich 
fachlich zudem eng mit dem BMBF-geförderten Projekt 
„SynAgri-PV“ (Leitung: Fraunhofer ISE) austauschen.

Ziel des inter- und transdisziplinär besetzten Arbeits-
kreises ist es

 > die raumbezogenen Entwicklungen von Agri-PV-Anlagen 
zu analysieren und zu bewerten;

 > die Wechselbeziehungen zu konventioneller Freiflächen- 
PV und zum notwendigen Infrastrukturausbau zu klären;

 > (überörtliche) räumliche Planungsansätze zu analy-
sieren und die Notwendigkeit neuer Ansätze einzu-
schätzen sowie

 > Vorschläge für eine zukünftige Ausgestaltung einer 
raumbezogenen Planung von Agri-PV zu erarbeiten und 
mit Entscheidungsverantwortlichen aus Planung, Ver-
waltung und Politik zu diskutieren.

Die Auftaktsitzung des neuen Arbeitskreises fand am 
8. und 9. Oktober 2024 in Hannover statt. Nach der Begrü-
ßung und inhaltlichen Einführung durch Prof. Dr. Thomas 
Weith, Leiter des Arbeitskreises, und Dr. Martina Hülz, die 
den AK seitens der ARL fachlich betreut, wurde noch ein-
mal die zentrale Bedeutung von Wissenstransfer sowie die 
inter- und transdisziplinäre Arbeitsweise der ARL erläutert. 
Ziel ist es, die Mitglieder von Beginn an für Output- und 
Impact-Erwartungen zu sensibilisieren und bei der Pla-
nung möglicher Arbeitsergebnisse und Transferformate 
bestmöglich zu unterstützen. Hier war auch das neue Team 
Wirkungsanalyse aus der Geschäftsstelle der ARL zugegen. 
Es erläuterte das Wirkmodell vom Input bis zum Impact 
und stellte das Wirkungsmanagement innerhalb der ARL 
vor, das nun den gesamten Arbeits- und Forschungszyklus 
von Arbeitsgremien und -formaten von der Antragstellung 
bis zum formalen Abschluss und darüber hinaus umfasst 
und die Gremien entsprechend begleitet.

Es folgte eine kurze Vorstellungsrunde, in der die Mo-
tivation der Mitglieder und ihre Arbeitsschwerpunkte im 
Kontext des Arbeitskreises im Vordergrund standen. Da-
nach wurden gemeinsam konkrete Fragestellungen und 
Zielsetzungen sowie erste Ideen für mögliche Formate 
entwickelt und der Zeitplan bzw. das Arbeitsprogramm 
diskutiert. Abschließend wurden die Ergebnisse des ersten 
Tages zusammengefasst und visualisiert festgehalten. Der 
Tag endete mit einem gemeinsamen Abendessen zum wei-
teren Austausch, Kennenlernen und zur persönlichen so-
wie fachlichen Vernetzung.

Am zweiten Tag wurden die begonnenen Diskus-
sionen zu den inhaltlichen Zielsetzungen vertieft und ein 
vorläufiges Arbeitsprogramm verabschiedet sowie der 
zweite Sitzungstermin zusammen geplant. Zugleich wur-
den erste Arbeitsaufträge zur thematischen Umsetzung 
der vereinbarten fachlichen Ziele an Mitglieder vergeben. 

ENERGIELANDSCHAFTEN 
DER ZUKUNFT DURCH 
AGRI-PHOTOVOLTAIK?
Neuer Arbeitskreis der ARL
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Über die Aktivitäten und Arbeitsergebnisse des neu-
en Arbeitskreises werden wir Sie auf unserer Website unter 
„Forschung und Projektübersicht“ auf dem Laufenden hal-
ten. Bei Fragen oder Interesse können Sie sich gern mit den 
Ansprechpersonen in Verbindung setzen:

Auftakttreffen des ARL-Arbeitskreises zu Agri-Photovoltaik in den Sitzungsräumen der ARL-Geschäftsstelle in Hannover
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PRO F.  D R .  TH O M A S WE ITH
Leitung des Arbeitskreises / ILS – Institut für Landes- und 
Stadtentwicklungsforschung, Dortmund
thomas.weith@ils-forschung.de

D R .  M A R TI N A H Ü L Z 
Leitung des Referats „Wirtschaft und Mobilität“ der ARL
Tel.: +49 511 3484228
martina.huelz@arl-net.de
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Im Mai 2024 hat sich der Arbeitskreis (AK) zur klimaan-
gepassten Stadt- und Regionalentwicklung der ARL zu sei-
ner letzten Sitzung getroffen und auf die verschiedenen 
AK-Aktivitäten der letzten Jahre zurückgeblickt, um eine 
erste Bilanz zu ziehen. 

Zentrale Transferformate des Arbeitskreises
Der AK „Klimaangepasste Stadt- und Regionalentwicklung“ 
hat sich in seiner dreijährigen Laufzeit aus unterschied-
lichen Perspektiven der Raumentwicklung dem Thema 
Klimaanpassung gewidmet. Denn von Städten und Regio-
nen hängt die praktische Umsetzung übergeordneter um-
welt- und klimapolitischer Ziele ab. Für die örtlichen Ver-
waltungen ist Klimawandelanpassung eine neue Quer- 
schnittsaufgabe, die neue Fragen aufwirft, weil sie diverse 
andere umwelt- und sozialpolitische Themenfelder und 
-politiken berührt. Daraus ergeben sich für das praktische 
Verwaltungshandeln Synergien, aber eben auch Zielkon-
flikte.

Der AK hat aus seiner Arbeit heraus einige Transfer-
formate für die Fachöffentlichkeit erarbeitet. Ein erster 
Höhepunkt war die im Februar 2023 organisierte Session 
„Kommunale Klimaanpassung: zwischen Naturgefahren-
management, Gesundheitsvorsorge, sozialer Gerechtigkeit 
und Innenentwicklung“ bei der Dortmunder Konferenz 
Raum- und Planungsforschung, die der AK mit vier Beiträ-
gen aktiv mitgestaltet hat. Die Session wurde vom Leiter 
des AK PD Dr. Marco Pütz (WSL) und dem AK-Mitglied 
Andreas Vetter (Umweltbundesamt) moderiert und ge-
leitet. Im Rahmen eines Planspieles zu Hochwasser- und 
Starkregenrisiken in der Stadt Esslingen am Neckar im Juni 
2023 haben weitere Mitglieder des Arbeitskreises ihre Ex-
pertise eingebracht (Pütz/Pennekamp 2023). Und mit 
dem Lunch-Talk „Akklimatisierung – wie die lokale Anpas-
sung an den Klimawandel aussehen kann“ haben Dr. 
Barbara Warner, Prof. Dr. Hartmut Fünfgeld und Marco 
Pütz im Juni 2024 die zentralen Ergebnisse aus der ge-
meinsamen Arbeit einem breiten Publikum vorgestellt. 

Die gemeinsamen Arbeitsergebnisse wurden in der 
politische ökologie (pö) im oekom verlag veröffentlicht. 
Im pö-Band 176 mit dem Titel „Akklimatisierung – Lokale 
Anpassung an den Klimawandel“ befassen sich die AK- 
Mitglieder und zwölf weitere Auto rinnen und Autoren in 
insgesamt 15 Beiträgen mit zentralen Fragen und konkre-
ten Beispielen lokaler Klimawandel anpassung. 

Die Beiträge sind Open Access verfügbar: https://
www.oekom.de/ausgabe/akklimatisierung-80987. 

ANPASSUNG AN DEN 
KLIMAWANDEL IN STADT 
UND REGION 
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Die Klimaanpassung muss zügig umgesetzt 
werden!
Mit dem 2024 in Kraft getretenen Klimaanpassungsgesetz 
hat die Klimaanpassung in Deutschland einen verbindliche-
ren und konkreteren Rahmen bekommen. Dieser Rahmen 
sieht vorsorgende Klimawandelanpassungsstrategien von 
Bund und Ländern sowie die Entwicklung messbarer Ziele, 
Indikatoren und Maßnahmen als wesentliche Vorausset-
zung für diese Strategien an. Für den Erfolg bei der An-
passung an die Klimawandelfolgen sind jedoch besonders 
Kommunen und Regionen gefordert. Hier sind die Folgen 
des Klimawandels konkret spürbar und hier müssen spezi-
fische Lösungen gefunden und umgesetzt werden, denn 
die Kommunen sind aufgrund ihrer Selbstverwaltungs-
hoheit nicht nur Träger der Bauleitplanung, sondern auch 
für die Sicherung der Daseinsvorsorge zuständig. 

Das Klima wandelt sich jedoch schneller, als sich Kom-
munen und Regionen daran anpassen (können). Auch 
wenn viele Strategien und Maßnahmen entwickelt wurden, 
erfolgt die Anpassung viel zu langsam und die Aktivitäten 
sind noch zu wenig umfassend. Sie beschränken sich zu 
oft auf Pilotprojekte und Modellvorhaben, aber es findet 
noch keine flächendeckende Umsetzung statt.

Anpassungsaktivitäten konzentrieren sich bisher vor 
allem auf Neuplanungen. Die eigentliche Herausforderung 
ist aber die erforderliche Transformation des Siedlungs-
bestands, z.  B. in Bereichen, in denen jahrzehntealte Be-
bauungspläne gelten, bei deren Aufstellung Klimaan-
passung noch gar keine Rolle spielte. Darüber hinaus stehen 
wachsende Stadtregionen vor der Herausforderung, grüne 
und blaue Infrastrukturen zu erhalten sowie klimaange-
passt weiterzuentwickeln und zugleich den wachsenden 
Raumbedürfnissen der steigenden Bevölkerungszahl 
Rechnung zu tragen. Daher nehmen die gesellschaftlichen 
Konflikte und Polarisierungstendenzen zu sozioökono-
mischer Entwicklung und Zielen wie Wirtschaftswachstum, 
aber auch Kontroversen zu Migration, Verdichtung und er-
neuerbaren Energien und den Maßnahmen ökologischer 
Klimaanpassung in Form von Freiraumsicherung und/oder 
einer Freiraumentwicklung mit grünen und blauen Infra-
strukturen an vielen Orten an Schärfe zu. Das bekommen 
die kommunalen und raumplanerischen Akteure in den Be-
teiligungsverfahren zu Projekten und Entscheidungen zum 
Teil massiv zu spüren. Umso wichtiger ist es, die Prozesse 
der Klimaanpassung wissensbasiert und zugleich praxisnah 
zu begleiten. 

Ausblick 
Als letzte Publikation aus dem AK und dem hier zwischen 
Wissenschaft und Praxis erarbeiteten Synthesewissen be-
reiten wir daher ein Positionspapier vor, mit dem wir die im 
AK entwickelten Positionen zur Anpassung an den Klima-
wandel in Kommunen und Regionen noch einmal hand-
lungsorientiert verdichtet zur Diskussion stellen wollen. 
Das Positionspapier aus der ARL richtet sich an alle Akteure 
der Raumentwicklung, die sich mit Klimawandelanpassung 
auf lokaler und regionaler Ebene beschäftigen.

Der AK knüpfte mit seiner Arbeit an verschiedene 
Aktivitäten der ARL zum Themenfeld Klimawandel und 
Klimafolgenanpassung an, bspw. an die Arbeitsgremien, die 
sich mit dem Klimawandel als Aufgabe der Regionalpla-
nung, dem Risikomanagement in der Raumplanung, der 
Freiraumsicherung, grünen Infrastrukturen oder dem 
Hochwasserschutz und naturbasierten Lösungen sowie 
Ökosystemleistungen beschäftigt haben bzw. derzeit noch 
beschäftigen. Aktuell laufen hierzu bspw. der Internatio-
nale Arbeitskreis (IAK) „Gender- and Climate-just Cities 
and Urban Regions“ und der AK „Bundesraumordnungs-
plan Hochwasserschutz – Weiterführung in der Landes- 
und Regionalplanung“. 

Aus Sicht des Arbeitskreises stehen die notwendigen 
Transformationen hier noch am Anfang. Die Auseinander-
setzung mit dem Thema Klimaanpassung sollte daher in der 
ARL auf jeden Fall weitergeführt werden: als eigenständiges 
Thema und im Sinne der Einbindung des climate adap-
tation mainstreaming in allen raum- und flächenbezogenen 
Aktivitäten. 

Literatur
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Als europäischer Biodiversitäts-Hotspot nimmt der Alpen-
raum eine wichtige Rolle für die Umsetzung der interna-
tionalen Vereinbarungen zum Biodiversitätsschutz ein. Im 
Rahmen des Kunming-Montreal Global Biodiversity Frame-
work (GBF) haben sich die Vertragsparteien verpflichtet, 
den sog. „Biodiversity Plan“ mit Zwischenzielen bis 2030 
bzw. 2050 umzusetzen. Dazu gehört auch die bekannte 
Zielsetzung, bis 2030 mindestens 30 Prozent der Land-, 
Binnengewässer-, Meeres- und Küstenökosysteme effektiv 
zu schützen bzw. wiederherzustellen. Die slowenische Prä-
sidentschaft der Alpenkonvention (2023 bis 2024) hat nun 
im Rahmen einer „Alpine Biodiversity Conference“ einen 

Prozess zur Erstellung eines Policy Briefs angestoßen, der 
sich mit der spezifischen Umsetzung der internationalen 
Vereinbarungen zum Biodiversitätsschutz im Alpenraum im 
Einklang mit den Vorgaben der Alpenkonvention befassen 
soll. 

Die besagte Biodiversitäts-Konferenz fand im Juni 
2024 in Kranjska Gora (SLO) in Verbindung mit dem Fo-
rum Alpinum 2024, einer alpenweiten wissenschaftlichen 
Konferenz mit dem Titel „The Alps – a Refuge of Bio- and 
Geodiversity!?“, statt. In der Überzeugung, dass neben na-
turschutzfachlichen Anliegen auch raumplanerische Instru-
mente eine zentrale Rolle für die Erreichung dieser Ziele 

RAUMPLANUNG FÜR ALPINE 
BIODIVERSITÄT
Die EWG AlpPlan der ARL bringt Raumplanungsthemen auf die 
Agenda der Alpine Biodiversity Conference und des Forums Alpinum 
2024 

Während der Session „Prospects and limitations of spatial planning in addressing challenges for bio- and geodiversity“ unter Leitung von Hubert 
Job
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spielen, hat sich die ARL European Working Group (EWG) 
„AlpPlan – alpine spatial planning network“ bei beiden Ver-
anstaltungen mit Input-Vorträgen und der Ausrichtung 
einer thematischen Session eingebracht. Die Session zu 
„Prospects and limitations of spatial planning in addressing 
challenges for bio- and geodiversity“ unter der Leitung von 
EWG-Chairperson Hubert Job beinhaltete Präsentationen 
der EWG-Mitglieder Ahmed Shams, Luisa Pedrazzini, 
Kerstin Ströbel und Constantin Meyer, dessen Vortrag auf 
einen gemeinsamen Beitrag mit Marco Pütz, Arthur 
Schindelegger und Hubert Job zurückging. Neben dem 
Austausch mit der wissenschaftlichen Community – Veran-
stalter des Forums Alpinum ist ISCAR (International Scien-
tific Committee on Research in the Alps) – bekräftigte die 
EWG AlpPlan damit erneut ihre enge Zusammenarbeit mit 
den Arbeitsgremien der Alpenkonvention. Zugleich wurde 
auf die Kooperation mit dem aktuell laufenden Interreg 
Alpine Space Projekt „PlanToConnect – Mainstreaming 
ecological connectivity in spatial planning systems of the 
Alpine Space“ hingewiesen, das Analysen und Empfeh-
lungen dazu erarbeitet, wie der ökologische Verbund in den 
Raumplanungssystemen der Alpenstaaten kohärenter be-
rücksichtigt werden kann.

Ansprechpersonen in der ARL

CO N S TA NTI N M E Y E R
Geschäftsführer der ARL European Working Group AlpPlan
Tel +49 511 34842 65 
constantin.meyer@arl-net.de 

PRO F.  D R .  A N D R E A S K LE E
Leitung der Zentralabteilung und Vertretung der Generalsekretärin 
der ARL
Tel +49 511 34842 39
andreas.klee@arl-net.de 
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GLEICHWERTIGE LEBENS VERHÄLTNISSE 
IMPLEMENTIEREN
Empfehlungen für die Raumordnung der drei 
mitteldeutschen Länder Sachsen, Sachsen-Anhalt 
und Thüringen

Die nachhaltige Raumentwicklung im Sinne des Raumord-
nungsrechts strebt den Zustand einer dauerhaft großräu-
mig ausgewogenen Ordnung mit gleichwertigen Lebens-
verhältnissen in den Teilräumen an (§ 1 Abs. 2 ROG). Mit 
der räumlichen Bezugsgröße der Teilräume ist die Länder- 
ebene adressiert. Im vorliegenden Positionspapier richtet 
sich der Blick auf Sachsen, Sachsen-Anhalt und Thüringen. 
Ein bedeutendes raumordnerisches Handlungsfeld und 
prägend für die Lebensverhältnisse vor Ort ist zuvörderst 
die Daseinsvorsorge. Es gilt, die Herausforderungen und 
Konsequenzen für diesen Belang aufzuzeigen. Dabei stehen 
die Definition von Mindeststandards, die Rolle der Mittel-
zentren und die Digitalisierungsinfrastruktur für die Her-
stellung gleichwertiger Lebensverhältnisse im Fokus. An-
gesichts der wachsenden Bedeutung räumlich eingesetzter 
Fördermittel ist zudem deren Verwendung in den vorge-
nannten Feldern einzubeziehen und zu würdigen. Der erar-
beitete Katalog an Vorschlägen soll der Raumentwicklung 
insbesondere bei der Aufstellung und Fortschreibung von 
Raumordnungsplänen neue Grundlagen und Anregungen 
in Bezug auf das Postulat der Herstellung gleichwertiger 
Lebensverhältnisse bieten.

NEUERSCHEINUNGEN
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Das Präsidium der ARL kam zu seiner zweiten Präsenzsit-
zung 2024 in Mannheim zusammen. Der Oberbürgermeis-
ter der Stadt Mannheim, Christian Specht, begrüßte die 
Präsidiumsmitglieder im Rathaus der Stadt. Gemeinsam 
wurden die aktuellen Herausforderungen deutscher Groß-
städte erörtert und Fragen identifiziert, mit denen sich die 
ARL künftig verstärkt befassen kann, auch um ihr Netzwerk 
auf der kommunalen Ebene zu erweitern.

Mannheim, mit rund 320.000 Einwohnerinnen und 
Einwohnern zweitgrößte Stadt Baden-Württembergs und 
im Herzen der Rhein-Neckar-Region gelegen, bot sich für 
eine Reflexion aktueller politischer und planerischer The-
men auf der kommunalen Ebene geradezu an. Die Heraus-
forderungen, die die deutschen Städte bei der Aufnahme 
und Integration geflüchteter Menschen derzeit zu bewäl-
tigen haben, zeigen sich hier besonders deutlich. Mann-

PRÄSIDIUM DER ARL IN 
MANNHEIM
Austausch mit Oberbürgermeister Christian Specht

Präsidiumssitzung in Mannheim; v. l. n. r.: ARL-Präsident Axel Priebs, Vizepräsidentin Annette Spellerberg, Oberbürgermeister Christian Specht, 
Vizepräsidentin Susan Grotefels und kommissarischer Leiter der ARL-Geschäftsstelle Andreas Klee

©
 A

RL



99 AU S D ER A R L

heim hat einen vergleichsweise hohen Anteil an Einwoh-
nerinnen und Einwohnern sowohl mit nicht-deutscher 
Staatsbürgerschaft als auch mit Migrationshintergrund. 
Die zu erbringenden Leistungen sind gewaltig, die langjäh-
rige Erfahrung und gute Praxis bei der Integration Geflüch-
teter helfen dabei aber enorm. Christian Specht, der seit 
2010 auch Akademiemitglied ist, ging auch auf die aktuel-
len wirtschaftlichen und wirtschaftspolitischen Rahmen-
bedingungen ein, die Mannheim mit einem relativ hohen 
Anteil (über 25 %) an Beschäftigten im sekundären Sektor 
besonders betreffen. Die hohen Energiekosten und der 
Mangel an qualifizierten Arbeitskräften stellen die ansässi-
gen Unternehmen vor große Probleme mit entsprechen-
dem Handlungsdruck. Mit dem Präsidium der ARL wurde 
diskutiert, wie Kommunalpolitik, aber auch Stadt- und Re-
gionalplanung die Standortbedingungen für die ansässigen 
Unternehmen sichern oder verbessern kann. Dabei ging es 
auch um die „Zukunft“ des großen Kohlekraftwerks im 
Süden der Stadt.

Sowohl das Präsidium der ARL als auch Oberbürger-
meister Christian Specht betonten den Wert eines fachli-
chen Netzwerks wie der ARL. Christian Specht machte 
deutlich, dass der dadurch ermöglichte Erfahrungsaus-
tausch und die Reflexion der Arbeit „vor Ort“ mit wissen-
schaftlichen Erkenntnissen von sehr großem Wert sei – ein 
großer Ansporn für die weitere Netzwerkarbeit der ARL 
in den Städten und Regionen.

PRO F.  D R .  A N D R E A S K LE E
Leitung der Zentralabteilung und Vertretung der Generalsekretärin 
der ARL 
Tel. +49 511 34842 39
andreas.klee@arl-net.de
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Die „Verkehrswende“ ist in aller Munde, doch ihre Reali-
sierung ist komplex und vielschichtig und eben nicht nur 
eine Frage der Antriebsart. Schließlich ist die Art, wie Men-
schen mobil sind, sehr voraussetzungsvoll und hängt so-
wohl vom Angebot und der Wahl der Verkehrsmittel als 
auch von der Erreichbarkeit zentraler Angebote der Da-
seinsvorsorge, der Preisgestaltung und anderen sozialen 
Faktoren ab.

Das ARL-Forum Südost (bisher: LAG Sachsen/
Sachsen- Anhalt/Thüringen) begrüßte am 21. März 2024 
knapp 50 Teilnehmende in den Räumlichkeiten der Fach-
hochschule Erfurt, um diese Aspekte gemeinsam zu disku-
tieren. Für einen hochwertigen Input sorgten vier Referie-
rende aus Wissenschaft und Praxis mit unterschiedlichen 
Zugängen zum Thema:

 > Den Beginn machte Prof. Dr. Joachim Scheiner (TU 
Dortmund) mit einem grundsätzlichen Überblick zum 
Zusammenhang von Mobilität, Erreichbarkeit und so-
zialer Teilhabe. Es sei zu unterscheiden zwischen dem 
Wunsch und Bedarf, mobil zu sein und einer grund-
legenden Erreichbarkeit und Möglichkeit zur Teilhabe – 
gerade auch als Vorsorgeprinzip in strukturschwächeren 
Räumen. Die insgesamt hohe Rate an Mobilität zeige die 
Notwendigkeit, ungünstige Raumstrukturen oder feh-
lende Angebote durch viel Aufwand zu kompensieren. 
Dabei sichern kleinräumige Erreichbarkeiten mit ver-
gleichsweise wenig Mobilitätsaufwand Teilhabe auch für 
soziale Gruppen, die von Exklusion bedroht sind.

ERREICHBARKEIT 
GEWÄHRLEISTEN – 
TEILHABE SICHERN 
Vier Perspektiven auf Mobilität in Mitteldeutschland: Die gelungene 
Frühjahrstagung des ARL-Forums Südost an der FH Erfurt

Clemens Ortmann, Leiter des ARL-Forums Sachsen/Sachsen-Anhalt/Thüringen (links stehend), stellt Constantin Pitzen (rechts stehend) vor
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 > Prof. Dr. Matthias Gather (FH Erfurt) schloss direkt an 
und fokussierte anhand empirischer Daten und Karten 
die Erreichbarkeiten und Mobilitätsangebote für die 
drei Länder Sachsen, Sachsen-Anhalt und Thüringen. 
Es zeigte sich, dass diese sehr differenziert zu bewerten 
sind. Werden allgemeine Erreichbarkeitsstandards an-
gelegt, weist bspw. in Thüringen fast die Hälfte der Ge-
meinden einen hohen Handlungsbedarf bei Mobilitäts-
angeboten des Öffentlichen Verkehrs (ÖV) auf. 
Demgegenüber sind die Zufriedenheitswerte zu Erreich-
barkeiten mit dem ÖV in Umfragen deutlich besser, als 
zu erwarten gewesen wäre. Die dezentralen Siedlungs-
strukturen bieten für bessere Erreichbarkeiten mit ÖV 
gute Voraussetzungen, auch wenn der Pkw-Verkehr bis-
lang Vorteile aufweist und eine teilhabeorientierte Ver-
kehrswende auf dem Lande noch aussteht. Potenziale 
wie die Erzeugung erneuerbarer Energien in ländlichen 
Räumen für die stärkere Nutzung von E-Mobilität und 
Innovationen wie das Deutschlandticket sollten für eine 
Stärkung des ÖV in der Fläche genutzt werden.

 > Die Teilhabeorientierung mittels der Preisgestaltung 
rückte anschließend Prof. Dr. Claudia Hille (Hochschule 
Karlsruhe) in den Mittelpunkt. Vor der kurzzeitigen Ein-
führung des 9-Euro-Tickets im Frühjahr 2022 konnten 
sich zehn Prozent der einkommensschwachen Bevölke-
rungsgruppen in Deutschland keine regelmäßige Nut-
zung des ÖV leisten. Eine von ihr in Erfurt durchgeführ-
te Studie konnte nachweisen, dass sich das Mobilitäts- 
verhalten dieser Gruppen durch das kostengünstige 
Angebot deutlich veränderte. Die Lebensqualität dieser 
Menschen verbesserte sich durch die Möglichkeit, klei-
nere Ausflüge, Arztbesuche oder andere Leistungen der 
Daseinsvorsorge leichter nutzen zu können. Insbeson-
dere für urban gut angebundene Räume haben sich da-
her deutliche Teilhabeverbesserungen für einkommens-
schwache Gruppen ergeben, die sich aber weder in 
dieser Form auf ländliche Räume übertragen lassen 
noch mit dem heutigen 49-Euro-Ticket in gleicher Weise 
fortbestehen. Ein bundesweit einheitliches Sozialticket 
wäre hier ein wichtiges Instrument.

 > Abschließend stellte Dipl.-Ing. Constantin Pitzen das 
Konzept des Integralen Taktfahrplans für Thüringen vor. 
Durch die aktuelle Entwicklung und Umsetzung dieses 
Konzeptes werden Buslinien an wichtigen Orten ver-
knüpft und entsprechend getaktet. Dies soll es in Zu-
kunft ermöglichen, den Busverkehr so zu gestalten, dass 
weniger Wartezeiten beim Umsteigen zwischen einzel-
nen Verbindungen, auch zwischen Bus und Bahn, ent-
stehen. Über Landkreisgrenzen hinweg sollen Verbin-
dungen zeiteffizient funktionieren und mit weniger 
Fahrten insgesamt eine deutlich bessere Abdeckung er-
möglichen. Dies spare Kosten und erhöhe die Nutzungs-
qualität, erfordere allerdings logistisch einen System-
wechsel. Hierzu gehöre Mut, denn Einzellösungen zum 
Beispiel bei der Schülerbeförderung passen dann nicht 
mehr in das System. 

Im Anschluss an die vier Vorträge wurden die auf-
geworfenen Themen in den Diskussionsforen „Ver-
kehrskonzepte“ und „Mobilität und Teilhabe“ mit allen 
Teilnehmenden vertieft.

Mehr zum ARL-Forum Südost: https://www.arl-net.
de/projekte/lag-s-sa-th 

D R .  S E B A S TI A N K R ÄT Z I G
Leitung des Referats „Räumliche Planung und Politik“ der ARL
Tel. +49 511 34842 52
sebastian.kraetzig@arl-net.de



102 AU S D ER A R L  

Die Verkehrs- und Mobilitätswende ist erklärtes politisches 
Ziel und angesichts der Auswirkungen der Klimakrise eine 
Notwendigkeit nachhaltiger Raumentwicklung. Doch wie 
gestaltet sich die Verkehrs- und Mobilitätswende in der 
Praxis? Das ARL-Forum Nordwest lud zur öffentlichen 
Fachveranstaltung „Verkehrswende im Zentrum – urbane 
Mobilität zwischen Mythos und Wirklichkeit“ am 21. Juni 
2024 nach Hamburg-Harburg in die Räumlichkeiten der 
Hamburger Sparkasse ein. Dabei wurde die Perspektive 
über den Verkehrssektor hinaus auf den gesellschaftlichen 
Kontext, also z. B. auf Verkehrsverhalten, soziale Teilhabe 
und Raumnutzung, im Sinne einer umfassenden Mobilitäts-
wende erweitert.

Aus verkehrswissenschaftlicher, stadtplanerischer, 
ökonomischer und gesellschaftlicher Sicht wurden die zen-
tralen Herausforderungen und planerischen Möglichkeiten 
der Verkehrs- und Mobilitätswende im urbanen Kontext 
kontrovers diskutiert. Trotz einer grundsätzlichen Einig- 
keit der Teilnehmenden darüber, dass dringender Hand-
lungsbedarf besteht, wurden immer wieder strukturelle 
Hürden und konkrete Konflikte deutlich. 

Die Verkehrs- und Mobilitätswende darf nicht nur auf 
Klimaschutz und -anpassung reduziert werden. Es geht 
auch um die Schaffung von Aufenthaltsqualitäten in öffent-
lichen Räumen, die vormals primär dem Verkehr dienten, 
sowie um soziale Teilhabe in den laufenden Transforma-
tionsprozessen. Verkehr lässt sich nicht getrennt betrach-

VERKEHRSWENDE IM ZENTRUM 
Frühjahrstagung des ARL-Forums Nordwest diskutiert urbane 
Mobilität zwischen Mythos und Wirklichkeit

Dr. Stephan Löb (Niedersächsisches Ministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz) eröffnet die Fachveranstaltung
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ten, sondern muss Mobilität unter Einbezug von Verhal-
tensmustern und Lebensweisen mit in den Blick nehmen 
und verändern. Anke Koller (Freie und Hansestadt Ham-
burg, Behörde für Verkehr und Mobilitätswende) präsen-
tierte dazu ihren Erfahrungsbericht aus der Planungspraxis 
und berichtete in ihrem Beitrag „Auf dem Weg zur auto-
armen Innenstadt“, wie dieses Vorhaben angegangen und 
umgesetzt wird.

Heiner Schote (Handelskammer Hamburg) schloss 
mit einer wirtschaftlichen Perspektive zum Thema „Han-
deln für die Metropole der Zukunft“ an und erläuterte, wie 
viel privatwirtschaftliches Engagement in die Umgestaltung 
qualitätsvoller und verkehrsarmer Räume in der Hanse-
stadt fließt. 

Prof. Dr. Carsten Gertz (TU Hamburg, Institut für 
Verkehrsplanung und Logistik) zeigte anhand von plane-
rischen Konzepten wie der Stadt der kurzen Wege, dass die 
Verkehrs- und Mobilitätswende ein ebenso klassisches wie 
hochaktuelles Thema ist. Es gehe u.  a. darum, den Ver-
kehrssaufwand zu reduzieren, den eine autogerechte 
Stadt durch größere Entfernungen und ein entsprechen-
des Verkehrsverhalten fördere. Er betrachtete die Mobi-
litätswende im Spannungsfeld zwischen expansiver Ver-

kehrsentwicklung und kommunalen Handlungsoptionen 
(vgl. hierzu auch den Kommentar „Die Mobilitätswende“ 
auf S. 105-108). Im Anschluss an die drei Inputs wurden 
vor allem Ansätze zur Neustrukturierung der Flächennut-
zung über mehr Mischnutzung, kompaktere Strukturen 
und höhere Aufenthaltsqualitäten diskutiert.

Im Austausch wurde deutlich, dass es keine One-size-
fits-all-Lösung gibt und es unterschiedlicher Nutzungs-
mischungen des privaten und öffentlichen Verkehrs je nach 
Raumkategorie bedarf. In ländlichen Räumen bleibt der 
PKW weiter bedeutend, während in einem städtischen 
15-Minuten-Quartier der nicht-motorisierte Verkehr domi-
nieren könnte. Insgesamt braucht es eine starke Reduktion 
privater PKWs und des damit verbundenen, systemisch ho-
hen Flächenverbrauchs. Garant für das Gelingen der Ver-
kehrswende und eines Mobilitätswandels ist aus Sicht des 
Einzelhandels, alle Verkehrsträger mitzudenken und in die 
Mobilitätskonzepte einzubeziehen. Michael Reink (Han-
delsverband Deutschland – HDE e.  V.) stellte hierzu die 
„Effekte von Verkehrsmaßnamen auf den Einzelhandel“ 
vor. Eine zentrale Erkenntnis war, dass der motorisierte In-
dividualverkehr (MIV) nicht pauschal aus den Innenstädten 
verbannt werden sollte, sondern vielmehr neu geordnet 

Die Exkursionsteilnehmenden im Museumshafen Harburg vor dem KulturKran
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und mit anderen Verkehrsmitteln besser vernetzt werden 
müsse. Die freiwerdenden Flächen und öffentlichen Räume 
könnten dann für mehr Aufenthaltsqualität und Maßnah-
men zur Klimaanpassung, aber auch für attraktivere Bedin-
gungen für den Rad- und Fußverkehr genutzt und entspre-
chend umgestaltet werden. 

Eine bewährte und kostengünstige Lösung stellt 
bspw. das Carsharing dar, wodurch die Anzahl privater 
PKWs erheblich reduziert werden könnte. Dies würde zu 
einer Reduktion der allgemeinen Verkehrslast führen, die 
Nutzung nachhaltigerer Verkehrsträger fördern und zu-
gleich neue Nutzungen der freiwerdenden Verkehrsflä- 
chen ermöglichen. Auch die verstärkte Nutzung elektri-
scher Flotten könnte maßgeblich zu einer Reduktion von 
Emissionen beitragen und würde somit einen wesentlichen 
Faktor im Kontext der Verkehrs- und Mobilitätswende dar-
stellen. Mittels einer integrierten Stadt- und Verkehrspla-
nung könnten Mobility Hubs und Micro Hubs zu einer 
Veränderung des individuellen Mobilitätsverhaltens sowie 
einer Neugestaltung städtischer Lieferverkehre beitragen. 

Die Integration digitaler Angebote in die Verkehrs-
steuerung ermöglicht eine intelligente Lenkung des Ver-
kehrs und trägt somit zur Umsetzung von Smart-City- 
Konzepten bei. Die Förderung von attraktiven Angeboten 
an Mobilitätsstationen könnte in diesem Kontext zu einer 
„Stadt der kurzen Wege“ beitragen. Neben der Schaffung 
attraktiver Alternativen zum Individualverkehr erscheinen 
neben diesen Pull-Maßnahmen, die das Angebot verbes-
sern, auch Push-Maßnahmen, wie bspw. Geschwindigkeits-
begrenzungen oder eine Preisgestaltung, die nicht-nach-
haltige Verkehrsnutzungen nicht länger begünstigt, erfor- 
derlich, um individuelle Gewohnheiten und Egoismen zu 
überwinden und gesellschaftliche Ziele im Sinne des Ge-
meinwohls zu erreichen.

In der abschließenden Fishbowl-Diskussion „Sind wir 
auf dem richtigen Weg? – Die Verkehrs- und Mobilitäts-
wende im Realitätscheck“, moderiert von Dr. Gesa Matthes 
(HafenCity Hamburg GmbH), gingen die Teilnehmenden 
der Frage nach, inwieweit die bereits definierten Ziele für 
eine Veränderung der Mobilität und des Verkehrs richtig 
gesetzt sind und erörterten, wer von einer Wende profi-
tiert und wer nicht. 

Zusammenfassend lässt sich festhalten, dass die Ver-
kehrs- und Mobilitätswende sowohl einen städtebaulichen 
und verkehrsplanerischen als auch gesellschaftlichen Um-
bau erfordert. Dies kann nur schrittweise erfolgen. Zudem 
müssen Planung sowie Umsetzung transparent gestaltet 
werden und durch aktive Kommunikation und Dialog mit 
Beteiligten und Betroffenen unterstützt werden. 

Wie städtische Transformation in der Praxis aussieht, 
konnten die Teilnehmenden abschließend im Rahmen einer 
Exkursion durch Hamburg-Harburg, geführt von Heiner 
Schote, erleben.

M O R IT Z B E H R E N S
Mitarbeiter in der Geschäftsstelle der ARL 
moritz.behrens@arl-net.de

D R .  LE N A G R E I N K E
Geschäftsführung des ARL-Forums Nordwest / Leibniz Universität 
Hannover 
Tel. +49 511 762 3176  
greinke@umwelt.uni-hannover.de

D R .  M A R TI N SO N D E R M A N N
Leitung des Referats „Gesellschaft und Kultur“ der ARL 
Tel. +49 511 34842 23  
martin.sondermann@arl-net.de
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Die Begriffe Verkehrs- bzw. Mobilitätswende sind in den 
Medien und Fachdiskussionen inzwischen recht präsent, es 
bleibt aber häufig unklar, was genau darunter verstanden 
wird. Bekannt ist oftmals die Definition der Agora Ver-
kehrswende (2017) mit ihrer Differenzierung zwischen 
Mobilitätswende (Senkung des Endenergieverbrauchs 
ohne Einschränkungen der Mobilität) und Verkehrswende 
(Zusammenspiel von Mobilitätswende und Energiewende 
als Grundlage für Klimaneutralität). Darüber hinaus gibt es 
eine Vielzahl von individuellen Erwartungen und Ansichten, 
was eine Verkehrs- und Mobilitätswende ausmacht. Im Mit-
telpunkt steht in der Regel der Klimaschutz. Für die Ver-
kehrsplanung gibt es aber eine Reihe von weiteren Zielen 
auf kommunaler Ebene, die mit der Mobilitätswende vor 
Ort verbunden werden. Dazu gehören die Minimierung 
der lokalen Emissionen (Luftschadstoffe, Lärm), die Erhö-
hung der Verkehrssicherheit (Vision Zero), soziale Teil-
habe, Reduzierung des Flächenverbrauchs und der Trenn-
wirkungen durch verkehrliche Infrastruktur, Steigerung der 
Aufenthaltsqualität und Klimaanpassung. Aus Sicht der 
räumlichen Planung verbindet sich mit der Mobilitäts-
wende die Hoffnung auf den Abschied von den bisher auto-
gerechten Städten und Siedlungsstrukturen.

Die Herausforderungen der Mobilitätswende
Im Sinne der Verkehrs- und Mobilitätswende wurde ange-
sichts weiterhin steigender Fahrleistungen und eines un-
vermindert wachsenden Pkw-Bestandes (Flämig/Gertz/
Mühlhausen 2023) jedoch noch nicht viel erreicht. Es ist 
aber festzuhalten, dass in dem Themenfeld eine große 
Dynamik herrscht. Die Transformation der Antriebstechnik 
ist eingeleitet und es werden zumindest in Großstädten 
neue Angebotsformen (on demand, Sharing) ausgebaut. 
Zugleich findet punktuell eine Umgestaltung von Straßen 
mit einer Neuaufteilung der Verkehrsflächen statt und 
mit dem Deutschlandticket wurde eine grundlegende Re-
form der Tarifstrukturen im öffentlichen Nahverkehr einge-
leitet. 

Viele der derzeit umgesetzten Maßnahmen tragen zu 
einer Verbesserung im Sinne von Komfort, Sicherheit und 
Teilhabe bei. Erforderlich ist jedoch eine wesentlich um-
fassendere Transformation. So forderte der Wissenschaft-

liche Beirat der Bundesregierung Globale Umweltverän-
derungen (WBGU) bereits 2011 einen nachhaltigen 
Umbau von Wirtschaft und Gesellschaft mit der Anpassung 
von Konsummustern und Lebensstilen, um sich an den 
künftigen Anforderungen zu orientieren und die Treibhaus-
gasemissionen deutlich zu reduzieren (WBGU 2011). Die 
verschiedenen Szenarienstudien zur Erreichung der Klima-
schutzziele im Verkehr zeigen, dass umfassende Maßnah-
menbündel erforderlich sind, die sowohl eine Umstellung 
der Antriebstechnik als auch Verhaltensänderungen kom-
binieren müssen (UBA 2024). 

Diese Herausforderungen beinhalten das Risiko der 
Überforderung gerade auf lokaler Ebene. Es ist daher not-
wendig, sich zu vergegenwärtigen, in welcher Phase wir uns 
gerade befinden und wie sich damit einhergehend der 
Handlungsdruck, aber auch die vorhandenen Chancen 
grundlegend verändert haben. Die erste Kritik an der auto-
orientierten Entwicklung der Nachkriegszeit begann Ende 
der sechziger Jahre und führte in den 1970er Jahren als 
erstes zur Einrichtung von Fußgängerzonen in den Innen-
städten, was sich in den 1980er Jahren mit Verkehrsberuhi-
gung in Wohngebieten fortsetzte. Ab den 1990er Jahren 
wurde dann die Stadt der kurzen Wege als umfassender 
Lösungsansatz diskutiert, was mit mehr Innenentwicklung 
in der Stadtplanung einherging. Parallel dazu gab es einen 
kontinuierlichen Fokus auf die Verbesserung des öffent-
lichen Verkehrs und in den letzten 20 Jahren eine Aufwer-
tung der Radverkehrsinfrastruktur. Was sich im Laufe der 
vergangenen Jahrzehnte gleichwohl kaum verändert hat, 
ist die starke Dominanz des motorisierten Individualver-
kehrs (MIV). Mit der auf einzelne Teilthemen fokussierten 
Verkehrspolitik wurden in der Vergangenheit somit durch-
aus Verbesserungen für den Umweltverbund (Fuß- und 
Radverkehr, öffentlicher Verkehr) erreicht, einen wesent-
lichen Beitrag zur Reduzierung der Treibhausgase im Ver-
kehrssektor gab es damit jedoch nicht. 

Dies führt aktuell zu einem sehr viel umfassenderen 
Handlungsdruck, um die Klimaziele zu erreichen. Die Rolle 
der Kommunen beim Klimaschutz wird dabei auch kritisch 
diskutiert. Holz-Rau/Wachter/Feiertag et al. (2022) argu-
mentieren, dass ein umfassender Prozess wie die Mobili-
tätswende Optimismus erfordere, aber auch Realismus, 

DIE MOBILITÄTSWENDE 
Im Spannungsfeld zwischen expansiver Verkehrsentwicklung und 
kommunalen Handlungsoptionen
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wobei ein unbegründeter Optimismus lähme: „Es reicht 
nicht, wenn über (fast) allen Verkehrsprogrammen die 
Begriffe ‚Klimaschutz‘ oder ‚Mobilitätswende‘ stehen, die 
Bereitschaft zu den notwendigen Einschränkungen aber 
nicht besteht“ (a.  a.  O.: 20). Die expansive Verkehrsent-
wicklung lasse aber wenig Veränderungen erkennen, und 
die verkehrsplanerischen Optionen auf kommunaler Ebene 
würden eher anderen Zielen dienen, aber nicht die ent-
scheidenden Beiträge zum Klimaschutz leisten, die eher 
auf der Bundesebene verortet seien (ebd.). Dieser Befund 
führt zum Thema der in der politischen und Fachdiskus- 
sion immer wieder zu kurz kommenden Verkehrsexpan-
sion. Haben wir angesichts einer anhaltenden expansi- 
ven Verkehrsentwicklung überhaupt erfolgversprechende 
Handlungsoptionen? 

Zum Umgang mit Verkehrsexpansion
Hier lohnt ein Blick auf den in der Fachwelt in Vergessen-
heit geratenen Erklärungsansatz von Gerd W. Heinze 
(1979, 1992). Heinze (1979) hat den Systemtrend 
„Verkehrswachstum“ als ein Verknüpfungsergebnis von 
Wirkungsmechanismen beschrieben. Das gilt auf zeitlich- 

räumlicher, psychologischer, sozialer, finanzieller und poli-
tischer Betrachtungsebene der Mikroebene der Akteure 
sowie als Ausdruck dynamischen Systemverhaltens einer 
auf wirtschaftliches Wachstum ausgerichteten Gesell-
schaft mit starker Autoindustrie auf der Makroebene. 
Grundgedanke ist, dass erleichterte Kommunikation (und 
damit Mobilität) die Komplexität des Gesamtsystems er-
höht und zu induziertem Neuverkehr führt. Heinze betont 
(ebd.), dass es wichtig sei, zu erkennen, dass alle Maß-
nahmen, durch die innerhalb und außerhalb des Verkehrs-
systems die Benutzbarkeit und die Benutzung des Ver-
kehrssystems erleichtert würden, Kapazitätserweiterun- 
gen darstellen (auch wenn es nur dem Komfort diene). Auf 
der Nachfrageseite stünden dem wiederum keine brem-
senden Faktoren gegenüber, da die Verhaltensträgheit des 
Menschen, der Herausforderungscharakter von Restrik-
tionen und die Komplexität eines lernfähigen Systems 
Wesensmerkmale eines sich tendenziell ausweitenden Ge-
samtsystems seien. Es ergebe sich somit eine kontinuier-
liche Zunahme des Interaktionsvolumens, ohne dass damit 
aber entschieden sei, wie sich das Systemwachstum auf 
unterschiedliche Verkehrsmittel verteile (Abb. 1). Die Ge-

Abb. 1: Erklärungsansatz von G. W. 
Heinze zu den Gestaltungsoptionen 
bei Verkehrswachstum als Gesamtheit 
aller Raumüberwindungsvorgänge 
(Heinze 1992: 12)
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staltungsspielräume sah Heinze (1992) darin, physisches 
Verkehrswachstum durch Binnenverkehrsräume und Tele-
kommunikation zu entschärfen sowie den Stadt-Land- 
Verbund neu zu denken. 

Als Schlussfolgerung ergibt sich, dass eine Steue- 
rung auf der kommunalen Ebene im Zusammenspiel mit 
der Stadtentwicklung bei einem langfristigen Blick auf die 
Systemzusammenhänge ein notwendiger Ansatzpunkt ist. 
Insofern ist das Spannungsfeld zwischen einer Verkehrs-
expansion einerseits und dem Leitbild einer Stadt der 
kurzen Wege bzw. 15-Minuten-Stadt (Gertz/Werner 2022) 
kein genereller Widerspruch.

Darüber hinaus argumentiert Heinze, dass das 
System bei zu großem Verkehrswachstum auf ein neues 
Niveau höherer Struktur springe, indem es sich als hoch-
komplexes, lernfähiges System neu organisiere und somit 
selbst steuere: „Auch unsere Großstädte von morgen wer-
den wieder den Verkehr haben, den sie gerade noch bewäl-
tigen können“ (Heinze/Kill 1994: 10). Die Fußgängerstadt 
des Mittelalters, die ÖPNV-Systeme der Industriestadt der 
Jahrhundertwende und die autogerechte Stadt waren rela-
tiv stabile Strukturen, die jeweils lange Übergangsphasen 
hatten, die durch die Kombination von neuen Technologien 
und gesellschaftlichen Veränderungsprozessen geprägt 
waren. 

Mutmaßlich befinden wir uns gerade in einer solchen 
Übergangsphase von einer fossilen, nicht nachhaltigen Ent-
wicklung in eine postfossile Welt, die an Anforderungen, 
aber auch an Chancen bislang ohne Beispiel ist. Es über-
lagern sich Antriebswende, Klimaanpassung, Digitalisie-
rung und künftige Automatisierung im Verkehr. 

Die Zahl der Wege pro Person und Tag sowie das 
Reisezeitbudget haben sich über viele Jahrzehnte als ver-
hältnismäßig konstant erwiesen. Die beiden am Ende ent-
scheidenden und langanhaltenden Wachstumstrends sind 
die Zunahme des Verkehrsaufwands sowie das Wachstum 
des Pkw-Bestandes. 

Konsequenzen für das Entfernungswachstum
Das Entfernungswachstum lässt sich vermutlich nur ab-
bremsen, aber nicht gänzlich stoppen. Auch bei einem 
anhaltenden Wachstum des Raumüberwindungsbedarfs 
bleibt jedoch dessen Ausgestaltung möglich. Vorausset-
zung für eine zielgerichtete Gestaltung sind die richtigen 
stadtplanerischen Weichenstellungen. Die räumliche Pla-
nung muss die Voraussetzungen für kurze Wege im Alltag 
schaffen. Dies betrifft sowohl die städtische Ebene als 
auch ein Neudenken der regionalen Zusammenhänge im 
Sinne eines Stadt-Land-Verbundes. Nach Jahren der Reur-
banisierung gilt es aktuell, ein Zurück zur klassischen, durch 
Autoabhängigkeit geprägten Suburbanisierung, getrieben 
durch Homeoffice und Engpässe auf dem städtischen 
Wohnungsmarkt, zu vermeiden. Erforderlich ist es, den 
nach wie vor bestehenden Raumüberwindungsbedarf weit-
gehend auf den öffentlichen Verkehr zu konzentrieren und 
darüber hinaus bei geplanten Infrastrukturerweiterungen 
(z.  B. Autobahnprojekten) den verkehrsinduzierenden 
Effekt der erst durch das Projekt ausgelösten Neuverkehre 

umfassender als bisher in die Planung einzubeziehen. Dies 
bedeutet, dass der Klimaschutz bei der Bewertung von 
neuer Verkehrsinfrastruktur einen höheren Stellenwert 
bekommt und damit auch auf Projekte verzichtet wird, die 
einen starken verkehrsinduzierenden Effekt haben. 

Konsequenzen für das Wachstum des 
Fahrzeugbestands
Die derzeit laufende Antriebswende geht bislang zu wenig 
einher mit der Frage, ob dies gleichzeitig auch für eine 
Reduzierung der Anzahl der Pkw genutzt werden kann. Der 
sich abzeichnende grundlegende Umbruch beim Pkw 
bietet entsprechende Chancen, da neue Strukturen ent-
stehen (Leihsysteme, Antriebswende, Automatisierung). 
Hier fehlen bislang jedoch die entsprechenden Prioritäten 
auf kommunaler Ebene für Carsharing und automatisierte 
On-Demand-Flotten. Die großen technisch ausgerichte- 
ten Transformationsprozesse einer Antriebswende und zu-
künftig der Einführung des automatisierten/autonomen 
Fahrens (zu den Chancen und Risiken: FGSV 2020) müssen 
konsequent genutzt werden, um die Fahrzeugflotte insge-
samt zu reduzieren, indem Fahrzeuge geteilt bzw. gemein-
sam genutzt werden.

Die Umgestaltung des Verkehrssystems bleibt eine 
große Aufgabe, erfordert aber weiterhin auch viele kleine 
Schritte. Es besteht ein grundsätzliches Spannungsfeld 
zwischen der Erkenntnis der Schwierigkeit, den expansiven 
Charakter des Gesamtverkehrssystems mit seinen komple-
xen, außerhalb des Systems liegenden gesellschaftlichen 
Triebfedern zu begrenzen, und der Herausforderung der 
notwendigen umfassenden Transformation aufgrund von 
Klimaschutz und Klimaanpassung. Ein Blick auf die System-
zusammenhänge zeigt, dass dennoch Steuerungsoptionen 
vorhanden sind und die entstehenden Umbruchsituationen 
neue Chancen eröffnen. Gerade die Ansätze zu kurzen 
Wegen im Alltag und zur Förderung von Carsharing bieten 
für die räumliche Planung sinnvolle und zuverlässig zu be-
einflussende Weichenstellungen. Es wird aber nicht aus-
reichen, nur Mobilitätsangebote zu verbessern (Pull-Maß-
nahmen). Klimaschutz erfordert ein Zusammenspiel mit 
Push-Maßnahmen, die direkt verhaltensbeeinflussend sind 
und anstreben, die im Verkehr zurückgelegten Distanzen zu 
verringern sowie den Verkehr vom Pkw auf den Umwelt-
verbund zu verlagern (Hekler/Gertz 2023). Die Wirkungs-
mechanismen sind dabei finanzieller Art wie Gebühren, 
Maut, Steuer, ordnungsrechtliche Vorgaben wie Abgas-
regelungen und Zufahrtsbeschränkungen, Kapazitätszu-
weisungen wie eine Neuverteilung von Verkehrsfläche oder 
Reduzierung von Parkraum und der Faktor Zeit in Form 
von Geschwindigkeitsreduzierungen.
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Am 20. Juni 2024 trafen sich Expertinnen und Experten der 
Raumordnung mit Vertreterinnen und Vertretern der Roh-
stoffwirtschaft in den Räumen der Europäischen Metro-
polregion Mitteldeutschland in Leipzig, um Fragen und 
Anliegen rund um das Thema Rohstoffgewinnung in Mit-
teldeutschland aus raumplanerischer Sicht zu disku tieren.

Folgende Aspekte standen dabei im Zentrum: 

 > Welches planerische Instrumentarium nutzt die Raum-
ordnung in den mitteldeutschen Ländern für eine Siche-
rung von Rohstoffgebieten? 

 > Wie stellt sich die Perspektive der Rohstoffwirtschaft 
dar und wie geht die Raumordnung mit den daraus 
resultierenden Nutzungskonkurrenzen um? 

Vor dem Hintergrund steigender Flächennutzungs-
konkurrenzen und unterschiedlicher Bedarfe ist ein Aus-
tausch hierzu wichtig, der neben der Perspektive der 
Raumordnung die der Rohstoffwirtschaft sowie weitere 
Nutzungsinteressen einbezieht, damit die Raumordnung 
Entscheidungen gut begründet priorisieren und abwägen 
kann. 

Gesellschaftlich und volkswirtschaftlich sind wir von 
mineralischen Rohstoffen extrem abhängig, z.  B. zur Ge-
winnung von Baustoffen (Sande, Kiese oder Steine). Der 
Bedarf wächst, u.  a. auch für den Ausbau erneuerbarer 
Energien, für den Infrastrukturausbau bzw. die Instand-
haltung und für den Wohnungsbau.

Wenn in Deutschland jährlich 400.000 neue Woh-
nungen entstehen sollen, müssen die Rohstoffe dafür vor-
handen sein. Ihr Abbau sollte nach Möglichkeit sowohl wirt-
schaftlich als auch ökologisch betrachtet über kurze Wege 
erfolgen. Die Vertreter/innen der Rohstoffwirtschaft wie-
sen darauf hin, dass die Zahl der Standorte der Rohstoff-
gewinnung in Deutschland insgesamt rückläufig sei. Flä-
chenverfügbarkeit und -konkurrenzen spielen hier eine 
wesentliche Rolle ebenso wie Fragen der Akzeptanz auf-
grund des massiven Eingriffs in Natur und Landschaft. 

Der Abbau der in den natürlichen Lagerstätten in 
Deutschland vorhandenen Rohstoffe findet dezentral statt, 
ist in den zurückliegenden Jahrzehnten aber ein Stück 
weit vernachlässigt worden, da verstärkt auf den Import 

gesetzt wurde – dies nicht zuletzt, um Konflikten bei der 
Erschließung und Nutzung der Lagerstätten aus dem Weg 
zu gehen. Denn Rohstoffabbau zieht immer Nutzungskon-
flikte nach sich. 

Mit Blick auf den geologischen Wissensbestand ist 
das Gebiet der ehemaligen DDR sehr gut erkundet. Daher 
sind in den mitteldeutschen Ländern sehr viele Lager-
stätten bekannt, die dort vorhandenen Mengen müssen 
aber einzeln betrachtet werden. Für den Abbau genutzt 
wurden in den vergangenen Jahrzehnten vor allem Lager-
stätten mit einem hohen Erkundungsgrad. Für eine lang-
fristige Sicherung des Rohstoffabbaus sind dagegen ten-
denziell die weniger gut erkundeten Stätten vorgesehen, 
da sie nachrangig behandelt wurden. Die Unsicherheit, wie 
groß die dortigen Rohstoffvorkommen tatsächlich sind, ist 
entsprechend hoch.

Aus Sicht der Rohstoffwirtschaft ist es daher proble-
matisch, keine zusätzlichen Neuausweisungen vorzuneh-
men. Zudem lässt sich beobachten, dass die Dezentralität 
der genutzten Abbaugebiete in den vergangenen Jahrzehn-
ten abgenommen hat. Hierdurch verlängern sich Trans-
portwege und bei einem Ausfall einzelner Abbaustätten, 
z. B. durch Hochwasserereignisse, kann die regionale Ver-
sorgung bedroht sein. 

Aufgabe der Raumordnung ist es, die unterschied-
lichen Nutzungsansprüche an den Raum und die Ziele einer 
nachhaltigen Raumentwicklung gegeneinander abzuwä-
gen. Die Sicherung bekannter Lagerstätten für eine zukünf-
tige Nutzung der Rohstoffe stellt nur einen dieser Nut-
zungsansprüche dar. Mit der Sicherung wird aber noch 
nicht das Ziel des Abbaus verbunden. Um die Möglichkeit 
des Abbaus in der Zukunft zu erhalten, sollen Überplanun-
gen mit zuwiderlaufenden Nutzungen, bspw. Industrie-
ansiedlungen, ausgeschlossen werden. Mit der raumordne-
rischen Festlegung von Vorranggebieten kann daher das 
Ziel des langfristigen Rohstoffabbaus unter Ausschluss ent-
gegenstehender Nutzungen erreicht werden.

In Sachsen, Sachsen-Anhalt und Thüringen verfährt 
die Raumordnung jeweils unterschiedlich mit der Festle-
gung von Bodenabbaugebieten sowie der langfristigen 
Sicherung von Lagerstätten für zukünftige Nutzungen. 
Diese Unterschiede wurden anhand von kurzen Berichten 
zu den planerischen Ansätzen und aktuellen Entwicklungen 

RAUMORDNUNG TRIFFT
ROHSTOFFWIRTSCHAFT
Austausch über die Sicherung von Rohstoffgebieten in Sachsen, 
Sachsen-Anhalt und Thüringen
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der Landesplanungen diskutiert. Dies geschah unter Ein-
bezug der Perspektiven der geologischen Dienste und der 
anwesenden Bergämter – ergänzt wurden diese fachlichen 
Inputs um Erfahrungen und aktuelle Entwicklungen aus 
Sicht der Regionalplanung. 

In Sachsen-Anhalt erfolgt eine Festlegung von Vor-
ranggebieten für Rohstoffgewinnung direkt durch die Lan-
desplanung mittels des Landesentwicklungsplans (LEP). 
Im Zuge der laufenden Neuaufstellung des LEP wird für 
eine langfristige Sicherung ein neues Instrument etabliert, 
welches der Regionalplanung die Möglichkeit eröffnet, 
mittels Vorranggebieten für vorsorgende Rohstoffsiche-
rung auch Zwischennutzungen zu erleichtern. 

In Sachsen und Thüringen erfolgt eine Festlegung 
von Vorranggebieten für Rohstoffgewinnung/-abbau auf 
der Ebene der Regionalplanung basierend auf den Vorga-
ben aus dem jeweiligen LEP. Seit 2013 besteht in beiden 
Ländern das planerische Instrumentarium, um auch dort 
Vorranggebiete für eine langfristige Sicherung von Roh-
stofflagerstätten festzulegen.

Vorranggebiete „Rohstoffabbau“ sind bedarfsab- 
hängig zur Sicherung des kurzfristigen Bedarfs mit einer 
Perspektive von 20 bis 30 Jahren festzulegen. Vorrang-
gebiete für die langfristige Rohstoffsicherung sollen be-
darfsunabhängig ausgewiesen werden; sie sind von allen 
anderen Nutzungen freizuhalten, die einen späteren Roh-
stoffabbau unmöglich machen. Eine Überlagerung mit 
raumbedeutsamen Funktionen oder Nutzungen, die die 
gesicherte Rohstofflagerstätte nicht beeinträchtigen, ist 
möglich. In Thüringen werden Vorranggebiete „Vorsorg-
liche Sicherung“ mit kartografischer Darstellung ausge-
wiesen.

Die Aufgabenerfüllung durch die Raumordnung kann 
allerdings erschwert werden, wenn die Ausweisung der Ge-
biete zur Rohstoffgewinnung/-sicherung durch zu lang-

wierige Aufstellungsverfahren einzelner Regionalpläne 
nicht in einem überschaubaren Zeitrahmen erfolgt. Es 
wurde kritisch diskutiert, dass hieraus ein Bedeutungsver-
lust der Planung resultieren könne, da sie so ihre Steue-
rungsfunktion einbüße. Eine weitere Herausforderung sei-
en in Einzelfällen sehr langwierige Genehmigungsverfahren 
für den Abbau von Lagerstätten, wie die Rohstoffwirtschaft 
betonte. Hierzu seien Ideen zur Beschleunigung oder Ver-
einfachung von Planung und Genehmigung zu diskutieren. 

Neben weiterem Koordinierungsbedarf wäre zu prü-
fen, die Rohstoffsicherungsthematik künftig auch in Sach-
sen und Thüringen zumindest teilweise auf die Ebene der 
Landesplanung zu heben. Diese „Hochzonung“ würde aller-
dings eine Regelung im Landesraumordnungsprogramm 
bedingen, welche eigene Kriterienkataloge der Fachpla-
nung erfordern und auch neue Anforderungen an die lan-
desseitige Abwägung mit anderen Belangen und die Um-
weltverträglichkeitsprüfung stellen würde. Zudem würde 
es in einem solchen Fall der Klärung bedürfen, welche 
Rohstofflagerstätten für die raumordnerische Sicherung in 
der Zuständigkeit der Regionalplanung verbleiben sollen.

Abschließend bleibt festzuhalten, dass ein offener 
fachlicher Austausch zwischen Raumordnung und Wirt-
schaftsakteuren wichtig ist, um über die eigenen Perspek-
tiven und Logiken hinaus zu denken. Prozesse müssen re-
flektierbar und veränderbar bleiben, um auf Veränderungen 
gesellschaftlicher Realitäten adäquat reagieren zu können.

D R .  S E B A S TI A N K R ÄT Z I G
Leitung des Referats „Räumliche Planung und Politik“ der ARL
Tel. +49 511 3484252
sebastian.kraetzig@arl-net.de
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Im September 2022 gab die Nationale Genossenschaft für 
die Lagerung radioaktiver Abfälle (Nagra) der Schweiz 
ihren Standortvorschlag für ein geologisches Tiefenlager 
zur Lagerung radioaktiver Abfälle bekannt. Das ausgewähl-
te Gebiet „Nördlich Lägern“ biete die besten Ausgangs-
bedingungen, um ein möglichst sicheres Endlager zu er-
richten. Der Standort liegt in der Nordschweiz nur wenige 
Kilometer von der deutschen Grenze entfernt. Nach einem 
gescheiterten Versuch der Standortfestlegung hatte die 
Schweiz bereits in den 2000er Jahren mit ihrem Verfahren 
der Endlagersuche begonnen und ist im Vergleich zum 
deutschen Verfahren wesentlich weiter vorangeschritten. 
Dabei konnten die Akteure in der Schweiz einiges an Er-

fahrungen in Fragen der Partizipation und Raumentwick-
lung im Kontext der Endlagersuche sammeln. Aus Sicht 
des Arbeitskreises (AK) „Endlagersuche für radioaktiven 
Abfall in Deutschland – Zur Rolle von Raumplanung und 
Raumentwicklung“ mehr als genug Gründe, sich mit den 
Akteuren vor Ort zu treffen und auszutauschen.

Vom 24. bis 26. Juni 2024 war der AK zu Gast in 
Waldshut in der Region Hochrhein-Bodensee. Dort befin-
det sich der Sitz der Deutschen Koordinationsstelle 
Schweizer Tiefenlager (DKST). Martin Steinebrunner, der 
Leiter der DKST, führte zusammen mit der Ersten Landes-
beamtin des Landkreises Waldshut, Tina Schlick, und dem 
Verbandsdirektor des Regionalverbands Hochrhein-Bo-

ARBEITSKREIS ENDLAGERSUCHE 
ZU GAST BEIM SCHWEIZER 
TIEFENLAGERSTANDORT

Sitzung in Bülach – hier traf sich der AK für einen fachlichen Austausch mit Akteuren der Schweizer Seite, v.l.n.r.: S. Jordi (BFE), S. Hüben (AK), M. 
Steinebrunner (DKST), B. Müller (AK), M. Steinhoff (AK), P. Hocke (AK), R. Grossmann (RK Nördlich Lägern), C. Müller (RK Nördlich Lägern), N. 
Schmidt (AK), R. Kelly (AK), S. Ristau (AK), J. Wiener (Stadt Hohentengen), A.-D. Uthe (AK), O. Weidlich (AK)
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densee, Sebastian Wilske, den AK und begleitete alle Teil-
nehmenden durch das Programm der folgenden Tage. Von 
Schweizer Seite wurde der Besuch insbesondere von 
Pascale Künzi vom Bundesamt für Energie (BFE) unter-
stützt. Sie organisierte interessante Gespräche mit zen-
tralen Akteuren vor Ort.

Durch diese tatkräftige Unterstützung war es mög-
lich, ein spannendes Programm für die drei Tage auf die 
Beine zu stellen. Auf der deutschen Seite gab es fachlichen 
Austausch mit der Ersten Landesbeamtin im Landkreis 
Waldshut, dem Verbandsdirektor des Regionalverbands 
Hochrhein-Bodensee sowie intensive Gespräche mit dem 
Landrat des Landkreises Waldshut, Dr. Martin Kistler, und 
dem Bürgermeister der Gemeinde Hohentengen, Jürgen 
Wiener. Auf Schweizer Seite waren Stefan Jordi, der Leiter 
für Regionale Partizipation im BFE, Christopher Müller, der 
Co-Präsident der Regionalkonferenz Nördlich Lägern sowie 
Reto Grossmann, Gemeinderat der Standortgemeinde 
Stadel und Co-Präsident der Regionalkonferenz Nördlich 
Lägern, die Gesprächspartner/innen für den AK. 

Über die Fachgespräche mit den lokal und regional 
bedeutsamen Akteuren hinaus besuchte der AK Endlager-
suche den geplanten Standort der Oberflächenanlagen im 
Haberstal in der Gemeinde Stadel sowie den Standort der 
geplanten Brennelementeverpackungsanlage am zentralen 
Zwischenlager der Schweiz in Würenlingen, welches eben-
falls nur wenige Kilometer von der deutschen Grenze ent-
fernt liegt. Dabei wurden Themen wie zum Beispiel die 
Partizipationsprozesse im Verfahren, länderübergreifende 
regionale Entwicklungen und sozioökonomische Auswir-
kungen der Standortfestlegungen diskutiert. 

Bei den sehr offen geführten und äußerst informa-
tiven Gesprächen sowie bei den Vor-Ort-Besuchen wurde 
immer wieder deutlich, dass es ohne ein Miteinander, auch 
zwischen Deutschland und der Schweiz, nicht möglich sein 

wird, einen Endlagerstandort im Konsens festzulegen. Kon-
fliktpunkte gab und gibt es immer wieder. Anfangs waren 
bspw. die Mitwirkungsrechte der deutschen Seite im 
Schweizer Prozess und ihre konkrete Ausgestaltung lange 
umstritten. Dann wurde die Nähe des Endlagerstandorts 
zur deutschen Grenze immer wieder kontrovers diskutiert. 
Derzeit beherrscht das Thema Finanzen – konkret: finan-
zielle Abgeltungen, Kompensationen und Entschädigungen 
– die Diskussionen. Alle Akteure ließen erkennen, dass es 
ohne einen gewissen Pragmatismus und ohne den Willen, 
immer wieder Kompromisse zu finden, nicht möglich sein 
wird, aus dem Endlagersuchprozess einen Mehrwert für die 
grenzüberschreitende regionale Entwicklung abzuleiten. 
Auch das ist eine wichtige Botschaft für die Endlagersuche 
in Deutschland.

Fachliche Ansprechpersonen
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Tel. +49 511 34842 47
katharina.kapitza@arl-net.de
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Der Fachbereich „Kirche.Wirtschaft.Arbeitswelt“ im Haus 
kirchlicher Dienste der evangelisch-lutherischen Landes-
kirche Hannovers veranstaltete am 3. September 2024 
einen ganztägigen internen Studientag zum anhaltenden 
Flächenverbrauch und zum Umgang mit Boden und seiner 
Bedeutung für die Gesellschaft. Der Fokus der Gesamtver-
anstaltung mit insgesamt drei Vorträgen war auf die The-
men Landwirtschaft, Boden, erneuerbare Energien und 
Naturschutz gerichtet. Dem Veranstaltungsteam ging es 
vor allem darum, den bei der Landeskirche mit diesen The-
men befassten Mitarbeitenden Kenntnisse darüber zu ver-
mitteln, wie die verschiedenen Ansprüche an die Nutzung 
des Bodens bzw. der Flächen zusammengeführt werden 
und wie bei Konflikten entschieden wird. ARL-Präsident 
Axel Priebs gab in diesem Sinne einen Ein- und Überblick 
über die Raumplanung, ihre verschiedenen Ebenen sowie 

Instrumente und erläuterte am Beispiel der angesproche-
nen Themen Anspruch und Wirklichkeit der Raumplanung. 
Dabei ging es ihm vor allem darum, die Einflussmöglich-
keiten insbesondere der Regionalplanung an praktischen 
Beispielen zu verdeutlichen. Unter anderem erläuterte er 
dazu auch die neuen Verfahrensregeln bei der Flächenpla-
nung für Windenergieanlagen. Axel Priebs war nach der 
Veranstaltung zufrieden mit dem Ergebnis: „Ich hatte den 
Eindruck, dass die Teilnehmenden mit großem Interesse 
dabei waren und auch mein Hinweis auf die Online-Publi- 
kationen der ARL, z.  B. die Artikel des Handwörterbuchs 
und einschlägige Positionspapiere, auf fruchtbaren Boden 
fielen. Mit meinem Vortrag konnte ich einen kleinen Beitrag 
zu unserem satzungsgemäßen Auftrag leisten, die Ergeb-
nisse unserer Arbeit für Staat und Gesellschaft nutzbar und 
der Öffentlichkeit zugänglich zu machen.“

D R .  TA N JA E R N S T
Stabsstelle „Wissenschaftskommunikation“ der ARL
Tel. +49 511 34842 56
tanja.ernst@arl-net.de

RAUMPLANUNG UND 
NACHHALTIGE 
FLÄCHENNUTZUNG
ARL-Präsident Axel Priebs bei der Landeskirche als Experte gefragt

V. l. n. r.: Axel Priebs, Organisatorin Cornelia Möller und die Referieren-
den Ernst Gehrt und Veith Laser
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Walter Kufeld ist seit Jahren ein höchst engagiertes Mit-
glied der ARL: Derzeit leitet er stellvertretend den ARL- 
Arbeitskreis „Freiraumsicherung und -entwicklung in der 
räumlichen Planung“, er wirkt aktiv im ARL-Forum Bayern 
mit und ist als Mitglied der gemeinsamen Arbeitsgruppe 
„Große Transformation und nachhaltige Raumentwicklung 
machen: Impulse zur Umsetzung in der regionalen und 
kommunalen Praxis“ der ARL-Foren Baden-Württemberg 
und Bayern aktiv. Selbst aus der Praxis kommend – er ist 
Leitender Direktor bei der Regierung von Oberbayern in 
München – ist ihm der direkte Fachaustausch zwischen 
Wissenschaft und Praxis eine Herzensangelegenheit. Das 
zeigt sich bei seinem umfangreichen ARL-Engagement, 
aber auch an der Katholischen Universität Eichstätt- 
Ingolstadt (KU). Seit mittlerweile 60 Semestern ist Walter 
Kufeld dort für das Fach Geographie als Lehrbeauftragter 
im Bereich Raumordnung, Landes- und Regionalplanung 
verdienstvoll tätig. Im Rahmen der akademischen Feier und 
der Verabschiedung der Absolvierenden der Geographie 
am 11. Juli 2024 wurde er mit einer offiziellen Urkunde 
der KU geehrt. Überreicht wurde sie von Fachsprecher 
Prof. Dr. Christian Steiner, Prodekanin Prof. Dr. Susanne 
Jochner-Oette und Studiendekan Prof. Dr. Hans-Martin 
Zademach als Vertreter/innen der Fakultät. Sie alle dankten 
Walter Kufeld für dieses herausragende Engagement für 
den Nachwuchs.

WALTER KUFELD FÜR SEIN 
LANGJÄHRIGES ENGAGEMENT 
IN DER LEHRE GEEHRT

Links im Bild Hans-Martin Zademach, er gratuliert Walter Kufeld (Bild-
mitte), im Hintergrund zu sehen ist Christian Steiner; Bildquelle: KU
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D R .  TA N JA E R N S T
Stabsstelle „Wissenschaftskommunikation“ der ARL
Tel. +49 511 34842 56
tanja.ernst@arl-net.de
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Das Fachsymposium „Städteregionen und Kommunal-
verbände besonderer Art in Deutschland“, das im Rahmen 
einer Tagung des deutschen RegioPole-Netzwerkes am 11. 
Oktober 2024 in Würzburg stattfand, wurde fachlich mit 
dem Vortrag „Städteregionen und Regionalverbünde – 
Organisatorische und institutionelle Ansätze für Stadtre-
gionen“ eröffnet, den ARL-Präsident Prof. Dr. Axel Priebs 
einführend hielt. 

Axel Priebs stellte unterschiedliche öffentlich-recht-
liche und privatrechtliche Organisationsmodelle vor und 
kommentierte die Vor- und Nachteile der Modelle. Zugleich 
machte er deutlich, dass die Rahmenbedingungen in jeder 
Stadtregion unterschiedlich sind und in jeder Region indi-
viduell geklärt werden muss, welche Aufgaben und Themen 
gemeinsam bearbeitet werden sollen. Dazu gehört auch die 
Frage, ob im Rahmen der stadtregionalen Kooperation 
auch hoheitliche Aufgaben wahrgenommen werden sollen 
und wie hoch der Grad der politischen Legitimation der 
Verbünde sein sollte. Wenn neue stadtregionale Politikebe-
nen geschaffen werden, dann seien verbindliche Struktu-
ren von Vorteil. Sein Fazit lautete: „Jede Stadtregion muss 
ihren eigenen Weg der Kooperation finden. Dabei sind die 
jeweiligen Rahmenbedingungen zu beachten, insbesonde-
re aber sollte sich die Organisationsform an den zu lösen-
den Aufgaben orientieren.“

Die rund 40 Teilnehmenden kamen sowohl aus den 
bundesweiten Mitgliedstädten des RegioPole-Netzwerkes 
als auch aus der Region Würzburg. In der Regiopolregion 
Mainfranken arbeiten Stadt und Landkreis Würzburg seit 
einiger Zeit an einer engeren Kooperation. Dies wurde in 
Würzburg zum Anlass genommen, um auf dem Fach-
symposium unterschiedliche Formen interkommunaler 
und stadtregionaler Zusammenarbeit vorzustellen und 
gemeinsam vertiefend zu diskutieren. Exemplarisch vor-
gestellt wurden die Städteregion Aachen sowie die künftige 
Zusammenarbeit zwischen der Stadt und dem Landkreis 
Würzburg, die auf der Entwicklungsstrategie stadt.land.wü 
basiert. Es folgte ein Überblick über die rechtlichen Voraus-
setzungen für die Bildung von Kommunalverbänden beson-
derer Art. 

Den zweiten Fachvortrag hielt der Leiter des Deut-
schen Instituts für Urbanistik – difu, Prof. Dr. Carsten Kühl, 
zu „Stadt-Umland-Kooperationen 2050“.

Das Fachsymposium endete mit einer Podiums-
diskussion, in der abschließend die Zukunft von institutio-
nalisierten Stadt-Umland-Kooperationen erörtert wurde.

STÄDTEREGIONEN UND 
KOMMUNALVERBÜNDE
ARL-Präsident Axel Priebs hält Eröffnungsvortrag 

Oliver Weidlich (links im Bild) leitet das Sachgebiet Landes- und 
Regionalplanung der Regierung von Unterfranken sowie das ARL- 
Forum Bayern und engagiert sich für die Regiopolregion Würzburg 
zusammen mit Axel Priebs (rechts im Bild)
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Die abschließende Podiumsdiskussion in Würzburg, v. l. n. r. Åsa Petersson (Moderatorin), Prof. Dr. Axel Priebs, Landrat Thomas Eberth, Prof. Dr. 
Carsten Kühl, Städteregionsrat a. D. Helmut Etschenberg
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D R .  TA N JA E R N S T
Stabsstelle „Wissenschaftskommunikation“ der ARL
Tel. +49 511 34842 56
tanja.ernst@arl-net.de
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„Wie macht man die Energie grün?“ Diese Frage stellte 
Sören Becker, Professor am Fachbereich Geographie der 
Philipps-Universität Marburg, bei der Zusammenkunft des 
Regionalen ARL-Forums Bayern am 11. April 2024 in Ingol-
stadt und umriss damit auch den Fokus der Fachtagung. Es 
ging um die Energiewende und dabei vor allem darum, 
welche Rolle Planung und Politik spielen können und sollen.

Dass sich das ARL-Forum Bayern mit dem Thema 
der Energiewende befasst, ist kein Zufall. Gerade in Bayern 
steht die Energiewende überall auf der Agenda: So muss 
der Freistaat das sogenannte 2 %-Ziel – Ausweisung von 2 % 
der Fläche für Windenergie bis 2032 – mit Hochdruck um-
setzen, was eine besondere Herausforderung darstellt, da 
bislang nur zögerlich entsprechende planerische Voraus-
setzungen geschaffen wurden. Insbesondere die Regional-
planung ist zurzeit gefragt, Flächen zu prüfen, Vorrangge-
biete auszuweisen und damit einen wichtigen Beitrag zum 
Gelingen der Energiewende zu leisten. Selbstverständlich 
gibt es auch in Bayern Konflikte beim Ausbau der erneuer-
baren Energien, die vorausschauend moderiert und rechts-
sicher gelöst werden müssen. Diese und weitere Heraus-
forderungen werden von zahlreichen Akteuren adressiert. 
Was liegt näher, als dies auch im Rahmen der für die ARL 
konstitutiven Netzwerkarbeit in einer transdiszi plinären 
Form zu tun?

Den Auftakt der Diskussionen in Ingolstadt machte 
Sören Becker. Er gab einen Einblick in seine Forschungen 
zu Transformationsprozessen und lenkte den Fokus auf 
die Analyse der Zusammenhänge zwischen neuen Techno-
logien, politischen Strategien und räumlichen Entwick-
lungsprozessen. Er verwies auf eine bunte, teilweise her-
ausfordernde Akteurskonstellation mit unterschiedlichen 
Perspektiven der handelnden Personen hin. Dies mache die 
Energiewende zu einem anspruchsvollen Unterfangen, so-
fern möglichst viele Interessensgruppen einbezogen wer-
den sollen. Im Mittelpunkt seiner Untersuchungen steht 
die Frage, wer die zweifellos gegebenen Handlungsspiel-
räume bei der Energiewende mit welchen Intentionen aktiv 
gestaltet. Und dabei wird deutlich, dass die tradierte Dicho-
tomie zwischen Menschen, die Windkraft befürworten 
bzw. ablehnen viel zu einfach gedacht ist. Sören Becker 
illustrierte die Handlungsarenen am Beispiel der gesell-

schaftspolitischen Debatten zum Atom- und Kohleaus- 
stieg, der damit verbundenen Technologiepolitik und der 
schwierigen Rolle der Kommunen. Dabei wurde klar, dass 
der Energiesektor – mit seinem schnellen technologischen 
Wandel und seiner sich ändernden institutionellen Ver-
fasstheit – erhebliche Veränderungen räumlicher Struktu-
ren mit sich bringt, die mit den Windenergieanlagen in Bay-
ern zwar einen besonders sichtbaren Impuls setzen, aber 
weitere Transformationsprozesse in den Regionen impli-
zieren.

Dr. Peter Volkholz, Leiter des Grundsatz- und Ge-
nehmigungsmanagements bei der Bayernwerk Netz GmbH, 
erläuterte aus Sicht des in Bayern wichtigen Netzbetrei-
bers, warum „der ländliche Raum zum grünen Kraftwerk 
Bayerns“ wird. Bayernwerk Netz betreibt im Freistaat ein 
umfangreiches Netz vor allem im Niederspannungs- 
bereich, das derzeit schon rund 70 % regenerative Energie 
transportiert. Der Betreiber sieht sich als regionaler Ver-
sorger „in der Fläche“ sowie als Vernetzer von Energie-
erzeugenden und Verbrauchenden. In der öffentlichen 
Wahrnehmung stehen seit einigen Jahren vor allem Pla-
nung und Bau von Höchstspannungsleitungen, die Energie 
von Nord- und Ostdeutschland in den verbrauchsstarken 
Süden bringen. Aber auch im Bereich der Mittel- und 
Niederspannung müssen erhebliche Anstrengungen unter-
nommen werden, um die Feinverteilung vor Ort sicher-
zustellen. Hinzu kommt, dass rund 460.000 dezentrale 
Erzeugungsanlagen integriert werden müssen, die auch 
dazu beitragen, dass in das Netz des Bayernwerks vor 
allem Ökostrom eingespeist wird. Peter Volkholz illustrier-
te, welche Konsequenzen der Netzausbauplan für sein Un-
ternehmen hat, wie die Genehmigungsverfahren im Mit- 
tel- und Niederspannungsbereich aussehen und welche 
Konflikte vor Ort gelöst werden müssen.

Einen besonderen Konfliktfall bei der Planung eines 
Windparks stellte Dr. Matthias Kraus von der Regierung von 
Oberbayern vor. Es ging um den Windpark im Altöttinger 
und Burghauser Forst. In der dortigen Region – auch als 
Bayerisches Chemiedreieck bekannt – gibt es einen enor-
men Energiebedarf. Aufgrund der Siedlungsstruktur mit 
zahlreichen kleinen Dörfern und Weilern ist die mögliche 
Fläche für Windenergieanlagen jedoch sehr begrenzt. Ein 

GRÜNE ENERGIE
Fachtagung und Mitgliederversammlung des Regionalen 
ARL-Forums Bayern
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Ausweg könnte ein Windpark in den Bayerischen Staats-
forsten um Altötting und Burghausen sein. Matthias Kraus 
stellte das Planungsvorhaben vor, das anfangs 40 Anlagen 
mit einer Höhe von rund 270 Metern umfasste, und ging 
dann auf die damit verbundene Teilfortschreibung des 
Regionalplans ein. Hier stellte er die Konflikte um die Aus-
weisung vor. Nach umfangreichen Diskussionen und Kon-
fliktmoderationen, dem Ergebnis eines Bürgerentscheids 
und Zugeständnissen der Politik sollen es nun nur noch 27 
Anlagen werden. 

Was kann aus dem Verfahren gelernt werden? Am 
Beispiel des Altöttinger und Burghauser Forstes zeigt sich 
nachdrücklich, wie „multiskalar“ die Planung von Wind-
kraftanlagen ist. Auch bei landespolitischem Rückenwind 
und rechtssicher gestalteten Prozessen können lokalpoli-

tische Perspektiven, das Engagement grundsätzlich oder 
emotional argumentierender Bürgerproteste sowie spezi-
elle Unternehmensbedingungen zu langwierigen Verfahren 
führen.

Eine weitere Dimension des aktuellen Diskurses zur 
Energiewende konnten die Mitglieder und Gäste des ARL- 
Forums im Rahmen der Exkursion erleben. Ziel war die 
Gunvor Raffinerie in Kösching bei Ingolstadt. Die Raffinerie 
ist ein Ergebnis des Strukturwandels in Bayern vom Agrar-
land hin zu einem Industrie- und Dienstleis tungsstandort in 
den 1950er und 1960er Jahren. So sollten Haushalte und 
Unternehmen in Bayern mit „eigener“, moderner Energie 
versorgt werden. Geplant und realisiert wurde eine Rohöl-
pipeline aus Italien bis nach Kösching, die die neu errichtete 
Raffinerie versorgte und bis heute versorgt. Im Jahr 2012 

Teilnehmende der Exkursion vor der Raffinerie in Kösching
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Alte und neue Lenkungsgruppe, v.l.n.r.: Sebastian Büchs, Oliver Weidlich, Hans-Martin Zademach, Andreas Klee, 
Christiane Odewald, Simon Dudek

wurde die Raffinerie von der interna tional tätigen Gunvor 
Group erworben. Sie ist einer der größten unabhängigen 
Rohstoffhändler der Welt mit verschiedenen Standorten 
und Gesellschaften weltweit und Marktführer in den Berei-
chen Handel, Transport, Lagerung und Optimierung von Öl 
und anderen Energieprodukten.

Nach einer Diskussion über aktuelle Geschäftsfelder 
sowie die zukünftige Ausrichtung der Produktion erfolgte 
eine Rundfahrt über das Gelände des Produktionsstand-
ortes in Kösching. Es wurde deutlich, dass auch die Raffine-
rie vom Wandel der Energieproduktion und Energiemärkte 
nicht verschont bleibt. So wird hier intensiv an „fortschritt-
lichen“ Kraftstoffen geforscht: Pflanzenöl, Abfallprodukte 
und strombasierte Kraftstoffe stehen dabei im Vorder-
grund.

Schließlich fand am 10. April 2024 in Ingolstadt die 
Wahl der Lenkungsgruppe des ARL-Forums Bayern statt. 
Die Leitung für die kommenden zwei Jahre übernimmt 
Oliver Weidlich, Leiter des Sachgebiets Raumordnung, 
Landes- und Regionalplanung bei der Regierung von Unter-
franken in Würzburg. Zu seinen Stellvertretern wurden der 
bisherige Leiter Prof. Dr. Hans-Martin Zademach, Katho-
lische Universität Eichstätt-Ingolstadt, sowie Dr. Anne 
Ritzinger, Sachgebietsleiterin Dorfentwicklung bei der Bay-

erischen Verwaltung für Ländliche Entwicklung in München 
gewählt. Die Aufgaben des Geschäftsführers übernimmt 
Sebastian Büchs (Regierung von Unterfranken). Die Mit-
glieder und Gäste des ARL-Forums Bayern dankten Hans- 
Martin Zademach für sein engagiertes Wirken als Leiter in 
den vergangenen vier Jahren und Christiane Odewald für 
die stellvertretende Leitung im selben Zeitraum.

PRO F.  D R .  A N D R E A S K LE E
Leitung der Zentralabteilung und Vertretung der Generalsekretärin 
der ARL
Tel. +49 511 34842 39 
andreas.klee@arl-net.de
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In einer Zeit, in der gesellschaftliche und ökologische Her-
ausforderungen rasant zunehmen, drängen sich zentrale 
Fragen auf: Ist die Raumplanung zukunftsorientiert genug, 
oder verharrt sie in der Bewahrung der Gegenwart? Wer 
bringt „die Zukunft“ in die Planung? Hat sie dort genug 
Raum, und wie wird sie verhandelt?

Mit ihrer neuen Strategie zur Nachwuchsförderung 
hat die ARL einen entscheidenden Schritt unternommen, 
um frischen Wind in die Zukunftsplanung zu bringen. Der 
vom Forum Nachwuchs initiierte Arbeitskreis hat im Ja- 
nuar 2024 seine Arbeit aufgenommen und beschäftigt sich 
intensiv mit den Rollen und Möglichkeiten von Planung und 
Politik in einer sich wandelnden Welt. Dieser Kreis junger 
Fachleute aus Wissenschaft und Praxis bringt unterschied-
liche Perspektiven zusammen, die sich um die oben aufge-
führten Fragen drehen.

Schon in den ersten Monaten wurde klar, dass die 
Gruppe ihre eigene Rolle in Forschung oder Planung hin-
terfragt und zugleich die bestehenden Planungsprozesse 
kritisch beleuchten möchte. Ein wichtiges Thema ist dabei, 
wie Planung nicht nur auf aktuelle Herausforderungen re-
agieren, sondern visionär in die Zukunft blicken und diese 
aktiv mitgestalten kann. Schnell zeigte sich: Um über mög-
liche Instrumente hierfür zu sprechen, ist zunächst zu klä-
ren, wie sich eine „gute“ Zukunft aus Sicht der Arbeitskreis-
mitglieder überhaupt definieren lässt.

Die hierzu geführten Diskussionen verdeutlichen, 
dass Planung mehr als nur das Verwalten des Status quo 
sein sollte. Sie muss Raum für Reflexionen bieten, um ihre 
Rolle bei der Gestaltung von Zukunft wahrnehmen zu kön-
nen. Ein erster Schritt in diese Richtung war die Begehung 
des Ihme-Zentrums in Hannover im Juli 2024. Hier disku-
tierten die Mitglieder die Schnittstellen von Vergangenheit 
und Zukunft und reflektierten, wie frühere Planungen die 
heutige Realität beeinflussen und was das für die Zukunft 
bedeuten könnte.

Der weitere Fokus liegt auf der kritischen Auseinan-
dersetzung mit den vorhandenen Planungsinstrumenten, 
den relevanten Akteuren und deren Einfluss auf Planungs-
prozesse sowie den unterschiedlichen Zeitlichkeiten in der 
Planung. Letzteres zielt auf die Zeithorizonte von Planungs-
ergebnissen – geht es z. B. um 10 Jahre oder eher 50 Jahre? 

– sowie auf die Unterscheidung zwischen geplanten Zu-
künften aus der Sicht der Gegenwart und einer antizipie-
renden Perspektive auf mögliche Zukünfte, bspw. mittels 
Szenarienbildung. Aufgrund der vielfältigen Perspektiven 
in der Gruppe war es dem Arbeitskreis wichtig, zunächst 
ein gemeinsames Selbstverständnis für den Zugang und die 
weitere Zusammenarbeit zu definieren. Daraus ergaben 
sich die folgenden zentralen Punkte, die in diesem und im 
kommenden Jahr bearbeitet werden:

 > Der AK dekonstruiert den Begriff „gute“ Zukunft.

 > Der AK formuliert (eine) Kritik an der gegenwärtigen 
Planung.

 > Der AK zeigt unterschiedliche Perspektiven und neue 
Wege auf.

THE GOOD, THE BAD AND 
THE FUTURE 
Ein Annäherungsversuch an die „gute“ Zukunft – der neue  
Arbeitskreis „Beiträge von Planung und Politik für eine ‚gute‘ Zukunft“ 
stellt sich vor

Stairway to Heaven? Begehung des Ihme-Zentrums in Hannover
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Die Mitglieder des AK „Gute Zukunft“ 
in der Geschäftsstelle der ARL, 
v.l.n.r.: Leon Claus, Sabine Bongers- 
Römer, Benedikt Taiber, Johanna 
Richter, Christoph Sommer, Anna 
Rizou, Anna Hentschel, Le-Lina 
Kettner, Yvonne Siegmund, 
Sebastian Krätzig, Niclas Ruppert 
(fehlend: Deborah Heinen)

Fachliche Ansprechpersonen für den Arbeitskreis

B E N E D I K T TA I B E R (LE ITU N G)
Bundesamt für Naturschutz, Leipzig
benedikt.taiber@bfn.de

J O H A N N A R I CHTE R (G E SCH Ä F T S FÜ H RU N G)
Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover, Institut für 
Umweltplanung
richter@umwelt.uni-hannover.de 

Blick auf das Ihme-Zentrum in Hannover
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D R .  S E B A S TI A N K R ÄT Z I G
Leitung des Referats „Räumliche Planung und Politik“ der ARL
Tel. +49 511 34842 52
sebastian.kraetzig@arl-net.de
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PERSONEN

† DIETRICH FÜRST

Am 11. Juni 2024 ist Prof. Dr. Dietrich Fürst verstor-
ben. Der studierte Volkswirt promovierte am Finanz-
wissenschaftlichen Forschungsinstitut an der Univer-
sität zu Köln. Dort habilitierte er sich auch. Auf die 
Vertretungsprofessur von Prof. Dr. Fritz W. Scharpf 
am Fachbereich Politik- und Verwaltungswissen-
schaften der Universität Konstanz folgte der Ruf 
dorthin. 1981 erhielt er den Ruf auf die Professur für 
Landesplanung und Raumforschung am heutigen 
Institut für Umweltplanung der Leibniz Universität 
Hannover. Diese Professur hatte er bis Anfang 2004 
inne. Dietrich Fürst zählte zu den engagiertesten Mit-
gliedern der ARL und war in weit über 20 Arbeits-
gremien als Mitglied, aber auch in leitenden Funk-
tionen in der Akademie aktiv. Bereits 1981 wurde er 
zum Korrespondierenden Mitglied berufen und 1990 
zum Ordentlichen Mitglied der ARL gewählt. Er wirkte 
in mehreren Redaktionsausschüssen der ARL zur 
Neuauflage von Grundlagenwerken der Raumordnung 
und Raumentwicklung mit. Seine Vorträge haben viele 
ARL-Veranstaltungen geprägt und er war ein enga-
gierter Hochschulbotschafter der Akademie. Dietrich 
Fürst forschte deutschlandweit führend zur Organi-
sation von Umweltverwaltungen sowie zur ökolo-
gischen Orientierung der Raumordnung. Später be-
fasste er sich intensiv mit der Übertragbarkeit von 
Konzepten und Ansätzen aus dem anglo-amerikani-
schen Raum auf die deutsche Planung, insbesondere 
die Regionalplanung. Selbst Volkswirt, Politik- und 
Verwaltungswissenschaftler, hat er sich vor allem um 
die Transparenz und Nachvollziehbarkeit planerischen 
Entscheidens und Handelns sehr verdient gemacht 
und war über viele Jahrzehnte eine prägende Persön-
lichkeit der planungswissenschaftlichen Forschung im 
deutschsprachigen Raum. Sein Wirken erfuhr große 
Aufmerksamkeit in Wissenschaft und Planungspraxis. 
Er hat die ARL und ihre Arbeitsweise mit seinem En-
gagement sowie durch zahlreiche Publikationen nach 
außen getragen. Die Akademie wird Dietrich Fürst ein 
ehrendes Andenken bewahren.

† K ARL-FRIEDRICH 
   SCHREIBER

Prof. Dr. Karl-Friedrich Schreiber ist am 27. Mai 2024 
verstorben. Er studierte Agrarwissenschaften an der 
Universität Hohenheim und promovierte dort auch. 
Nach seiner Habilitation wurde Karl-Friedrich 
Schreiber auf den damals neu eingerichteten Lehr-
stuhl für Landschaftsökologie an der Universität 
Münster berufen, den er bis zu seiner Emeritierung 
im Jahr 1991 innehatte. Er war Gründungsmitglied 
der Gesellschaft für Ökologie und mehrere Jahre ihr 
Präsident und Vizepräsident sowie Mitherausgeber 
verschiedener Zeitschriften im deutschsprachigen 
Raum. Durch die enge und langjährige Zusammen-
arbeit mit dem Arid Ecosystems Research Center an 
der Hebrew University in Jerusalem, als Vizepräsident 
der International Association for Landscape Ecology 
und als Mitglied des Editorial Board der Zeitschrift 
Landscape Ecology trug er wesentlich zum interna-
tionalen Ansehen der Landschaftsökologie in Münster 
bei. In der ARL war Karl-Friedrich Schreiber von 1975 
bis 1981 Mitglied im Arbeitskreis „Modelle für die 
ökologische Raumplanung“, 1979 wurde er zum Kor-
respondierenden Mitglied berufen. Seit 1973 war er 
in der Sektion „Landschaft und natürliche Grund-
lagen“ der ARL aktiv, die er von 1981 bis 1984 leitete. 
Die Akademie wird ihm ein ehrendes Andenken be-
wahren.
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† KLAUS TÖPFER

Am 8. Juni 2024 ist der ehemalige Bundesumwelt-
minister Prof. Dr. Dr. Klaus Töpfer verstorben. Er hin-
terlässt ein bedeutendes Vermächtnis in der Umwelt- 
und Raumordnungspolitik und prägte als Mitglied der 
ARL die Entwicklung der Akademie hin zu Nachhaltig-
keit und Umweltschutz. Bereits 1988 forderte Klaus 
Töpfer als Umweltminister eine Zukunft ohne Kern-
energie und die Reduzierung der Nutzung fossiler 
Energien. Sein Engagement für Umweltschutz und 
Nachhaltigkeit setzte er auch ab 1994 als Bundes-
minister für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 
fort. Klaus Töpfer war maßgeblich an der UN-Umwelt-
konferenz 1992 in Rio de Janeiro beteiligt, auf der das 
Prinzip der Nachhaltigkeit weltweit verankert wurde. 
Von 1998 bis 2006 leitete er das Umweltprogramm 
der Vereinten Nationen (UNEP) in Nairobi. 2011 
kehrte er nach Deutschland zurück und übernahm 
den Vorsitz der Ethikkommission für sichere Energie-
versorgung nach der Fukushima-Katastrophe. Vor 
seiner politischen Karriere war Klaus Töpfer Ende der 
1970er Jahre ordentlicher Professor und Direktor des 
Instituts für Raumforschung und Landesplanung an 
der Universität Hannover. In der ARL war er ab 1971 
aktiv als Mitglied im Fachausschuss „Methoden der 
empirischen Regionalforschung“, in den Arbeits-
kreisen „Räumliche Wirkungen öffentlicher Ausga-
ben“, „Funktionsräumliche Arbeitsteilung im Bundes-
gebiet“, „Wirkungsanalysen und Erfolgskontrolle in 
der Raumordnung“ sowie in den Sektionen „Wirt-
schaft und Umwelt“ und „Nachhaltige Raumentwick-
lung“. Für sein Engagement wurde er 1978 zum Kor-
respondierenden Mitglied berufen und 1985 zum 
Ordentlichen Mitglied der ARL gewählt. Er blieb der 
ARL stets eng verbunden. Die Akademie dankt Klaus 
Töpfer für sein langjähriges Engagement in der Um-
welt- und Raumordnungspolitik und wird ihm ein eh-
rendes Andenken als Akademiemitglied sowie als 
Pionier des Umweltschutzes und Wegbereiter einer 
nachhaltigen Raumentwicklung bewahren.
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Der FRU – Förderkreis für Raum- und Umweltforschung 
e.  V. – führt seit 2006 Mentoring-Programme für Nach-
wuchskräfte in Wissenschaft und Praxis der Raum- und 
Umweltplanung durch. Dieser Beitrag stellt die bewährten 
Strukturen vor und gibt ein Update zu neuen Vorgehens-
weisen im FRU-Mentoring. Die Autorinnen dieses Beitrags 
organisieren das Mentoring-Programm gemeinsam, die 
Betreuung der einzelnen Mentoring-Jahrgänge liegt aber 
hauptverantwortlich jeweils in der Hand einer Person.

Ziel des Mentorings ist es, qualifizierte Fachfrauen 
aus der Raum- und Umweltplanung in einer frühen Karrie-
rephase bei ihrer beruflichen Entwicklung zu unterstützen 
und ihnen über das Fachliche hinaus auch eine Begleitung 
in ihrer persönlichen Entwicklung anzubieten, um ihnen 
den Aufstieg in leitende Positionen zu erleichtern. Hier 
geht es beispielsweise um Entscheidungsstärke, Innova-
tionsfreudigkeit, Belastbarkeit und Beharrlichkeit, aber 
auch um das Selbstvertrauen, Führungsverantwortung 
übernehmen zu können. Zugleich bietet das Mentoring- 
Programm auch Möglichkeiten, um das Selbstmanagement 
und die Eigenverantwortung der Teilnehmerinnen zu stär-
ken.

Programmelemente: Das One-to-one-Mentoring im 
Tandem, die Laufzeit von zwei Jahren, die gemeinsamen 
Auftakt-, Halbzeit- und Abschlusstreffen sowie die beiden 
Qualifikationskurse für die Mentees haben sich bewährt. Im 
letzten Jahrgang wurden neue Elemente erprobt, die nun 
weiter ausgebaut werden:

 > Neben der Auftaktveranstaltung werden Online-Einfüh-
rungen jeweils für die Mentees und – wenn gewünscht – 
für die Mentorinnen angeboten. Diese tragen für beide 
Seiten zur Rollenklärung bei und unterstützen einen 
selbstorganisierten Ablauf.

 > Der bisherige Programmbestandteil „Projekt“ wurde des 
Öfteren als wissenschaftlich-fachliches Projekt verstan-
den, das besonders für die Praktikerinnen schwer umzu-
setzen war. Dieser Punkt wird jetzt in Form einer „indi-
viduellen Aufgabenstellung“ fortgeführt, die in direkter 
Absprache mit der jeweiligen Mentorin entwickelt und 

bearbeitet werden soll. Die große Bandbreite der Mög-
lichkeiten bleibt unverändert. Als Aufgabenstellung ist 
sowohl eine Publikation in einer wissenschaftlichen oder 
praxisrelevanten Zeitschrift möglich als auch z. B. die 
Konzeption einer Forschungsarbeit, einer Planungsauf-
gabe oder einer Kommunikationsstrategie. Auch die ei-
gene Karriereplanung einschließlich einer beruflichen 
Umorientierung kann eine solche individuelle Aufgabe 
im Rahmen des Mentorings sein. Sie soll dem persön-
lichen Hauptziel der Mentees entsprechen und kann 
deshalb sehr individuell und unterschiedlich ausgestaltet 
sein und auch über die angegebenen Beispiele hinaus-
gehen.

Zeitabläufe: Im März 2024 startete der 18. Mento-
ring-Jahrgang für Fachfrauen aus Wissenschaft und Praxis, 
die am Anfang ihrer beruflichen Karriere stehen. Das ur-
sprünglich von ARL und FRU gemeinsam getragene Mento-
ring wird mittlerweile vom FRU in Eigenregie, aber weiter-
hin mit Unterstützung der ARL durchgeführt. Nach drei 
gemischtgeschlechtlichen Jahrgängen wird das Mentoring 
seit 2020 wieder ausschließlich für Frauen in frühen Karrie-
rephasen angeboten, da diese nach wie vor in leitenden 
Positionen der Fachwelt sowohl in der Wissenschaft als 
auch in der Praxis unterrepräsentiert sind und mit Beginn 
der Familienphase aufgrund von Mehrfachbelastungen 
häufig stärkere Unterstützung benötigen, um auf ihrem 
eingeschlagenen Karriereweg bleiben zu können. 

Inzwischen hat sich das Programm sehr gut etabliert: 
Seit 2006 wurden 98 Mentees von 60 Mentorinnen und 9 
Mentoren gefördert. Bei jeder Ausschreibung gehen deut-
lich mehr Bewerbungen ein, als berücksichtigt werden 
können.

Im Folgenden werden der jüngst abgeschlossene und 
die derzeit laufenden Jahrgänge kurz vorgestellt und es 
wird ein Ausblick auf die Zukunft gegeben.

Abschluss des Mentoring-Jahrgangs 2022
Der Mentoring-Jahrgang 2022 wurde von Dr. Martha Pohl 
betreut. Sein Abschlusstreffen fand am 22. März 2024 in 
der Geschäftsstelle der ARL in Hannover statt. Im Folgen-

Susan Grotefels, Martha Pohl, Mei-Ing Ruprecht, Ulrike Weiland

FRU: AKTUELLES AUS DEM 
MENTORING-PROGRAMM 
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den sind die Tandems noch einmal aufgeführt. Bei den 
Mentees ist jeweils die Arbeitsstelle/Institution genannt, 
die zu Beginn des Mentorings relevant war:

 > Daniela Briegel, Obere Landes planungsbehörde 
Rheinland-Pfalz  
Mentorin: Dr. Jana Bovet, Sächsisches Staatsministe-
rium für Energie, Klimaschutz, Umwelt und Landwirt-
schaft, Dresden

 > Anna Fischer, TU Kaiserslautern  
Mentorin: Dr. Astrid Könönen, Ramboll Management 
Consulting, Hamburg

 > Lea Fobel, Universität Leipzig  
Mentorin: Dr. Babette Scurrell, Neuland gewinnen e. V., 
Schlemmin

 > Nora Schraad, NWP Planungsgesellschaft mbH, 
Oldenburg  
Mentorin: Simone Raskob, Stadt Essen

 > Alina Steilen, ISU Bitburg  
Mentorin: Andrea Hartz, agl Hartz.Saad.Wendl 
Landschafts-, Stadt- und Raumplanung, Saar brücken

Im Fokus des Treffens standen die Berichte über die 
von den Mentees bearbeiteten Themen und Projekte, ihre 
jeweilige berufliche Entwicklung im Verlauf des Mentorings 
sowie der Austausch über die Erfahrungen mit dem Pro-
gramm.

Bei drei von fünf Mentees haben sich während der 
Laufzeit des Men torings erhebliche Veränderungen in ihrer 
beruflichen Position und Perspektive ergeben. Diese enor-
me Dynamik der Lebensläufe ist zum einen auf das Alter 
und den erst vor kurzem erfolgten Berufseinstieg – genau 
die Phase, in der die Mentees mit dem Programm unter-
stützt werden sollen – zurückzuführen, zum anderen aber 
auch ein Zeichen dafür, dass Berufs einsteigerinnen häufig 

mit sehr kurzen Vertragslaufzeiten sowohl in Verwaltungen 
als auch an Universitäten konfrontiert sind. Hinzu kommt 
eine nicht immer verantwortungsvolle Promotionsbetreu-
ung. 

Das positive Feedback, das wir sowohl von Mentees 
als auch von Mentorinnen erhalten haben, möchten wir 
hier nur exemplarisch zitieren:

Babette Scurrell, Mentorin Jg. 2022:
„Ein herzliches Dankeschön für die Mühe, die Sie mit 
dem Prozess haben und für die Möglichkeit, so inte-
ressante junge Frauen kennenlernen zu können.“

Lea Fobel, Mentee Jg. 2022:
„Außerdem wollte ich Ihnen gerne noch für die Orga-
nisation des letzten Workshops in Hannover danken, 
ich fand es sehr schön, mit den anderen Mentees in-
tensiver in ein Gespräch zu kommen!“

Stand des Mentoring-Jahrgangs 2023
Der Mentoring-Jahrgang 2023 wird von Dr. Mei-Ing Rup-
recht betreut. Hier gibt es sechs Tandems:

 > Larissa Brandenstein, Stadt Freiburg  
Mentorin: Prof. Dr. Caroline Kramer, Karlsruher Institut 
für Technologie

 > Jana Brenner, Leibniz Universität Hannover  
Mentorin: Prof. Dr. Sabine Hofmeister, Leuphana 
Universität Lüneburg

 > Annika Hiller, Regionalverband Neckar-Alb  
Mentorin: Stefanie Mattern, Regierung von Unter-
franken, Würzburg

 > Caroline Huth, TH Wildau  
Mentorin: Prof. Dr. Henrike Rau, Ludwigs-Maximilians- 
Universität München

 > Elisabeth Nagl, Landeshauptstadt München  
Mentorin: Tana Petzinger, Regionalverband Ruhr, Essen

 > Antonia Pfeiffer, Stadt Aschaffenburg  
Mentorin: Prof. Dr. Anke Schmidt, Technische Univer-
sität Kaiserslautern

Zum Start dieses Jahrgangs haben wir zum ersten Mal 
eine extern begleitete Einführung speziell für die Mentees 
und die Mentorinnen angeboten, die dazu beigetragen hat, 
die jeweiligen Rollen zu klären und die Eigenverantwortung 
für den Prozess des Mentorings deutlich zu machen. Die 
Mentees haben in ihrem ersten Jahr bereits einige Themen 
für sich bearbeiten können und beim Coaching-Workshop 
in Hannover intensiv miteinander gearbeitet. Es zeigt sich 
eine angenehme und fördernde Atmosphäre in der Gruppe 
der Mentees sowie eine gute Unterstützung durch die Men-

Mentees des Jahrgangs 2022, v. l. n. r.: Anna Fischer, Lea Fobel, 
Alina Steilen, Daniela Briegel, Nora Schraad
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torinnen, insbesondere durch Ermutigung bei Entschei-
dungen und Reflexion. So hat eine Mentee einen beruf-
lichen Wechsel in die Verwaltung vollzogen, der sich für sie 
als richtige Entscheidung darstellt. Eine andere Mentee hat 
eine leitende Funktion übernommen und bereitet sich der-
zeit auf den Wiedereinstieg nach der Elternzeit vor. Drei 
Mentees arbeiten an ihren Dissertationen und suchen ver-
stärkt nach einer Balance z.  B. in Bezug auf Arbeitsbe-
lastung, Finanzierung, Strukturierung und den eigenen 
„Platz“ am Institut. Insgesamt lässt sich beobachten, dass 
gerade die frühen Berufsjahre für die Mentees von sehr 
verschiedenen Herausforderungen, wie neuen Verantwor-
tungsbereichen im Job, Jobwechsel, Publikationen, Fami-
liengründung etc., geprägt sind. 

Start des Mentoring-Jahrgangs 2024
Der Mentoring-Jahrgang 2024 wird von Prof. Dr. Ulrike 
Weiland betreut. Folgende sechs Tandems – drei aus der 
Praxis, drei aus der Wissenschaft – arbeiten in diesem 
Jahrgang zusammen:

 > Dr. Pinar Dörder, MVV Regioplan Mannheim  
Mentorin: Prof. Dr. Christina Simon-Philipp, Hochschule 
für Technik Stuttgart, urbi et stadt forschung praxis

 > Dr. Hanna Schmitt, Regionalverband Ruhr, Essen  
Mentorin: Dr. Petra Overwien, Gemeinsame Landes-
planung Berlin-Brandenburg, Potsdam

 > Britta Weisser, Ministerium für Landesentwicklung 
Baden-Württemberg, Stuttgart  
Mentorin: Leitende Direktorin Petra Schelkmann, 
Verband Region Rhein-Neckar, Mannheim

 > Luisa Brandt, BBSR, Bonn  
Mentorin: Prof. Dr. Anna Growe, Universität Kassel

 > Dr. Judith Keller, Universität Heidelberg  
Mentorin: Prof. Dr. Ilse Helbrecht, Humboldt Univer sität 
Berlin

 > Vanessa Kügler, HafenCity Universität Hamburg  
Mentorin: Prof. i. R. Dr. Sabine Baumgart, Technische 
Universität Dortmund, BPW Stadtplanung, Bremen

Bei der Auftaktveranstaltung im März 2024 stellten 
die Mentees erste Überlegungen zu ihrer Zielsetzung für 
die beiden Mentoring-Jahre vor. Obwohl eine Publikation 
nur eine von vielen möglichen Mentoring-Aufgabenstel-
lungen ist, planen die meisten Mentees dieses Jahrgangs, 
sich von ihrer Mentorin in Bezug auf eine Publikation oder 
eine Publikationsstrategie beraten zu lassen. Auch die be-
rufliche Prioritätensetzung und eine Profilschärfung wur-
den als zentrale Ziele des Mentorings genannt. Im Laufe des 
Jahres werden die Mentees eine Fortbildung zu Selbst- und 
Konfliktmanagement erhalten und sich im Tandem und un-
tereinander austauschen – für Letzteres haben sie bereits 
eine Facebook-Gruppe gegründet. 

Für die Halbzeitveranstaltung wünschen sich die 
Mentees ein Speed-Dating mit ein bis zwei anderen Mento-
rinnen. Auf Wunsch einiger Mentees wird darüber hinaus 
im Rahmen einer der gemeinsamen Veranstaltungen ein 
Workshop zum Thema „Lebensphasen-adäquate Work- 
Life-Balance“ angeboten. Dieses Thema war in der Vergan-
genheit mit Blick auf die „Vereinbarkeit von Familie und 
Beruf“ in den Tandems angesprochen worden. In Zukunft 
soll hierzu jedoch eine Fachperson zu einem Workshop ein-
geladen werden und die Möglichkeit für einen Austausch 
zwischen allen Mentees und Mentorinnen eines Jahrgangs 
geboten werden.

©
 F

RU
/M

ei
-In

g 
Ru

pr
ec

ht

Der Mentoring-Jahrgang 2023, 
v. l. n. r.: Jana Brenner, Annika Hiller, 
Caroline Huth, Larissa Brandenstein, 
Elisabeth Nagl und Antonia Pfeiffer
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Erkenntnisse für zukünftige Mentoring-
Aktivitäten
Das FRU-Mentoring-Organisationsteam ist bestrebt, das 
Programm und seine Elemente kontinuierlich weiterzuent-
wickeln. Hierzu haben wir Anregungen der Mentees und 
Mentorinnen sowie auch aus der FRU-Mitgliederversamm-
lung aufgenommen und umgesetzt. 

Die Länge des Programms wird bislang von allen Be-
teiligten als genau richtig angesehen: In den zwei Jahren ist 
sowohl die notwendige Zeit zum Kennenlernen und 
„Warmlaufen“ als auch ausreichend Zeit für die Vertiefung 
der Mentoring-Beziehung und die Erreichung des ange-
strebten Ziels gegeben. Die Veranstaltungen werden bei 
Bedarf hybrid angeboten. Jedoch haben wir die Erfahrung 
gemacht, dass der Austausch der Frauen untereinander 
sehr vom persönlichen Kennenlernen bei den gemeinsa-
men Veranstaltungen und dem direkten Austausch in Prä-
senz profitiert. Die räumliche Entfernung in den jeweiligen 
Tandems spielt dagegen eine abnehmende Rolle, da die 
bilateralen Kontakte inzwischen zum Teil virtuell stattfin-
den. 

Der zweitägige Coaching-Workshop ist wichtig für die 
Gruppendynamik der Mentees und für methodische An-
sätze zur Selbstreflexion und Kommunikation. Bei der zwei-
ten Fortbildungsveranstaltung mit dem Schwerpunkt Soft- 
skills, die von den Mentees selbst ausgesucht werden, be-
steht teilweise Unsicherheit hinsichtlich der Zielsetzung: 
Coaching oder Training. Die Reflexion über die Berufsorien-
tierung, die Vorbereitung auf Leitungsfunktionen und die 
Stärkung des Selbstbewusstseins für das eigene Standing, 
z. B. im Kontext von repräsentativen Aufgaben und Öffent-
lichkeitsarbeit, werden einhellig als wichtige Aspekte so-
wohl des Trainings als auch des Mentorings insgesamt an-
gesehen. Hier empfehlen wir, auf der Basis individueller 
Bedürfnisse und Neigungen zu entscheiden.

Mit der Neuausrichtung und Umbenennung des „Pro-
jekts“ in eine „individuelle Aufgabenstellung“ geben wir ei-
nen klaren Rahmen für die persönliche Entwicklung der 
Mentees. Die Einführungsveranstaltung zu den Aufgaben 
und Zielen des Mentorings, die nun zum zweiten Mal durch-
geführt wurde, trägt zur Klärung von Informationsbedarfen 
und Rollenverständnissen der Mentees und v. a. der neuen 
Mentorinnen bei. Mit dem geplanten Workshop zur „Le-
bensphasen-adäquaten Work-Life-Balance“ hoffen wir, ein 
für die Mentees, Mentorinnen und Organisatorinnen des 
Mentorings gleichermaßen wichtiges und bedeutsames 
Thema angemessen aufzugreifen. 

Als Fazit können wir festhalten, dass das Mento-
ring-Programm eine gute Unterstützung für junge Fach-
frauen bietet. Gerade in den ersten Berufsjahren und in der 
Phase der Familiengründung werden wichtige Weichen für 
die spätere berufliche und persönliche Entwicklung ge-
stellt. Die Ermutigung, die die Mentees von ihren Mento-
rinnen und in der Gruppe erfahren, wird als sehr wertvoll 
und auch im späteren Rückblick als prägend wahrgenom-
men. Die vier Organisatorinnen freuen sich, immer wieder 
engagierte Mentorinnen aus den Reihen der weiblichen 
Mitglieder der ARL, aber auch darüber hinaus aus Univer-
sitäten, Verwaltungen und der freien Wirtschaft zu finden. 

Mehr zum FRU-Mentoring: https://fru-online.de/
mentoring-programm/

Interessiert? Wenn Sie Fragen oder Anregungen ha-
ben, wenden Sie sich bitte an das FRU-Mentoring-Team: 
mentoring@fru-online.de
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Die „Christel und Klaus Wolf-Stiftung“ wurde im Sommer 
2016 gegründet. Sie hat ihren Sitz in Bad Homburg und 
geht auf eine Initiative des Ehepaars Dr. Christel Wolf und 
Prof. em. Dr. Klaus Wolf zurück. Christel Wolf ist seit der 
Gründung Vorstandsvorsitzende der Stiftung. Klaus Wolf 
(1938–2014) war Geograph und Inhaber des Lehrstuhls 
für Kulturgeographie an der Johann Wolfgang Goethe- 
Universität in Frankfurt/Main. Nach einem Studium an den 
Universitäten Heidelberg, Freiburg, München und Frank-
furt promovierte Klaus Wolf 1964 mit einer Dissertation 
über die Versorgungsfunktionen in Frankfurt am Main und 
der Region. Mit einer empirischen Studie zum Vergleich 
von Geschäftszentren in 15 westdeutschen Städten habili-
tierte er sich 1970 in Frankfurt am Main. Danach war Klaus 
Wolf zunächst an den Universitäten Bonn und Erlangen tä-
tig, bevor er 1972 den Lehrstuhl für Kulturgeographie an 
der Goethe-Universität in Frankfurt am Main übernahm. 
Diesen hatte er bis zu seiner Emeritierung im Jahr 2004 
inne. Die wissenschaftlichen Interessen von Klaus Wolf 
galten vor allem der Stadtgeographie, der Geographie der 
Freizeit und des Tourismus sowie der Raumplanung. Dabei 
hat er sich über viele Jahrzehnte mit der Entwicklung des 
Bundeslandes Hessen und hier insbesondere mit der 
Rhein-Main-Region befasst. Dazu hat er mit seinen Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeitern eine Vielzahl von Publika-
tionen verfasst, von denen hier insbesondere der im Jahr 
2000 erschienene Regionalatlas Rhein-Main hervorzu - 
heben ist.

In seiner wissenschaftlichen Arbeit verband Klaus 
Wolf die empirisch-analytische Perspektive der Human-
geographie mit dem gestaltenden Selbstverständnis der 
Raumplanung. In diesem Sinne war er auch in der Beratung 
von Politik und Planungspraxis, insbesondere im Land Hes-
sen und in der Rhein-Main-Region, sehr aktiv. Über drei 
Jahrzehnte war Klaus Wolf in der ARL ausgesprochen enga-
giert tätig. Im Jahr 1984 wurde er in Anerkennung seines 
Engagements zum Korrespondierenden Mitglied der ARL 
berufen und 1990 zu ihrem Ordentlichen Mitglied gewählt. 
Er war in zahlreichen Arbeitsgremien – insbesondere über 
mehrere Jahrzehnte in der Landesarbeitsgemeinschaft 
Hessen/Rheinland-Pfalz/Saarland, jetzt ARL-Forum Mitte – 
Südwest – sowie in mehreren Redaktionsaus schüssen aktiv 
und hat an einer Vielzahl von Publikationen der Akademie 
mitgewirkt. Vor allem in den 1990er Jahren hat er die Ar-
beit der ARL maßgeblich geprägt, da er 1995/1996 und 
1999/2000 Vizepräsident der ARL sowie 1997/1998 ihr Prä-
sident war.

Ein ganz besonderes Anliegen war ihm im Rahmen 
seiner Hochschultätigkeit wie auch im Kontext der ARL die 
Förderung des Nachwuchses für Wissenschaft und Pla-
nungspraxis. So fällt etwa in die Zeit seiner Mitgliedschaft 
im ARL-Präsidium die Gründung des damaligen Jungen Fo-
rums, jetzt Forum Nachwuchs der ARL. Nachwuchsför-
derung steht auch im Mittelpunkt der Aktivitäten der Chris-
tel und Klaus Wolf-Stiftung, deren Stiftungskapital vom 
Ehepaar Christel und Klaus Wolf eingebracht wurde. So ist 
gemäß Satzung „die Förderung der Zusammenarbeit zwi-
schen Wissenschaft und Praxis sowie des wissenschaft-
lichen Nachwuchses im Rahmen der Aufgaben der ARL“ 
Zweck der Stiftung. Dieser wird operativ in enger Koope-
ration mit dem FRU – Förderkreis für Raum- und Umwelt-
forschung e. V. (fru-online.de) und der ARL verwirklicht, 
wobei insbesondere die sehr umfangreichen Aktivitäten 
des FRU zur Förderung des Nachwuchses in raumbezoge-
ner Wissenschaft und planerischer Praxis beitragen und 
entsprechend finanziell unterstützt werden. Die enge Ver-
knüpfung der Stiftung mit der ARL und dem FRU spiegelt 
sich auch in der Zusammensetzung des Vorstandes wider: 
Vorstandsvorsitzende ist Dr. Christel Wolf, weitere Vor-
standsmitglieder sind Prof. Dr. Rainer Danielzyk, Prof. Dr. 
Thomas Döring, Prof. Dr. Andreas Klee und Prof. Dr. Ulrike 
Weiland. 

Die ARL und der FRU sind der Christel und Klaus 
Wolf-Stiftung für die jährlich wiederkehrende großzügige 
Bereitstellung von finanziellen Mitteln zu großem Dank ver-
pflichtet. Dadurch ist eine inzwischen sehr vielfältige und 
qualitativ hochwertige Nachwuchsförderung für Wissen-
schaft und Planungspraxis gesichert. In den letzten Jahren 
konnte das Spektrum der Förderaktivitäten durch die Ver-
gabe eines Preises für herausragende Arbeiten des wissen-
schaftlichen Nachwuchses (FRU-Förderpreis) und das 
Mentoring-Programm zur Förderung von Frauen in Wis-
senschaft und Praxis deutlich erweitert werden. Das Port-
folio umfasst inzwischen u. a. Stipendien für Reisen zu in-
ternationalen Kongressen, Workshops zur Förderung der 
Vermittlung wissenschaftlicher Sachverhalte in allgemein-
verständlicher Form sowie einen „Kreativfonds“. Dabei ist 
besonders das außergewöhnliche Engagement von Chris-
tel Wolf hervorzuheben, die – obgleich als Zahnärztin und 
Kieferorthopädin eigentlich „fachfremd“ – mit großem Ein-
satz die Stiftung führt. Zu ihrer Motivation äußert sie sich 
im folgenden Interview. 

CHRISTEL UND KLAUS WOLF- 
STIFTUNG
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Das Gespräch führte Rainer Danielzyk mit 
Christel Wolf am 25. Juli 2023 in Bad Homburg
Rainer Danielzyk: Frau Dr. Wolf, wir wollen Sie den Lese-
rinnen und Lesern der ARL-Nachrichten als Stifterin und 
Vorsitzende der Christel und Klaus Wolf-Stiftung vorstel-
len. Wo kommen Sie her, was haben Sie im Laufe Ihres 
Lebens beruflich gemacht und wie sind Sie zur Raumpla-
nung bzw. zur ARL gekommen?

Christel Wolf: Ich bin 1940 in Lahr/Baden in der Nähe von 
Freiburg geboren. Mein Vater war Zahnarzt. Ich bin recht 
wohlbehütet aufgewachsen, natürlich – wie es damals 
weitgehend üblich war – haben die Eltern bestimmt, wel-
chen Beruf die Kinder zu ergreifen hatten. Es blieb nichts 
anderes übrig, als dass ich von klein auf dazu erzogen wur-
de, Zahnmedizin zu studieren und keinerlei Chance hatte, 
meine eigentlichen Studienwünsche zu verwirklichen, wie 
z. B. Architektur zu studieren. Nein, das war nicht möglich. 
Ich wurde also im Alter von 18 Jahren nach Heidelberg zum 
Studium der Zahnmedizin geschickt. Bis zum absolvierten 
Physikum blieb ich da. Dann wollte ich unbedingt wechseln, 
um in Freiburg Ski zu laufen. Das war mit den klinischen 
Semesteranforderungen dort leicht zu vereinbaren. Da 
meinem Vater das aber gar nicht gefiel, wurde ich nach 
diesem Wintersemester nach Tübingen geschickt und er-
hielt dort nach vier Semestern 1964 mein Staatsexamen 
und die Promotion. Dazu muss ich anmerken, dass die Un-
terlagen für die Promotion weitgehend abends und nachts 
in der Klinik erarbeitet wurden.

Dann kam die Assistentenzeit, die ich zunächst zu 
Hause absolvieren sollte. Das gefiel mir unter der Aufsicht 
der Eltern aber erneut nicht. Kurz entschlossen stellte ich 
fest, dass ich noch sehr viel mehr Praxiserfahrung sammeln 
müsste und entschied mich für eine Assistentenstelle in 
Langnau im Emmental in der Schweiz. Es war ein herrliches 
Jahr. Doch der Vater bestimmte nach 13 Monaten wieder, 
dass ich nun genug gesehen hätte und endlich wieder zu 
Hause zu sein hätte, damit er entlastet würde. Kurz und 
gut, zwei bis drei Monate hielt ich es dann zu Hause aus und 
dann kam erneut der Bruch. Ich brach wieder aus dem Ge-
füge aus, da der Geograph Klaus Wolf darauf drängte, dass 
ich nun endlich mal nach vielen Jahren, die wir uns schon 
kannten, nach Frankfurt kommen solle. Das habe ich dann 
auch getan, natürlich gaben die Eltern keine Unterstützung. 
Wir wollten aber beweisen, dass wir auch ohne finanzielle 
Hilfe der Eltern zurechtkommen würden. Ich entschied, 
zwei Jahre nicht beruflich tätig zu sein. Es ging sehr, sehr 
gut von einem Assistentengehalt der Geographie zu zweit 
zu leben. Es war schwierig, aber diese Zeit haben wir gut 
überstanden und sie hat uns auch geprägt.

In dieser Zeit war mein Mann mit seiner Habilitations-
arbeit befasst und ich leistete kleine Zuarbeiten und habe 
z. B. Lochkarten nach Darmstadt zum Rechenzentrum der 
TU gefahren. Er hatte ja seine Assistentenstelle tagsüber 
auszufüllen und so habe ich eben die Arbeiten eines Hiwis 
übernommen und Einblick in die Geographie gewonnen. 
Doch bald haben wir dann festgestellt, dass es so nicht wei-
tergehen könne und ich auch meinen eigentlichen Beruf 
wieder ausüben sollte. Nun, als Zahnärztin fühlte ich mich 
eigentlich nicht wohl. Ich konnte keine Zähne extrahieren, 

da mir die Patienten leidtaten. Ich entschloss mich für das 
Spezialgebiet der Kieferorthopädie. Dafür waren nochmals 
drei Jahre Fachausbildung notwendig. Mindestens ein Jahr 
davon muss in einer Klinik absolviert werden und das war 
die große Schwierigkeit, denn die Stellen waren sehr be-
grenzt. Doch ich hatte das große Glück, eine Stelle im 
Carolinum in Frankfurt zu erhalten. Das fiel in die gleiche 
Zeit, in der mein Mann nach Erlangen auf eine C3-Professur 
berufen wurde. Ich ging natürlich nicht mit nach Erlangen, 
denn so eine Ausbildungsstelle gibt man nicht auf. Nach 
drei Semestern wurde mein Mann nach Frankfurt berufen. 
Also war ein Praxisstandort zu suchen. Mein Mann empfahl 
– nach Auswertung der statistischen Daten – Oberursel/
Taunus und ich gründete 1973 meine eigene kieferortho-
pädische Praxis, die ich 29 Jahre lang geführt habe und aus 
der auch ein Teil der Ressourcen für die Christel und Klaus 
Wolf-Stiftung stammt. Im Jahre 2002 übergab ich die Praxis 
an eine junge Kollegin.

Rainer Danielzyk: Wie ist Ihre Verbindung zur Geographie 
und Raumplanung entstanden? Fachlich sind Sie ja etwas 
weiter weg davon.

Christel Wolf: Schlicht und einfach durch die Freundschaft 
und dann durch die Ehe mit Klaus Wolf.

Rainer Danielzyk: Nun sind ja viele Leute verheiratet mit 
Partnerinnen und Partnern aus anderen Berufen. Sie sind ja 
nicht immer mit deren Fachgebieten eng verbunden.

Christel Wolf: Ja, aber wir haben uns immer sehr intensiv 
über beide Fachgebiete ausgetauscht. 

Rainer Danielzyk: Sie haben einmal erzählt, dass Sie da-
mals viele seiner Kollegen kennengelernt haben.

Christel Wolf: Ja, besonders auch ausländische Kollegen, 
zu denen immer noch Kontakte bestehen. Jetzt allerdings 
lässt dies aus Altersgründen leider sehr nach. Wissen Sie, 
ich kam damals in Frankfurt in eine ganz andere Welt – aus 
dem südbadischen ländlichen Raum nach Frankfurt. Von 
den Eltern und Bekannten wurde mir das Schlimmste pro-
phezeit. Aber für mich war es eine neue, interessante Welt. 
Ich fühlte mich da einfach wohl. Aus dieser Zeit stammen 
die Hintergründe für die Gründung der Stiftung. Junge 
Menschen sind heute vielleicht in der gleichen Situation – 
vielleicht in noch unsicherer, als wir das damals waren.

Rainer Danielzyk: Was hat Sie motiviert, die Stiftung auf 
Geographie und Raumplanung auszurichten? Sie hätten ja 
auch andere Stiftungszwecke wählen können, wie bspw. 
Naturschutz, Kultur oder Heimat. 

Christel Wolf: Mein Mann hatte das schon angedacht, 
allerdings dann nicht mehr verwirklichen können. Ich habe 
den Gedanken der Stiftung einfach in seinem Sinne aufge-
nommen. Es war seine Intention, junge Menschen in ihrer 
Aus- und Weiterbildung zu fördern, weil wir selbst wussten, 
wie wenig Mittel man in diesen jungen Jahren zur Verfü-
gung hat. 
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Rainer Danielzyk: Ich habe den Eindruck, wenn ich das so 
sagen darf, Sie haben auch eine gewisse persönliche Nähe 
zur Geographie entwickelt. Sie reisen ja auch gern, nicht 
einfach nur touristisch, sondern vielfach auch auf Fach-
exkursionen. Was fasziniert Sie daran? 

Christel Wolf: Weil es ja viel interessanter ist, mit Ihren 
Fachkollegen zu reisen. Ich habe einmal eine Reise nach 
China gemacht, aber da war lange nicht dieser wissen-
schaftliche Hintergrund, wie ich ihn mit Geographen erhal-
te. Meistens führt doch bei den geographischen Exkur-
sionen ein Fachkollege, der in diesem Gebiet arbeitet und 
natürlich profunde Kenntnisse hat.

Rainer Danielzyk: Man klagt heutzutage oft darüber, dass 
jüngere Menschen mehr an sich selbst denken würden und 
an ihr eigenes Wohlergehen und soziale Sicherheit. Wie 
kann man aus Ihrer Sicht und aus Ihrer Lebenserfahrung 
heute junge Menschen motivieren, engagiert Wissenschaft 
in einer gesellschaftlich verantwortlichen Weise zu betrei-
ben oder in der Raumplanung gemeinwohlorientiert tätig 
zu sein? So, wie Sie auch die Stiftung gemeinwohlorientiert 
ausgerichtet haben. Wie kann man jüngere Menschen dazu 
motivieren, auch im Sinne des Gemeinwohls tätig zu sein?

Christel Wolf: Da muss man die Ambivalenz zwischen Be-
ruf und Privatleben sehen und sinnvoll abwägen. Vielleicht 
wird heute die Privatheit überbetont. Das ist zwar positiv 
auf der einen Seite, aber als Wissenschaftler sollte man 
dann doch eine Entscheidung treffen. Wir haben häufig 
auch am Wochenende am Schreibtisch gearbeitet, weil es 
neben der Berufstätigkeit – auch in meinem Fachgebiet – 
einfach erforderlich war, um zu Ergebnissen zu kommen. 
Was soll man empfehlen? Die Balance zu finden zwischen 
Privatleben und Wissenschaft. So würde ich es sehen. Doch 
das sollte jeder für sich entscheiden. Viele wollen auch kei-
ne verantwortlichen Positionen mehr. In meinem Fachge-
biet ist es oft wichtiger, im Angestelltenverhältnis versorgt 
zu sein und ab fünf Uhr Dienstschluss zu haben, statt sich in 
der freien Praxis zu behaupten. Das erfordert Verzicht und 
Einsatz. Es ist nicht bequem.

Rainer Danielzyk: Die Stiftung ist 2016 gegründet worden. 
Sie arbeitet jetzt sehr erfolgreich sieben Jahre und hat 
durch ihre vielfältigen Fördermaßnahmen schon viel er-
möglicht und vor allem die Arbeit des FRU unterstützt. Wir 
sind daher alle sehr zufrieden mit der Stiftung, freuen uns 
darüber und danken Ihnen sehr! Was wünschen Sie sich für 
die Zukunft der Stiftung?
Christel Wolf: Ich kann mir gar nichts Besseres wünschen, 
als dass es in diesem Sinne weitergeht und bedanke mich 
bei allen Beteiligten für die Unterstützung und die Initiative, 
die sie in die Stiftung einbringen. 

Rainer Danielzyk: Herzlichen Dank für das Gespräch!

D R .  CH R I S TE L WO LF
Vorstandsvorsitzende der Christel und Klaus 
Wolf-Stiftung

PRO F.  D R .  R A I N E R DA N I E L Z Y K 
Professor für Raumordnung und Regional-
entwicklung am Institut für Umweltplanung 
der Leibniz Universität Hannover; zuvor 
Generalsekretär der ARL (2013–2024)

Der Vorstand des FRU – Förderkreis für Raum- und Um-
weltforschung e. V. möchte die Gelegenheit nutzen, um 
Christel Wolf und der Christel und Klaus Wolf-Stiftung 
an dieser Stelle noch einmal besonders für ihr Engagement 
und die großzügige finanzielle Unterstützung der FRU- 
Nachwuchsaktivitäten zu danken. 

Der FRU ist der Christel und Klaus Wolf-Stiftung und 
namentlich Frau Dr. Wolf zu tiefem Dank verpflichtet. 
Die großzügige jährliche Spende der Stiftung ermög-
licht dem FRU nun schon seit sieben Jahren eine Viel-
zahl von Maßnahmen zur Förderung von Nachwuchs-
fachkräften und zur Verknüpfung von Wissenschaft 
und Praxis, die allein mit den Mitgliedsbeiträgen in 
diesem Umfang nicht möglich wären. Das Mentoring, 
die Journalismus-Workshops und der FRU-Förder-
preis werden zu einem großen Teil aus Stiftungsmit-
teln finanziert. Auch das Treffen der Generationen im 
Rahmen des ARL-Kongresses, die Internationalen 
Sommerschulen der ARL sowie das Forum Nach-
wuchs können dank der Stiftungsmittel durch den 
FRU finanziell unterstützt werden. Insbesondere 
schätzen wir sehr, dass der FRU aufgrund einer testa-
mentarischen Verfügung von Frau Dr. Wolf eine lang-
jährige Planungssicherheit erhalten hat. Dies ermög-
licht es uns, die Förderaktivitäten über Jahre hinweg 
durchzuführen. Unser herzlicher Dank hierfür gilt 
Frau Dr. Wolf!

Für den FRU-Vorstand
Ulrike Weiland
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Zu viel des Wandels? 
Widersprüche und Aufbrüche in der sozial-
ökologischen Transformation
Kommt die „Große Transformation“ ins Stocken, bevor sie 
richtig begonnen hat? In den Augen vieler Menschen ver-
läuft der Übergang zu einer nachhaltigen und klimaneu-
tralen Gesellschaft zu langsam. Allerdings sehen sich selbst 
begrenzte Bemühungen derzeit mit massiven Gegenreak-
tionen konfrontiert. Themen wie Wärmewende, Verkehrs-
wende oder der ökonomische Wandel im Kontext des 
„Green Deals“ werden emotional diskutiert.

Politische Entscheidungsverantwortliche sehen sich 
Lobbyinteressen, Fehlinformationen und einer zunehmen-
den politischen Radikalisierung ausgesetzt. Menschen, die 
in ihren Kommunen und Regionen die Transformation 
vorantreiben und innovative Projekte umsetzen, sind zahl-
reichen Sachzwängen, emotionalen Debatten und Protes-
ten bis hin zu gewalttätigen Übergriffen ausgesetzt. Dabei 
sind Regionen, Städte und Gemeinden entscheidende 
Arenen für das, was als „Große Transformation“ bezeichnet 
wird. Dieser große Wandel kann nur gelingen, wenn sich 
viele lokale und regionale Einzelinitiativen zusammenfügen. 
Daher stellt sich die Frage: Wie können wir der Transforma-
tion auf lokaler Ebene und in größerem Maßstab neuen 
Schwung verleihen?

Dieser Frage wollen wir in Impulsvorträgen und 
Workshops nachgehen. Eingeladen sind nationale und in-
ternationale Expertinnen und Experten aus der Wissen-
schaft, Gestalterinnen und Gestalter aus der Praxis, poli-
tisch Verantwortliche in Kommunen, Bund und Ländern, 
Verwaltungsangestellte, Mitglieder von Initiativen, Jour-
nalistinnen und Journalisten sowie alle anderen, die sich 
mit dem Wandel auseinandersetzen.

Für die Impulsvorträge wurden hochkarätige Redner 
gewonnen

 > Dirk Messner, Präsident des Umweltbundesamtes, 
Dessau-Roßlau

 > Andreas Novy, Institute for Spatial and Social-Ecological 
Transformations, Wirtschaftsuniversität Wien

 > Nicolas Schmit (angefragt), EU-Kommissionsmitglied 
(2019–2024) „Beschäftigung und soziale Rechte“, 
Brüssel

Workshop-Themen

 > Lokale Konflikte und Oppositionen in Bezug auf Trans-
formationsprojekte

 > Lokale und regionale Gestaltungsmöglichkeiten und 
Experimente

 > Transformation und öffentliche Verwaltung

 > Wohlstandsalternativen

Zeit und Veranstaltungsort

 > Wann: Do. 26. bis Fr. 27. Juni 2025

 > Wo: GLS Campus Berlin

 > Anmeldung: Die Registrierung startet im Januar 2025, 
bitte merken Sie sich den Veranstaltungstermin bereits 
vor

 > Raumwissenschaftliches Kolloquium 2025 | Leibniz-r.de

Das Raumwissenschaftliche Kolloquium wird vom 
Leibniz-Forschungsnetzwerk „Räumliches Wissen für Ge-
sellschaft und Umwelt – Leibniz R“ ausgerichtet. Es behan-
delt strategische raumwissenschaftliche Fragestellungen 
von übergreifender Bedeutung für eine inter- und trans-
disziplinäre Fachöffentlichkeit.

Wir freuen uns auf Ihr Kommen.

RAUMWISSENSCHAFTLICHES 
KOLLOQUIUM AM 26./27. JUNI 
2025 IN BERLIN
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Als Informationsservice für die For-
schung und zur Förderung des 
Trans fers raumwissenschaftlicher For-
schungsergebnisse in die Praxis wird im 
ARL-Journal in jedem Heft auf raum-
relevante Bei träge aus national und in-
ternational bedeutsamen Zeitschriften 
hingewiesen. Vollständigkeit wird nicht 
angestrebt. Über Hinweise auf erwäh-
nenswerte Arbeiten freut sich die Re-
daktion.
Die Aufsätze werden nur einmal – nach 
ihrem inhaltlichen Schwerpunkt – einer 
Rubrik zugeordnet. 
Die Zeitschriftenschau ist wie folgt  
gegliedert:

1. Theoretische und  
methodische Grundlagen

2. Raumplanung  
und -entwicklung

3. Umwelt

4. Wirtschaft

5. Soziales

6. Infrastruktur
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NEUERSCHEINUNGEN AUS ANDEREN VERLAGEN

URBANE M IX TUREN
Städtebau und Stadtplanung als 
relationales Handlungsfeld
Christian Peer, Angelika Psenner (Hrsg.)

Zeitgemäße Stadtplanungskonzepte set-
zen die städtebauliche Mischung als 
Grundprinzip voraus und erkennen darin 
eine zwar herausfordernde, aber notwen-
dige Praxis. In der Umsetzung ist sie je-
doch umstritten und bleibt oft unerreicht 
oder im Ergebnis überraschend anders- 
artig. Die Beiträger/innen setzen sich kri-
tisch mit Aspekten der urbanen Mischung 
und der damit verknüpften Rolle von Ar- 
chitektur und Planung auseinander. Sie be-
leuchten Widersprüche und Herausforde-
rungen und nennen Beispiele für neuartige 
Perspektiven und Qualitäten des Urbanen, 
für deren Sinnhaftigkeit, Erfolg oder Schei-
tern. Ihre Analysen liefern Grundlagen für 
das gegenwärtige und zukünftige kollabo-
rative Planen und Bauen.
ISBN 978-3-8376-6236-8

Open Access – DOI: https://doi.
org/10.14361/9783839462362

REFLEC TING ON PR AC TICES
New Directions for Spatial Theories
Friederike Landau-Donnelly, Hanna Carlsson, 
Arnoud Lagendijk (Eds.)

This collection of essays aims to better un-
derstand what researchers do when they 
practice research. The team of contribu-
tors – which includes human geographers, 
urban planners and environmental scien-
tists – expose various epistemological, on-
tological and methodological challenges 
to pin down what practices “are”. The es-
says showcase how practice theory can 
help spatial scientists generate new and 
future-oriented insights on debates such 
as mobility, relationality, and forms of criti-
cal spatial practice. In this way, the book 
reinforces a specifically geographic and 
spatial account that is needed for the de-
velopment of practice theory while also 
shining new light on current debates wi-
thin practice theory on power, politics and 
space. The book positions practices as the 
point of departure to study and concep-tu-
alize socio-spatial life.
ISBN 978-1-78821-574-9

Open Access – URL: https://library.
oapen.org/handle/20.500.12657/86477

KLIM AWANDEL UND 
ENERG IE WENDE G ES TALTEN
Vorbereitungsstudie 
Raumordnungsbericht 2024
BBSR (Hrsg.)

Zur Vorbereitung des Raumordnungs- 
berichts 2024 fasst die Publikation Analy-
seergebnisse der Vorstudie zusammen. Im 
Fokus stand die Frage, wie das Leitbild 
„Klimawandel und Energiewende gestal-
ten“ der Ministerkonferenz für Raumord-
nung (MKRO) von 2016 im Rahmen der 
Raumordnung der Länder und Regionen 
sowie Entschließungen dazu umgesetzt 
wurden.
Neben der Auswertung von Strategie- 
dokumenten und Raumordnungsplänen 
erfolgte eine Geodatenanalyse zum Aus-
bau erneuerbarer Energien und zum Netz-
ausbau sowie eine Flächenbedarfsprog- 
nose. Gute Beispiele für die raumplaneri-
sche Hochwasservorsorge, den Ausbau 
erneuerbarer Energien, den Hitze- oder 
Moorschutz werden dargelegt.
Die Ergebnisse zeigen: Das MKRO-Leitbild 
„Klimawandel und Energiewende gestal-
ten“ fand zwar Eingang in Strategiedoku-
mente und Raumordnungspläne, viele As-
pekte aber oft nur vereinzelt oder gar 
nicht. Die Ergebnisse stehen in deutlichem 
Kontrast zur Dynamik des Klimawandels, 
der ambitionierte raumordnerische Stra-
tegien zur Klimaanpassung erfordert. Der 
Bericht schließt mit gutachterlichen raum-
ordnungspolitischen Empfehlungen für 
den Klimawandel und die Energiewende.
ISBN 978-3-87994-547-4

Open Access – URL: https://www.bbsr.
bund.de/BBSR/DE/veroeffentlichungen/
sonderveroeffentlichungen/2023/
klimawandel-energiewende-vorstudie-
rob-2024.html

Klimawandel und Energiewende gestalten

Vorbereitungsstudie  
Raumordnungsbericht 2024

Erneuerbare Energien und Netze

Kernenergie (potenzieller
künftiger Netzverknüpfungspunkt)

Kohle

verstädterte Räume

ländlich geprägte Räume

Vorhandener Schwerpunktraum
konventioneller Energieerzeugung
(Stand 06/2015)

Raumstruktur

Vorhandener Schwerpunktraum
erneuerbare Energien

Übertragungsnetzkorridore

Ausbau der Off-shore-Windparks
(Off-shore NEP 2014)

Windenergie (Stand 12/2013)

Solarenergie (Stand 12/2013)

Energie aus Biomasse (Stand 12/2013)

bestehendes Höchstpannungs-
übertragungsnetz mit Ausbaubedarf
(Stand 03/2014)

Wasserkraft (Stand 06/2015)

Gas

Die Karte veranschaulicht lediglich beispielhaft das Leitbild.
Die Signaturen stellen keine planerischen Festlegungen dar.
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WIRT SCHAF T SG EOG R APHIEN 
DER NACHHALTIG KEIT
Julia Affolderbach, Christian Schulz

In der Humangeographie ist die Beschäf-
tigung mit Nachhaltigkeit von zentraler 
Bedeutung. Die Frage, wie die sozialöko-
logische Transformation in Zeiten von Kli-
mawandel, Ressourcenknappheit und Bio-
diversitätsverlust möglich ist, bestimmt 
maßgeblich die Ausrichtung des Fachs 
und schlägt sich auch in den Lehrplänen 
der Hochschule nieder. Dieser wachsen-
den Relevanz begegnen Julia Affolderbach 
und Christian Schulz mit einem Lehrbuch 
neuen Typs. Mit Bezug auf aktuelle Debat-
ten etwa zu Dekarbonisierung, zirkulärem 
Wirtschaften, Umweltgerechtigkeit oder 
Postwachstum und mittels eingängiger 
sektoraler und regionaler Beispiele ver-
mitteln sie die theoretisch-konzeptio-
nellen Grundlagen sowie die Anwendungs-
bereiche der wirtschaftsgeographischen 
Nachhaltigkeitsforschung. In der Rubrik 
„Raus ins Feld“ kommen in Interviews und 
Kurzportraits Praktiker/innen und For-
scher/innen zu Wort und geben wertvolle 
Einblicke in die Praxis. Darüber hinaus 
sorgen interaktive Tests und Videos für 
eine zeitgemäße Lernerfahrung und ma-
chen das umfassende Werk zum idealen 
Begleiter für alle Studierenden der Geo-
graphie.
ISBN 978-3-8252-6132-0

L ÄNDLICHE UTOPIEN
Herausforderungen und Alternativen 
regionaler Entwicklungen
Michael Mießner, Matthias Naumann, Ulrike 
Grabski-Kieron, Annett Steinführer, Werner 
Nell, Marc Weiland (Hrsg.)

Sterbende Dörfer, Verödung und Nieder-
gang: In Wissenschaft und Medien stehen 
ländliche Räume häufig für Orte des Man-
gels und der Benachteiligung. Zugleich 
bringen utopisch anmutende Vorstellun-
gen und Bilder des Lebens auf dem Land 
so viel Glanz mit sich, dass sie in Werbung 
und Kultur sowie in den Wünschen und 
Orientierungen vieler Menschen Anklang 
finden. Die Beiträger/innen gehen aus un-
terschiedlichen Perspektiven diesem uto-
pischen Glanz nach. Sie fragen, inwiefern 
„Utopien des Ländlichen“ ein Zugang sein 
können, um Vorstellungen eines gelingen-
den gesellschaftlichen Zusammenlebens 
zu entwickeln und zu erproben – und wel-
che konkreten Forderungen für die Regio-
nalentwicklung und -politik damit verbun-
den sind.
ISBN 978-3-8376-7233-6

Open Access – DOI: https://doi.
org/10.14361/9783839472330

URBANE TR AN SFORM ATION 
DURCH SOZIALE INNOVATION
Schlüsselbegriffe und Perspektiven
Christian Peer, Emanuela Semlitsch, Simon 
Güntner, Mara Haas, Andreas Bernögger 
(Hrsg.)

Die Transformation zur Nachhaltigkeit 
steht weit oben auf der Agenda europä-
ischer Städte. Für die gelingende Bewäl-
tigung dieses grundlegenden und weitrei-
chenden Wandels ist es nötig, sich über 
Begriffe und Konzepte zu verständigen. 
Denn auch diese verändern sich, werden 
unterschiedlich verwendet und gedeutet, 
gesellschaftlich ausverhandelt, hinter-
fragt, verworfen, vergessen und neu ent-
deckt. Dieser Sammelband will zu konzep-
tioneller Klarheit beitragen und zugleich 
neue Perspektiven für die praktische und 
wissenschaftliche Auseinandersetzung 
mit urbaner Transformation eröffnen. 
Unter Einbeziehung unterschiedlicher und 
auch kontroverser Positionen widmen sich 
die Autorinnen und Autoren je einem 
Schlüsselbegriff. Der Akzent auf soziale 
Innovation – selbst ein schillerndes und 
kritisch zu diskutierendes Konzept – wurde 
gesetzt, um nach wie vor dominierende 
technik- und ökonomiezentrierte Ansätze 
herauszufordern und damit den Spiel- 
raum für nachhaltige Ansätze der urbanen 
Transformation zu erweitern.
ISBN 978-3-85448-063-1

Open Access – DOI: https://doi.
org/10.34727/2024/isbn.978-3-85448-
064-8
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S TADT VON RECHT S
Über Brennpunkte und 
Ordnungsversuche
Johann Braun

Das Land wählt rechts, die Rechte zieht es 
aufs Land. Bis heute scheint diese Geogra-
phie vielen Betrachter/innen einleuchtend. 
Aus dem Blick gerät die Stadt. Und damit 
die vielfältigen Hinweise auf eine ausge-
prägte rechte Lust an der zynischen und 
euphorischen Auseinandersetzung mit 
diesem Zentrum gesellschaftlicher Auf-
merksamkeit. „Stadt von Rechts“ verfolgt 
diese ambivalente Auseinandersetzung 
bis in die Gegenwart. Sichtbar wird zy-
nischer Hass auf die Dichte und Wider-
sprüchlichkeit städtischer Räume, wie 
auch das rechte Verlangen nach Diszipli-
nierung und Identifikation. Dabei scheint 
beides elementar für die rechte Beschrei-
bung von Gegenwart und Zukunft.
ISBN 978-3-95732-583-9

HANDBUCH KRITISCHE 
S TADTG EOG R APHIE
6., vollständig überarbeitete Auflage
Bernd Belina, Matthias Naumann, Anke 
Strüver (Hrsg.)

Nach fünf Auflagen in den letzten zehn Jah-
ren präsentiert sich das Handbuch Kriti-
sche Stadtgeographie komplett aktuali-
siert und erweitert. Die 72 Einträge zu 
Theorien, Methoden und Themen Kriti-
scher Stadtgeographie, verfasst von aus-
gewiesenen Autorinnen und Autoren, sind 
teils ganz neu geschrieben, teils grund- 
legend überarbeitet worden.
Urbane Phänomene, Konflikte und Kämp- 
fe wandeln sich mit der Entwicklung von 
Städten. Die Kritische Stadtgeographie 
trägt dazu bei, diese zu benennen, zu er-
klären sowie progressive Lösungsansätze 
zu formulieren. Auch hilft sie zu verstehen, 
welche Interessen, Koalitionen und Struk-
turen emanzipatorische Initiativen unter-
stützen, in viel zu vielen Fällen aber auch 
blockieren oder verunmöglichen. Neben 
Einführungen in relevante Theorien, Me-
thoden und Begriffe finden sich auch zahl-
reiche Einträge, in denen aktuelle Themen 
politischer Praxis in Städten diskutiert 
werden.
Das Handbuch hilft Studierenden ab dem 
ersten Semester sowie auch Menschen 
jenseits von Lehre und Forschung dabei, 
sich der Kritischen Stadtgeographie zu 
nähern.
ISBN 978-3-98634-099-5

L ANDSC APES FOR FUTURE 
– L ANDSCHAF TEN UND
SOZIAL- ÖKOLOG ISCHE
TR AN SFORM ATIONEN
Markus Leibenath, Ludger Gailing, Alena 
Birnbaum (Hrsg.)

Weltweite Krisenphänomene wie der Kli-
mawandel, der rapide Schwund von Tier- 
und Pflanzenarten sowie der Verlust 
wertvoller Böden verdeutlichen, dass so-
zial-ökologische Transformationen nötig 
sind. Bei diesen tiefgreifenden Verände-
rungen können Landschaften eine wich-
tige Rolle spielen, weil sie sowohl Grund-
lage als auch Ergebnis unserer Wirt- 
schafts- und Lebensweise sind.
Dieses Buch gibt einen umfassenden 
Überblick über die Zusammenhänge zwi-
schen Landschaftsdenken und sozial-öko-
logischem Wandel und beantwortet u. a. 
Fragen:
> Welche Vorstellungen von einem trans-

formativen Landschaftswandel gibt es? 
> Wie initiiert man Prozesse der Refle-

xion und Kommunikation über nach-
haltige Landschaften?

> Welche Rolle können Planer/innen und 
andere Akteure im Landschaftswandel 
hin zu größerer Nachhaltigkeit spielen?

> Welche Governance-Ansätze können 
genutzt werden, um landschaftsbezo-
gene Transformationsprozesse zu ge-
stalten?

> Welche Widerstände und Konflikte gibt 
es und wie kann mit ihnen umgegangen 
werden?

> Welche Beispiele gibt es, in denen 
Landschaften als Experimentierräume 
oder Reallabore für sozial-ökologische
Transformationen genutzt werden?

ISBN 978-3-658-43081-8
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